
P
A

N
O

R
A

M
A

 
O

F
 

T
H

E
 

E
U

R
O

P
E

A
N

 
U

N
I

O
N

 
 

 
 Messung der Fortschritte 

auf dem Weg zu einem 

Indikatoren für nachhaltige Entwicklung für die Europäische Union

DATEN 1990-2005

5
0

0
2 

E
B

A
G

S
U

A

E U R O P ˜ I S C H E
K O M M I S S I O N

THEMENKREIS
Allgemeine und
Regionalstatistiken

nachhaltigeren EuropaP
A

N
O

R
A

M
A

 
D

E
R

 
E

U
R

O
P

˜
I

S
C

H
E

N
 

U
N

I
O

N



Zahlreiche weitere Informationen zur Europäischen Union sind verfügbar über Internet, Server Europa
(http://europa.eu.int).

Luxemburg: Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2006

ISBN 92-894-9767-X

' Europäische Gemeinschaften, 2006

Europe Direct soll Ihnen helfen, Antworten auf Ihre Fragen zur Europäischen Union zu finden

Gebührenfreie Telefonnummer (*):

00 800 6 7 8 9 10 11
(*) Einige Mobilfunkanbieter gewähren keinen Zugang zu 00 800-Nummern oder berechnen eine Gebühr.

Thema 4: © PhotoAlto; Thema 5: © Jean-Jacques Patricola; Thema 6: © Jean-Jacques Patricola; Thema 7: © PhotoDisc;
FThema 8: © PhotoDisc; Thema 9 (2 otos): © Nuria Munarriz; Thema 10: © Javier Bonilla

FCopyright für die folgenden Fotos: Thema 1: © Corbis; Thema 2: © Artur Lemos Rodrigues; Thema 3 (2 otos): © Pixland;



IIIIII

Bei seiner Tagung in Göteborg einigte sich der Europäische Rat 2001 auf eine breit angeleg-
te Strategie für eine nachhaltige Entwicklung. 2002 wurde diese Strategie um die externe 

Dimension erweitert und damit die Führungsrolle der Union im Vorfeld des Weltgipfels 2002 
in Johannesburg bekrä� igt.

Die Europäische Union bekennt sich einmütig zu einer nachhaltigen Entwicklung auf der 
Grundlage eines ausgewogenen Wirtscha� swachstums und preislicher Stabilität, einer wett-
bewerbsfähigen sozialen Marktwirtscha� , erstklassiger Bildung und sozialen Fortschritts 
sowie des Schutzes der Umwelt mit dem Ziel einer Verbesserung der Umweltbedingungen. 
Der erneuerten Agenda von Lissabon kommt mit Blick auf das übergeordnete Ziel einer nach-
haltigen Entwicklung eine wesentliche Rolle zu � sie erlaubt es der EU, die Triebkra�  einer 
dynamischeren Wirtscha�  zu nutzen, um höher gesteckte soziale und umweltbezogene Ziel-
setzungen zu erreichen. Die Synergien zwischen beiden Strategien werden Europa in die Lage 
versetzen, sich in Richtung einer zunehmend dynamischen und nachhaltigen Gesellscha�  
fortzuentwickeln.

Damit gewährleistet ist, dass die Europäische Union in der gesamten Bandbreite ihrer Tätig-
keit durch die Strategie für eine nachhaltige Entwicklung unterstützt wird, sind in der Stra-
tegie eine Reihe konkreter Zielsetzungen und Vorgaben aufgestellt. Die Überwachung und 
Messung der Fortschritte auf dem Wege zu diesen Zielvorgaben ist ein wichtiger Bestand-
teil der Strategie. In früheren Verö� entlichungen von Eurostat wurde die Liste der von den 
Vereinten Nationen vorgeschlagenen Indikatoren für eine nachhaltige Entwicklung einer Be-
wertung im europäischen Kontext unterzogen. Zwischenzeitlich hat Eurostat, au� auend auf 
dieser Grundlage und unter Nutzung des umfangreichen Wissens und der Erfahrung von 
Sachverständigen in den Mitgliedstaaten, einen Satz Indikatoren erarbeitet, die speziell darauf 
ausgerichtet sind, die Strategie für die EU zu überwachen. Dieser Schritt wurde von der Euro-
päischen Kommission Anfang 2005 o�  ziell befürwortet.

Diese Indikatoren bilden die Grundlage für die vorliegende Verö� entlichung, die als der erste 
Schritt zur Bewertung der Fortschritte auf dem Weg zur Verwirklichung der Zielsetzungen 
und Vorgaben zu sehen ist. Die hier vorgestellten Indikatoren decken ein breites Spektrum 
an � emen ab und werden � so ho� e ich � dazu beitragen, die Ö� entlichkeit verstärkt auf die 
angesprochenen Problemstellungen aufmerksam zu machen, und einen Beitrag zu den laufen-
den Gesprächen über die Überprüfung der Strategie liefern.

Joaquín Almunia
Für Wirtscha�  und Finanzen zuständiges Mitglied der Europäischen Kommission  
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Nachhaltige Entwicklung ist eine Zielsetzung, die im Interesse aller Bür-
ger der  Europäischen Union und der Menschen überall auf der Welt liegt. 
Dabei geht es um �eine Gesellscha� , die uns, unseren Kindern und Enkeln 
eine bessere Lebensqualität bietet�. Die Verwirklichung dieses Ziels erfor-
dert die Integration der wirtscha� lichen Dimension, der sozialen Dimen-
sion und der Umweltdimension unserer Gesellscha�  � �Um dieses Ziel 
zu erreichen, muss das Wirtscha� swachstum den Fortschritt im sozialen 
Bereich fördern, muss die Sozialpolitik die Leistung der Wirtscha�  unter-
stützen und die Umweltpolitik kostenwirksam sein.� 1

Als eines der grundlegenden Ziele der Europäischen Union ist die nach-
haltige Entwicklung im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
scha�  verankert 2. Die im Juni 2001 vom Europäischen Rat in Göteborg an-
genommene EU-Strategie für eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Strategy, SDS) geht zurück auf die auf dem ersten Erdgipfel 
in Rio de Janeiro 1992 gemachten Zusagen der Union für eine nachhaltige 
Entwicklung. Fester Bestandteil dieser Strategie ist die Messung der Fort-
schritte auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung, daher nahm die 
Europäische Kommission im Februar 2005 einen Satz von Indikatoren für 
nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Indicators, SDI) an.

Neben einer Beschreibung des Indikatorensatzes für die Überwachung 
der Umsetzung der Strategie soll mit diesem Dokument vor allem ein ers-
ter Zwischenbericht über den aktuellen Sachstand bei der Umsetzung der 
Strategie vorgelegt werden. In diesem Dokument wird auf der Grundlage 
der politischen Zielsetzungen eine Bewertung der Trends vorgenommen, 
die sich aus der Analyse der Indikatoren ergeben, mit denen die breite Öf-
fentlichkeit ebenso wie Entscheidungsträger über Erfolge, Kompromisse 
und Misserfolge bei der Verwirklichung der gemeinsam festgelegten Ziele 
der nachhaltigen Entwicklung informiert werden sollen. Der Schwerpunkt 
liegt auf quantitativen Trends, wobei sich die Analyse auf den im Febru-
ar 2005 gemeinsam festgelegten Satz von Indikatoren beschränkt; damit 
bietet der Bericht eine Ergänzung und zugleich einen nützlichen Hinter-
grund zu der in der Mitteilung der Kommission über die Überprüfung der 
EU-Strategie der nachhaltigen Entwicklung vorgelegten politischen Ana-
lyse. Mit einer Schilderung der Etappen in der Entwicklung der Arbeit 
von Eurostat an den Indikatoren, der Darstellung des politischen Kontexts 
und Ausführungen zum konzeptionellen Rahmen für die Indikatoren für 
nachhaltige Entwicklung sowie einer Erläuterung des in diesem Bericht 
für die Bewertung und Analyse von Trends zugrunde gelegten Konzepts 
umreißt das vorliegende Kapitel den Kontext der Analyse.
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1 �Nachhaltige Entwicklung 
in Europa für eine bessere 
Welt: Strategie der 
Europäischen Union für die 
nachhaltige Entwicklung�, 
KOM(2001) 264.

2 Artikel 2 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen 
Gemeinscha� .
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den Indikatoren für nachhaltige Entwicklung

Die Kommission der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung (United Nations Com-
mission on Sustainable Development, UNCSD) schlug 1996 eine Liste mit 134 Indikatoren 3 
vor, die auf der Grundlage der Grundsätze und der politischen Leitlinien der Agenda 21 festge-
legt worden waren und in ausgewählten Ländern erprobt werden sollten. Als Beitrag zu dieser 
o�  ziellen internationalen Erprobungsphase der Vereinten Nationen (VN) legte Eurostat 1997 
eine auf der Grundlage der VN-Liste erarbeitete Pilotstudie mit dem Titel �Indikatoren für 
nachhaltige Entwicklung� 4 mit 46 europäischen Indikatoren vor. Im Jahr 1998 war Eurostat 
Gastgeber einer Zusammenkun�  mit den an der Erprobung der VN-Indikatorenliste betei-
ligten europäischen Ländern, auf der die bis dahin erzielten Fortschritte überprü�  und erste 
Ergebnisse präsentiert wurden. Ziel dieser Veranstaltung war es, genauere Kenntnisse über die 
Methodiken zu gewinnen, nach denen Indikatoren für nachhaltige Entwicklung in den Mit-
gliedstaaten entwickelt und verwendet wurden.

Im Ergebnis der internationalen Erprobungsphase sprach sich die Hauptabteilung Wirtscha� -
liche und Soziale Angelegenheiten der Vereinten Nationen (United Nations Department of 
Economic and Social A� airs, DESA) für eine Überarbeitung der Indikatorenliste aus. Dar-
au� in wurde eine Anpassung von Gesamtrahmen und Gliederung des Indikatorensatzes für 
nachhaltige Entwicklung vorgenommen, woraus ein zwar reduzierter, jedoch stärker politisch 
orientierter Satz von Indikatoren entstand. Eurostat verö� entlichte 2001 eine auf der über-
arbeiteten VN-Liste mit 59 Kernindikatoren für nachhaltige Entwicklung basierende zweite 
Publikation 5, in der dieser Satz auf 63 Indikatoren erweitert wurde.

Im September 2001 setzte der Ausschuss für das Statistische Programm 6 eine Taskforce ein, 
die den Au� rag erhielt, eine gemeinsame Antwort des Europäischen Statistischen Systems auf 
den Bedarf an Indikatoren für nachhaltige Entwicklung zu erarbeiten. Die Taskforce, der ur-
sprünglich Sachverständige aus Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien, den Niederlanden, 
Schweden, dem Vereinigten Königreich, Norwegen und der Tschechischen Republik angehör-
ten, wurde rasch um Vertreter aus Belgien, Dänemark, Spanien, Luxemburg, Österreich, der 
Schweiz und Estland erweitert. Die Taskforce aus Statistikern, Wissenscha� lern, Regierungs-
mitgliedern der beteiligten Staaten und Vertretern weiterer Dienststellen der Europäischen 
Kommission erarbeitete in ihren Sitzungen von April 2002 bis April 2005 einen Indikatoren-
satz, der von der Kommission im Februar 2005 in einer Mitteilung 7 über den konzeptionel-
len Rahmen und den gemeinsam festgelegten Indikatorensatz für nachhaltige Entwicklung 
angenommen wurde.

Der vorliegende Bericht stützt sich bei seiner ersten Analyse der EU-Indikatoren für nachhalti-
ge Entwicklung auf die Erfahrungen von Eurostat und auf jüngste politische Entwicklungen.

2 Politischer Hintergrund: 
Die EU-Strategie für eine nachhaltige Entwicklung

Seit der Annahme der Strategie im Jahr 2001 ist die EU noch weitere Verp� ichtungen einge-
gangen, die in die Ausarbeitung des Indikatorensatzes für nachhaltige Entwicklung ein� ossen. 
Hierbei sind vor allem die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 15. und 16. März 
2002 in Barcelona zu nennen sowie die Erklärung und der Aktionsplan, die auf dem Weltgip-
fel für nachhaltige Entwicklung (World Summit on Sustainable Development, WSSD) vom         
26. August bis 4. September 2002 in Johannesburg angenommen wurden.

2.1 Die EU-Strategie

Die Europäische Kommission unternahm 2001 den Versuch, die strategische Vision einer 
nachhaltigen Entwicklung in eine funktionsfähige Strategie umzusetzen 8. In dieser Strategie, 
die von den Staats- und Regierungschefs auf ihrer Tagung am 15. und 16. Juni 2001 in Göte-
borg angenommen wurde, formulierte die Kommission die weit gefasste strategische Vision 

3 Indicators of sustainable 
development: framework 
and methodologies, United 
Nations, New York, 1996.

4 Indikatoren für nachhaltige 
Entwicklung … Eine 
Pilotstudie gemäß der 
Methodologie der 
Kommission für nachhaltige 
Entwicklung der Vereinten 
Nationen, Europäische 
Kommission, Luxemburg, 
1998.

5 Die Messung der Fortschritte 
auf dem Weg zu einem 
nachhaltigeren Europa 
… vorgeschlagene Indikatoren 
für die nachhaltige 
Entwicklung, Europäische 
Kommission, Luxemburg, 
2001.

6 Der Ausschuss für das 
Statistische Programm 
(ASP) setzt sich aus den 
Leitern der nationalen 
statistischen ˜mter der 
Mitgliedstaaten zusammen; 
den Vorsitz führt Eurostat. 
Im ASP werden die 
wichtigsten gemeinsamen 
Aktivitäten und Programme 
erörtert, die zur Deckung 
des Informationsbedarfs 
der EU durchgeführt 
werden müssen. Der 
ASP einigt sich auf ein 
Fün� ahresprogramm, 
das von den nationalen 
Behörden umgesetzt und 
von Eurostat verfolgt wird.

7 �Indikatoren für 
nachhaltige Entwicklung 
zur Überwachung der 
Umsetzung der EU-
Strategie für nachhaltige 
Entwicklung�, Mitteilung 
von Herrn Almunia an die 
Mitglieder der Kommission, 
SEK(2005) 161.

8 �Nachhaltige Entwicklung 
in Europa für eine bessere 
Welt: Strategie der 
Europäischen Union für die 
nachhaltige Entwicklung�, 
KOM(2001) 264.
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einer nachhaltigen Entwicklung und benannte sechs Gefahren für die nachhaltige Entwick-
lung. Die Maßnahmen sollten sich auf folgende Schwerpunktbereiche konzentrieren:

1. Begrenzung des Klimawandels und gesteigerte Nutzung sauberer Energien;

2. Umgang mit Gefahren für die ö� entliche Gesundheit;

3. verantwortungsbewussterer Umgang mit natürlichen Ressourcen;

4. Verbesserung des Verkehrssystems und der Flächennutzung;

5. Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung;

6. Umgang mit den wirtscha� lichen und sozialen Konsequenzen einer Überalterung 
der Gesellscha� .

In der Strategie wird auch die Verp� ichtung zu einer regelmäßigen Prüfung festgeschrieben; 
hierzu heißt es, �die Strategie wird jeweils zu Beginn einer neuen Amtszeit der Kommission 
umfassend überarbeitet�.

Um der Bedeutung sowohl interner als auch externer Faktoren gerecht zu werden, ergänz-
te der Europäische Rat von Barcelona im Jahr 2002 die Strategie um eine externe Dimensi-
on und sagte zu, dass die EU im Streben nach einer globalen nachhaltigen Entwicklung eine 
Führungsrolle übernehmen werde. In der vom Rat angenommenen Mitteilung 9 werden die 
drei folgenden Hauptziele formuliert: die Globalisierung nutzbar machen: den Handel dem 
Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung unterordnen; Armutsbekämpfung und Förderung 
der sozialen Entwicklung; und nachhaltiges Management natürlicher und ökologischer Res-
sourcen. Außerdem nahm der Europäische Rat acht ausdrückliche Verp� ichtungen zur Un-
terstützung des Monterrey-Konsenses über die Finanzierung der Entwicklung 10 an, die auf die 
Verwirklichung der von den Vereinten Nationen im Jahr 2000 angenommenen entwicklungs-
politischen Milleniumsziele 11 abzielen.

2.2 Der Aktionsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg 12

In der im Rahmen des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung 2002 in Johannesburg abge-
gebenen Erklärung von Johannesburg und dem dazugehörigen Aktionsplan wurden die 1992 
in Rio eingegangenen Verp� ichtungen von der Staatengemeinscha�  bekrä� igt und weiter aus-
gebaut. Im Mittelpunkt der Erklärung stehen die � emen Armutsbekämpfung und Umwelt-
schutz, aber auch ein verstärktes Engagement in Bereichen wie Produktions- und Konsum-
strukturen, Chemikalien, biologische Vielfalt, Wasser und Energie sowie eine Stärkung der 
Rolle der Zivilgesellscha�  und die Vorteile einer globalen Partnerscha� .

Wie vom Europäischen Rat im März 2003 in Brüssel betont, setzt sich die EU aktiv für die 
Umsetzung der von ihr eingegangenen Verp� ichtungen in konkrete Maßnahmen ein. Der 
Großteil der im Aktionsplan genannten vorrangigen � emen war bereits in den Maßnahmen 
der EU zur internen bzw. externen nachhaltigen Entwicklung enthalten; die wichtigsten neu 
aufgenommenen � emenbereiche betre� en Nachhaltigkeit in Konsum und Produktion, För-
derung der sozialen und ökologischen Verantwortung der Unternehmen und Teilhabe.

2.3 Überprüfung der Strategie

Im Februar 2005 legte die Europäische Kommission eine Mitteilung 13 vor, mit welcher der 
Weg für eine Überprüfung der Strategie für eine nachhaltige Entwicklung geebnet wurde. Im 
Juni 2005 nahm dann der Europäische Rat den Entwurf der Kommission für eine Erklärung 
über die Leitprinzipien der nachhaltigen Entwicklung 14 an, die die Leitlinien der überarbeite-
ten Strategie vorgibt.

Derzeit wird die Strategie von den Einrichtungen und Organen der EU überarbeitet. Zweck 
des vorliegenden Berichts ist es, eine quantitative Analyse als Beitrag zu diesem Prozess beizu-
steuern und die Ö� entlichkeit über die seit der Annahme der Strategie in Göteborg erzielten 
Fortschritte zu unterrichten.

9 �Auf dem Weg zu einer 
globalen Partnerscha�  für 
nachhaltige Entwicklung�, 
KOM(2002) 82.

10 http://www.un.org/esa/
sustdev/documents/
Monterrey_Consensus.htm.

11 http://www.un.org/
millenniumgoals/.

12 http://www.
johannesburgsummit.
org/html/documents/
documents.html.

13 �Überprüfung der EU-
Strategie der nachhaltigen 
Entwicklung 2005: Erste 
Bestandsaufnahme und 
kün� ige Leitlinien�, 
KOM(2005) 37.

14 �Entwurf einer Erklärung 
über die Leitprinzipien der 
nachhaltigen Entwicklung�, 
KOM(2005) 218.
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3 Fachlicher Hintergrund: 
Der EU-Rahmen für die Indikatoren für nachhaltige Entwicklung

Mit der Konzeption des Rahmens wurde eine verständliche und leicht zu vermittelnde Struk-
tur für die Indikatoren für nachhaltige Entwicklung vorgegeben. Die enge Anbindung an die 
einzelnen Politikfelder gewährleistet, dass die Indikatoren für die Nutzer aussagefähig sind 
und in Entscheidungsprozessen e� ektiv genutzt werden können. Die Grundlage für das Rah-
menkonzept bilden daher die vorrangigen politischen � emen, dabei ist der Rahmen jedoch 
� vor dem Hintergrund, dass als Ergebnis der Überprüfung der Strategie neue � emen auf 
die Agenda gesetzt werden könnten � � exibel genug gestaltet, um die Anpassung an etwaige 
˜nderungen von Prioritäten und Zielen zu ermöglichen. Das Rahmenkonzept ist hierarchisch 
gegliedert, die Indikatoren sind drei verschiedenen Ebenen zugeordnet.

Der gesamte Indikatorensatz besteht aus 155 Indikatoren, von denen 34 noch nicht umsetzbar 
sind (siehe �benötigte Indikatoren� in Abschnitt 3.4 unten), elf weitere Indikatoren werden 
durch Platzhalter oder �Proxies� ersetzt. Bei der Festlegung der Indikatoren wurde so weit wie 
möglich auf bereits bestehende Initiativen für Indikatoren zurückgegri� en (siehe Anhang), 
wie z. B. die Initiativen von UNCSD und OECD sowie verschiedene Initiativen der EU, dar-
unter die Strukturindikatoren, die Laeken-Indikatoren, die Indikatoren zur Überwachung des 
Integrationsprozesses von Cardi�  (u. a. für Landwirtscha� , Energie und Verkehr) und der 
Indikatoren-Kernsatz der Europäischen Umweltagentur. Eine besonders enge Verbindung be-
steht zu den Strukturindikatoren, die im vorliegenden Bericht jeweils mit dem entsprechenden 
Logo gekennzeichnet sind.

3.1 Ein thematischer Rahmen

Der hierarchisch aufgebaute thematische Rahmen umfasst die sechs Prioritätsbereiche der 
Strategie von 2001 15 und der globalen Partnerscha�  (aus der Mitteilung von 2002 zur globa-
len Partnerscha� ) sowie die aus dem WSSD-Aktionsplan abgeleiteten � emen �Konsum- und 
Produktionsstrukturen� und �Gute Staatsführung�. Beim � ema �Wirtscha� liche Entwick-
lung� wird die wirtscha� liche Dimension der nachhaltigen Entwicklung im Gesamtrahmen 
hervorgehoben und die Verbindung zum Prozess von Lissabon hergestellt. Die zehn � emen 
im Überblick:

 1.  Wirtscha� liche Entwicklung
 2.  Armut und soziale Ausgrenzung
 3.  Überalterung der Gesellscha� 
 4.  Ö� entliche Gesundheit
 5.  Klimawandel und Energie
 6.  Konsum- und Produktionsstrukturen
 7.  Management der natürlichen Ressourcen
 8.  Verkehr
 9.  Gute Staatsführung
 10.  Globale Partnerscha� 

Diese � emen sind weiter in � emenabschnitte und �Bereiche mit Handlungsbedarf � geglie-
dert. Bei den � emenabschnitten geht es zumeist um die Überwachung der Fortschritte bei 
der Umsetzung der Leitziele, während die �Bereiche mit Handlungsbedarf � eine ausführliche-
re und di� erenzierte Analyse von Hintergrundfaktoren innerhalb der einzelnen � emen er-
leichtern. In einigen Fällen befassen sich die � emenabschnitte auch mit so genannten �Dau-
erbrennern�, also seit langem bestehenden Problemen, die auszuräumen unter Umständen 
sehr lange dauern kann.

15 �Nachhaltige Entwicklung 
in Europa für eine bessere 
Welt: Strategie der 
Europäischen Union für die 
nachhaltige Entwicklung�, 
KOM(2001) 264.
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3.2 Eine Indikatorenpyramide

Der hierarchische Au� au des Rahmens bietet sich für eine Indikatorenpyramide an, bei der 
die einzelnen Ebenen jeweils auf die Bedürfnisse verschiedener Nutzertypen zugeschnitten 
sind. Die Indikatoren sind in die drei folgenden Ebenen gegliedert:

	  Ebene I besteht aus einem Satz von zwölf Indikatoren der höchsten Ebene, die eine erste 
Analyse der themenspezi
 schen Entwicklung ermöglichen. Diese Indikatoren sind für die 
Entscheidungs
 ndung auf höchster Ebene und die breite Ö� entlichkeit gedacht und können 
daher als �Leitindikatoren� betrachtet werden.

	  Ebene II entspricht den � emenabschnitten im Rahmenwerk und dient zusammen mit den 
Indikatoren der Ebene 1 der Überwachung der Fortschritte bei der Verwirklichung der poli-
tischen Leitziele. Diese Indikatoren dienen der Bewertung der politischen Kernbereiche und 
der Kommunikation mit der Ö� entlichkeit.

	  Ebene III entspricht den Bereichen mit Handlungsbedarf, d. h. verschiedenen Maßnahmen 
zur Verwirklichung der Leitziele, und soll genauere Einblicke in einzelne Aspekte des je-
weiligen � emas ermöglichen. In den Mitteilungen der Kommission werden für mehrere 
� emen spezi
 sche Bereiche mit Handlungsbedarf 16 beschrieben. Diese Indikatoren zielen 
auf weiter gehende politische Analysen und bessere Informationen über die Trends und die 
komplexen Strukturen von mit dem � ema zusammenhängenden Fragen oder Ver� echtun-
gen mit anderen � emen innerhalb des Rahmens ab. Sie sind eher für ein Fachpublikum 
gedacht.

Die Ermittlung geeigneter Indikatoren ist ein iterativer Prozess. Da die Kommission gehalten 
ist, die Strategie regelmäßig zu überprüfen, wird der Indikatorensatz in jedem Fall überarbei-
tet und an neue, im Zuge der Überprüfung zu Tage tretende Bedürfnisse angeglichen.

3.3 Geltungsbereich der Indikatoren für nachhaltige Entwicklung

Der Satz der Indikatoren für nachhaltige Entwicklung � zwölf Leitindikatoren, 45 politische 
Kernindikatoren und 98 analytische Indikatoren � bildet die Basis für die laufende Überwa-
chung der Fortschritte bei den Leitzielen der Strategie für eine nachhaltige Entwicklung. Die 
meisten Indikatoren der Ebenen I und II (86 %) beziehen sich auf mehr als eine Dimensi-
on, und 33 % können als dreidimensional betrachtet werden, d. h., sie betre� en gleichzeitig 
wirtscha� liche, soziale und Umweltaspekte (Abbildung 1) 17. Der Hauptschwachpunkt ist das 
Fehlen von Indikatoren, die die soziale und die Umweltdimension erfassen.

Abbildung  1. 
Integration der 
wirtschaftlichen, 
sozialen und 
ökologischen 
Dimension � Zahl 
der Indikatoren 
der Ebenen I und II

19

15

41

3

15 0

Wirtschaftliche
Dimension

Soziale
Dimension

Umweltdimension

17 Die Au� eilung der 
Indikatoren auf die 
einzelnen Dimensionen 
bedingt eine gewisse 
Subjektivität. Die hier 
dargestellte Einteilung dient 
nur der Veranschaulichung. 

16 Siehe beispielsweise die im 
sechsten Aktionsplan der 
Europäischen Gemeinscha�  
beschriebenen �wichtigsten 
Umweltprioritäten� 
(Beschluss Nr. 1600/2002/
EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates).
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3.4 �Verfügbare� und �benötigte� Indikatoren

Die Strategie für eine nachhaltige Entwicklung und die einschlägigen Papiere zur EU-Poli-
tik umfassen wichtige � emengebiete, zu denen bislang entweder überhaupt keine oder nur 
bruchstückha� e Informationen zur Verfügung stehen. Um diese technische Beschränkung zu 
überwinden und die Erstellung und Au� ereitung der für die Politikgestaltung erforderlichen 
Daten längerfristig sicherzustellen, wurden die Indikatoren in zwei Kategorien unterteilt: �ver-
fügbare� und �benötigte� Indikatoren.

Als �verfügbare� Indikatoren werden Indikatoren bezeichnet, die auf der Grundlage der 
vorhandenen Daten erstellt werden können. Allerdings sind manche dieser Indikatoren un-
ter Umständen keine idealen Indikatoren für Fragen der Politik der nachhaltigen Entwick-
lung, sondern dienen nur als Platzhalter oder �Proxies� für die idealen, die so genannten 
�benötigten� Indikatoren. Einige Indikatoren können auch aufgrund von Problemen mit der 
Datenqualität als �benötigte� Indikatoren eingestu�  werden. Folglich handelt es sich bei den 
�benötigten� Indikatoren um Indikatoren, zu denen

	  noch keine Daten vorhanden sind bzw. keine Methodik existiert,

	  Daten vorhanden sind, deren Qualität jedoch mangelha�  oder nicht bekannt ist bzw. keine 
Verö� entlichung gestattet,

	  Daten vorhanden sind, die benötigten Untergliederungen jedoch noch nicht zur Verfügung 
stehen.

Je nach Indikator sind für diese Kategorien unterschiedlich große Anstrengungen zur Ent-
wicklung von Konzepten, Methodiken und Datenerhebungsverfahren vonnöten. Die Kom-
mission wird in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Statistischen System und Fachleuten 
die Bescha�  arkeit der �benötigten� Indikatoren untersuchen und über Fortschritte bei der 
Sicherstellung der Verfügbarkeit derjenigen Indikatoren, die �bescha�  ar� sind, berichten. 
Diese Entwicklungsarbeit erfordert zwar einiges an Aufwand, wird jedoch wesentlich dazu 
beitragen, die Homogenität des Indikatorensatzes weiter zu verbessern.

4 Zum Inhalt des Berichts � das Konzept für die Verö� entlichung     des 
Jahres 2005

Mit dem vorliegenden Bericht soll hauptsächlich eine quantitative Analyse der Trends bei 
den verschiedenen � emenbereichen der nachhaltigen Entwicklung vorgenommen werden. 
Der Schwerpunkt liegt dabei vorrangig auf der visuellen Darstellung von Trends in Form von 
Gra
 ken und Diagrammen statt reiner Rohdaten. Die zugrunde liegenden Zahlen können auf 
der Eurostat-Website zu den  Indikatoren für nachhaltige Entwicklung (http://europa.eu.int/
comm/eurostat/sustainabledevelopment) eingesehen und heruntergeladen werden.

4.1 Allgemeine Gliederung

Die Gliederung des Berichts orientiert sich an den zehn im Rahmen der Indikatoren für nach-
haltige Entwicklung vorgegebenen � emen. Die Kapitel zu den einzelnen � emen folgen einer 
einheitlichen Gliederung: Am Anfang steht der Abschnitt �Das � ema im Überblick�; dieser 
Abschnitt enthält neben einer Darstellung des politischen Hintergrunds und einer Beurteilung 
der Veränderungen Ausführungen dazu, weshalb die Indikatoren zu diesem � ema ausgewählt 
wurden und inwiefern sie ein kohärentes Ganzes ergeben. Unter der Überschri�  �Die wich-
tigsten Veränderungen� folgt eine mit einer Bewertung versehene tabellarische Übersicht der 
wichtigsten Veränderungen seit der Annahme der Strategie (siehe Textkasten 0.1): Sind die 
Veränderungen vor dem Hintergrund der Ziele der nachhaltigen Entwicklung positiv oder 
negativ zu bewerten? Wurden keine wesentlichen Fortschritte erzielt? Oder reichen die vorlie-
genden Daten nicht aus, um eine Bewertung vorzunehmen? In jedem Kapitel sind die wich-
tigsten politischen Ziele zu dem betre� enden � ema in einem Textkasten zusammengefasst. 
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4.2 Erfassungsbereich der Daten

Die für die Analyse herangezogenen Daten wurden im Juni und Juli 2005 aus der Eurostat-
Datenbank NewCronos extrahiert. Soweit dies möglich war, umfassen sie den Zeitraum ab 
1990 bis zum jüngsten Jahr, für das Daten vorliegen. Um den Informationsgehalt des Berichts 
zu stra� en, wird ein Teil der Indikatoren in einer detaillierten Einzeldarstellung erläutert, dar-
unter alle verfügbaren Indikatoren der Ebenen I und II. Einige wenige Indikatoren der Ebene 
III hingegen wurden ausgelassen, soweit die betre� enden Indikatoren 1. keine wesentlichen 
Informationen zu dem ausgewählten � ema beitragen oder 2. eine angemessene Analyse nicht 
möglich war, weil nicht genügend Daten vorlagen.

Die Daten beziehen sich in der Regel nur auf die derzeitigen Mitgliedstaaten der EU. Bewer-
tungen werden � soweit möglich � anhand der aggregierten Zahlen zu EU-25 und EU-15 vor-
genommen. Die Verbreitung der verfügbaren Daten für die Kandidatenländer und die Länder 
des Europäischen Wirtscha� sraums erfolgt über die Website zu den Indikatoren für nachhal-
tige Entwicklung.

Der Großteil der für die Erstellung der Indikatoren herangezogenen Daten stammt aus der 
regelmäßigen Erhebung statistischer Daten im Europäischen Statistischen System, ein Teil der 
Daten wurde allerdings auch aus Datenbanken extrahiert, die außerhalb von Eurostat entweder 
von anderen Dienststellen der Kommission oder aber von externen Stellen geführt werden.

In weiteren Textkästen werden gegebenenfalls Bezüge zu anderen wichtigen Initiativen für In-
dikatoren hergestellt, so dass nützliche Verweise auf andere Kapitel entstehen. Im Anschluss an 
den Abschnitt �Das � ema im Überblick� werden die ausgewählten Indikatoren nach einem 
einheitlichen Konzept analysiert. Am Ende jedes Kapitels steht der Abschnitt �Wissenswertes 
zur Methodik�.

Bei der Bewertung der Veränderungen bei den einzelnen The-
men gilt in der Regel das Jahr 2000 als Basisjahr, anhand dessen 
die seit der Annahme der EU Strategie eingetretenen Verände-
rungen bewertet werden. Wenn für die jüngste Vergangenheit 
keine Daten vorliegen, wären die Zeiträume für eine sachge-
rechte Bewertung von Richtung und Größenordnung der 
Veränderungen zu kurz. In diesen Fällen muss auf ein früheres 
Bezugsjahr zurückgegri� en werden; dies ist jeweils in einem 
entsprechenden Hinweis vermerkt.

Projektionen in die Zukunft sind in den Bewertungen nicht 
enthalten � zukünftige politische Entwicklungen und Entwick-
lungen der jüngsten Vergangenheit � nden keine Berücksichti-
gung. Hingegen wird der relative Richtungsverlauf der Verände-
rungen seit der Annahme der Strategie bis hin zum letzten Jahr, 
für das Daten vorliegen, im Lichte der Ziele der nachhaltigen 
Entwicklung bewertet; hierbei handelt es sich nicht um eine 
absolute Bewertung dahin gehend, ob die derzeitige Situation 
nachhaltig ist oder nicht.

Damit gewährleistet ist, dass für alle Indikatoren ein einheitli-
ches Konzept angewandt wird, wird die Bewertung auf der 
Grundlage quantitativer Regeln vorgenommen. Eine Verän-

derung wird als signi� kant (positiv oder negativ) eingeschätzt, 
wenn die durchschnittliche jährliche Veränderung absolut ge-
sehen größer ist als 1 %. Liegt sie zwischen 0 und 1 % (in posi-
tiver oder negativer Richtung), wird davon ausgegangen, dass 
kein signi� kanter Fortschritt zu verzeichnen ist.

Wenn für ein politisches Ziel eine eindeutige quantitative Ziel-
vorgabe besteht, wird die Distanz zu diesem Ziel bei der Bewer-
tung berücksichtigt, indem die Distanz zu dem theoretischen 
linearen Weg im letzten Jahr, für das Daten vorliegen, gemes-
sen wird. Wenn die Zielvorgabe in dem dem letzten Messjahr 
entsprechenden Zeitraum oder danach festgelegt wurde, wird 
sie bei der Bewertung nicht berücksichtigt. Diese Regeln sind 
naturgemäß sehr stark vereinfachend und willkürlich festge-
setzt, doch ergibt sich daraus ein einfacher, transparenter und 
einheitlicher Ansatz. Zudem leisten sie einen Beitrag zur Verein-
fachung der Debatte, indem die Regel und nicht die Bewer-
tung der einzelnen Indikatoren in den Mittelpunkt der Debatte 
gerückt wird.

Die Bewertung der Veränderungen wurde von Eurostat mit Un-
terstützung von Sachverständigen aus anderen Generaldirek-
tionen der Kommission und der Taskforce SDI vorgenommen.

Textkasten  0.1: Bewertung der Veränderungen
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Die einzelnen ausgewählten Indikatoren werden nach einem einheitlichen Konzept vorgestellt 
mit De
 nition, Relevanz, Analyse und möglichen Wechselbeziehungen. Der Schwerpunkt der 
Analyse der einzelnen Indikatoren liegt in der Regel auf der Entwicklung auf EU-Ebene, bei 
Leitindikatoren wird auch die Entwicklung auf der Länderebene untersucht. Eine Aufgliede-
rung nach Ländern wird auch bei Indikatoren der Ebenen II und III vorgenommen, wenn 
aufgrund unzureichender Datenverfügbarkeit kein EU-Gesamtwert erstellt werden kann. 
Meist wird in einer oder zwei Gra
 ken die Veränderung bei dem Indikator dargestellt � soweit 
möglich ab 1990 oder aber ab dem frühesten Jahr nach 1990, für das Daten vorliegen. Wo mit 
Indizes gearbeitet wird, wird als Bezugsjahr soweit irgend möglich das Jahr 1995 angegeben, 
gelegentlich wird als Bezugsjahr aber auch das Jahr 2000 oder ein anderes Jahr verwendet, weil 
nur kürzere Zeitreihen verfügbar sind oder weil spezi
 sche Überlegungen in Bezug auf den 
betre� enden Indikator dies angebracht erscheinen lassen.

Da aus Platzgründen gelegentlich auf die Darstellung aller Daten zu einem Indikator verzichtet 
werden muss, wird in diesen Fällen auf die Eurostat-Website mit den Indikatoren für nachhal-
tige Entwicklung verwiesen, soweit sich dort nützliche Angaben zur weiteren Analyse 
 nden.

Im Abschnitt über Wechselbeziehungen werden die Zusammenhänge zwischen den verschie-
denen für die nachhaltige Entwicklung relevanten � emen dargestellt; besonders hervorgeho-
ben werden dabei die Zusammenhänge zwischen der wirtscha� lichen, der sozialen und der 
Umweltdimension. Bei der nachhaltigen Entwicklung geht es darum, sich dieser Zusammen-
hänge stärker als bisher bewusst zu werden und die möglichen Synergiee� ekte und Kompro-
misse aufzuzeigen, die integraler Bestandteil einzelner Maßnahmen ebenso wie der Politiken 
von Regierungen und internationalen Organisationen sind. Wenn diese Zusammenhänge erst 
einmal bestimmt wurden, kann darauf hingearbeitet werden, möglichst wenig Kompromis-
se einzugehen und dafür auf individueller, regionaler, nationaler, europäischer und globaler 
Ebene durch die Wahl geeigneter Maßnahmen und Politiken ein Maximum an Synergiee� ek-
ten zu erreichen. Allerdings geht es hier um komplexe � emenstellungen, über die vielfach 
nur ein begrenzter Kenntnisstand besteht. Die in den Abschnitten über Wechselbeziehungen 
dargestellten Zusammenhänge erheben daher zum jetzigen Zeitpunkt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit, vielmehr sind sie als Beispiele zur Veranschaulichung der Zusammenhänge 
gedacht. Weiter ist hervorzuheben, dass die angedeuteten Zusammenhänge nicht unbedingt 
empirisch gesichert sind. Vielmehr könnten sie als Hypothesen betrachtet werden, die etwa 
auf der Grundlage der für diesen Bericht verwendeten Daten und der Daten auf der Website zu 
den Indikatoren für nachhaltige Entwicklung eingehender untersucht werden könnten.

Abschließend soll noch auf gewisse Einschränkungen hinsichtlich des diesem Bericht zu-
grunde gelegten Konzepts eingegangen werden. Zum einen sind die verwendeten Indikatoren 
noch nicht ideal und ermöglichen nicht in jedem Fall eine angemessene Überwachung der 
betrachteten � emen, weil Daten fehlen oder keine geeigneten Methodiken existieren. Zum 
anderen wurde die Zahl der verwendeten Indikatoren aus Gründen der besseren Vermittel-
barkeit bewusst beschränkt. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass der hier vorgestellte 
Indikatorensatz ausreichend Informationen für eine vollständige und umfassende Analyse al-
ler für die nachhaltige Entwicklung relevanten Trends liefert. Dennoch leistet dieser Bericht 
einen Beitrag zur Messung der Fortschritte auf dem Weg zu den Zielsetzungen der EU für 
eine nachhaltige Entwicklung auf der Grundlage gemeinsam festgelegter Indikatoren, die auf 
amtlichen Statistiken beruhen. Er vermittelt damit eine wichtige Perspektive im Streben nach 
einer nachhaltigeren Entwicklung.

4.3 Darstellung der einzelnen Indikatoren

4.4 Wechselbeziehungen

4.5 Abschließende Bemerkungen



Wirtschaftliche Entwicklung

Themen

Armut und soziale Ausgrenzung

Überalterung der Gesellschaft

Ö�entliche Gesundheit

Klimawandel und Energie

Konsum- und Produktionsstrukturen

Management der natürlichen Ressourcen

Verkehr

Gute Staatsführung

Globale Partnerschaft





Politischer Hintergrund

Bei der Frage der nachhaltigen Entwicklung steht nicht nur der As-
pekt im Mittelpunkt, wie die Bedürfnisse der heutigen Generation 

gedeckt werden können, sondern auch, wie kün� ige Generationen in 
die Lage versetzt werden können, ihre eigenen Bedürfnisse zu decken. 
In diesem Zusammenhang kam der Europäische Rat von Göteborg zu 
der Feststellung, dass auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung 
�eine starke Wirtscha� sleistung [...] mit einer nachhaltigen Nutzung der 
natürlichen Ressourcen und vertretbarem Abfallau� ommen einherge-
hen [muss], so dass die biologische Vielfalt erhalten bleibt, die Ökosys-
teme geschützt werden und die Wüstenbildung vermieden wird�.

Inwieweit die (wirtscha� lichen) Bedürfnisse der heutigen Generation 
gedeckt werden können oder nicht, hängt in erheblichem Umfang von 
der Entwicklung der Wirtscha�  und des Arbeitsmarktes ab, während 
das Investitionsniveau seinerseits die Palette an Möglichkeiten beein-
� usst, die kün� igen Generationen o� en stehen. Nachhaltige Entwick-
lung setzt eine ausgewogene wirtscha� liche Entwicklung voraus, die 
gekennzeichnet ist durch ein anhaltendes Wirtscha� s- und Produktivi-
tätswachstum sowie durch ein hohes Wissensniveau und Investitionen 
(sowohl in Humankapital als auch in innovative und ökologisch e�  zi-
ente Prozesse und Produkte) auf gleichermaßen hohem Niveau, ferner 
durch wettbewerbsfähige Unternehmen sowie Vollbeschä� igung und 
hochwertige Arbeitsplätze, die nicht zwingend mit Umweltbelastung 
und sozialer Ausgrenzung einhergehen.

 
Wirtschaftliche Entwicklung

1.

3
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EU-25 EU-15

BIP pro Kopf 

Investitionen

Regionale Aufschlüsselung des BIP

Investitionen

Nettosparen :

Verbrauchsausgaben

Wettbewerbsfähigkeit

Arbeitsproduktivität

Lohnstückkosten

Internationale Preiswettbewerbsfähigkeit

Lebenslanges Lernen

Ausgaben für Forschung und Entwicklung

Beschäftigung

Beschäftigung

Arbeitslosigkeit

Unter dem � ema �Wirtscha� liche Entwicklung� werden die wirtscha� lichen Aspekte einer 
nachhaltigen Entwicklung dargestellt und Brücken zum Lissabon-Prozess geschlagen. Im Früh-
jahr 2000 setzte sich der Europäische Rat von Lissabon das Ziel, Europa zum wettbewerbsfä-
higsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtscha� sraum der Welt zu machen � �einem 
Wirtscha� sraum, der fähig ist, ein dauerha� es Wirtscha� swachstum mit mehr und besseren 
Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen�. Beim Europäischen 
Rat vom März 2005 wurde die Lissabon-Strategie erneut ins Gespräch gebracht und dabei eine 
Neuausrichtung auf die Förderung von Wachstum und Beschä� igung in Europa vorgenommen 
und �gleichzeitig das Ziel der nachhaltigen Entwicklung uneingeschränkt verfolgt� 18.

18 �Zusammenarbeit für 
Wachstum und Arbeitsplätze: 
Ein Neubeginn für die 
Strategie von Lissabon�, 
KOM(2005) 24.

Das BIP wächst 
weiter, allerdings 

langsamer als 
erwartet

Die wichtigsten Veränderungen

Tabelle 1.1. 
Bewertung der 

Veränderungen 
beim Thema 

�Wirtschaftliche 
Entwicklung� 

(gegenüber 2000) 

Die Signale, die bei diesem � emenbereich zu erkennen sind, sind nicht gerade ausgesprochen 
positiv, da das Wachstum weiterhin nur schwach entwickelt ist, bei den Investitionen ein eher 
negativer Trend vorherrscht und auch die internationale Preiswettbewerbsfähigkeit und die Ar-
beitslosenzahlen sich negativ entwickeln. Das Produktivitätswachstum entwickelt sich positiv, 
allerdings nur sehr langsam. Eine Zunahme des lebenslangen Lernens und die Fortschritte bei 
der Entwicklung der Arbeitslosenquote, insbesondere in EU-15, sind als günstige Trends hin 
zum Ziel einer nachhaltigen Entwicklung zu erkennen.

Die Volkswirtscha�  der Europäischen Union verzeichnete in der zweiten Häl� e der neunziger 
Jahre ein relativ rasches Wachstum, das im Jahr 2000 mit mehr als 3 % Wachstum des realen 
und Pro-Kopf-BIP gegenüber dem Vorjahr seinen Höhepunkt erreichte. Dadurch konnten 
Millionen neuer Arbeitsplätze in Europa gescha� en werden, eine Entwicklung, die zugleich 
auch die soziale Integration der Gesellscha�  weiter voranbrachte. Als Reaktion auf eine Folge 
von durch die Wirtscha�  und andere Bereiche verursachten Schocks, die die Wirtscha�  zwi-

LEGENDE: 

  
positive 
Veränderungen

 keine oder geringe 
Veränderungen 

 negative 
Veränderungen

: unzureichende 
Daten für eine 
Bewertung der 
Veränderungen
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Auch die 
Arbeitsproduktivität 
wächst nur sehr 
zögerlich

Das Wettbewerbsfähigkeitspotenzial der Europäischen Union ist aufgrund des geringen Pro-
duktivitätswachstums unter Druck geraten. Ein weiterer Faktor, der die Wettbewerbsfähigkeit 
beeinträchtigt, sind die seit dem Jahr 2000 rückläu
 gen realen e� ektiven Wechselkurse, was 
darauf schließen lässt, dass Kosten und Preise stärker gestiegen sind als in anderen Regionen 
der Welt. Darüber hinaus waren die Investitionen in wissensbasierte Wirtscha� szweige zu sehr 
auf die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
 xiert, wenngleich das Prinzip des lebenslangen 
Lernens so weit fortgeschritten ist, dass das Ziel von Lissabon in grei� are Nähe gerückt ist.

In der Strategie von Lissabon werden keine besonderen Ziele 
für die wirtschaftlichen Leistungsdaten vorgegeben. Eine ge-
sunde Volkswirtschaft ist allerdings eine Voraussetzung für die 
Umsetzung der Ziele dieser Strategie. Deshalb lag auch die 
besondere Betonung auf Strukturreformen, mit denen das 
Wachstums- und Beschäftigungspotenzial der Union gesteigert 
werden sollte. Das Lissabon-Konzept bedeutet implizit:

�  Wenn die Maßnahmen von Lissabon vor einem soliden 
makroökonomischen Hintergrund umgesetzt werden, 
wäre eine durchschnittliche Wachstumsrate von rund 3 % 
pro Jahr eine realistische Perspektive;

�  die Haushalte der Mitgliedstaaten sind mittelfristig an-
nähernd ausgeglichen bzw. schließen mit einem Haushalts- 
überschuss ab, so dass eine langfristige Nachhaltigkeit der 
Finanzen der ö� entlichen Hand gewährleistet ist;

�  die Ausgaben der ö� entlichen Hand werden hin zu einer 
stärkeren Gewichtung der relativen Bedeutung der Kapital-
bildung (sowohl an Humankapital als auch an materiellem 
Kapital) und zur Förderung von Forschung und Entwick-
lung und der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie umgelenkt.

Die beschäftigungspolitischen Ziele, die ihren Niederschlag in 
der Europäischen Beschäftigungsstrategie � nden, decken die 
drei vorrangigen Ziele der Vollbeschäftigung, der Verbesse-
rung von Qualität und Produktivität am Arbeitsplatz und der 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts ab. Dies bedeutet ins-
besondere:  

�  eine Gesamtbeschäftigungsquote von 70 % im Jahr 2010 
(67 % im Jahr 2005);

�  eine Frauenbeschäftigungsquote von 60 % im Jahr 2010 
(57 % im Jahr 2005);

�  eine Beschäftigung älterer Erwerbstätiger (im Alter zwischen 
55 und 64 Jahren) von 50 % im Jahr 2010;

�  eine Anhebung des Durchschnittsalters, in dem die Er-
werbstätigen aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden, um fünf 
Jahre bis zum Jahr 2010;

�  Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen für 90 % der 
Kinder zwischen drei Jahren und dem Einschulungsalter 
und 33 % der Kinder unter drei Jahren bis zum Jahr 2010.

Der Neustart der Lissabon-Strategie enthält einen Aktions-
plan für Lissabon, der drei Hauptbereiche abdeckt:

�  Gestaltung Europas als attraktiven Ort für Investitionen und 
Arbeit;

� Wissen und Innovationen für Wachstum;

� Scha� ung von mehr und besseren Arbeitsplätzen.

Würde der Aktionsplan vollständig umgesetzt, könnte davon 
ausgegangen werden, dass er �die aktuelle potenzielle Wachs-
tumsrate der EU um beinahe die angestrebten 3 % erhöhen 
würde. Er würde außerdem die Beschäftigung bis 2010 um 
rund sechs Millionen Arbeitsplätze ansteigen lassen�.

Textkasten 1.1: Ziele der Lissabon-Strategie 

schen Mitte 2000 und Mitte 2003 trafen, entwickelte sich die Wirtscha� stätigkeit in den ersten 
drei Jahren nach dem Jahr 2000 nur sehr langsam; dabei stagnierte das durchschnittliche jähr-
liche Wachstum des Pro-Kopf-BIP sowohl in EU-15 als auch in EU-25 auf einem Niveau unter 
1,5 %. Andererseits kann es als positives Zeichen gelten, dass die regionalen Disparitäten der 
Entwicklung des Pro-Kopf-BIP im Zeitraum 1995-2002 zurückgegangen sind.

Gleichzeitig wuchs das Investitionsvolumen langsamer als das BIP, während sich die Konsum-
ausgaben stetig um 1,8 % pro Jahr erhöhten. Die weiteren Wachstumsperspektiven gestalten 
sich düster, auch wenn eine Erholung in bescheidenem Umfang in Gang gekommen ist.
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Der Europäische Rat von Lissabon forderte im März 2000 die 
Kommission auf, einen jährlichen zusammenfassenden Be-
richt über die auf dem Weg zu den Zielen von Lissabon er-
zielten Fortschritte zu erstellen. Dieser Bericht wird begleitet 
von einem Bestand an Strukturindikatoren, die eine objektive 
Bewertung ermöglichen und die zentralen Aussagen des Be-
richts unterstreichen sollen. 

Die Strukturindikatoren decken die fünf Bereiche Beschäfti-
gung, Innovation und Forschung, Wirtschaftsreformen, so-

zialer Zusammenhalt, Umwelt sowie den allgemeinen wirt-
schaftlichen Hintergrund ab.

Auf die gleiche Weise, wie die Strategie von Lissabon und die 
Strategie für eine nachhaltige Entwicklung gemeinsame Ziele 
verfolgen und dem gleichen übergeordneten Ziel einer nach-
haltigen Entwicklung dienen, sind auch diese Indikatoren für 
nachhaltige Entwicklung eng mit den Strukturindikatoren ver-
knüpft. 36 der Indikatoren für nachhaltige Entwicklung (von 
insgesamt 155 Indikatoren) sind zugleich Strukturindikatoren.

Textkasten 1.2: Die Strukturindikatoren

Leitindikator für diesen � emenbereich ist die �Pro-Kopf-Wachstumsrate des BIP�. Die wirt-
scha� liche Entwicklung wird zwar durch eine Vielzahl von Faktoren beein� usst, das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) wird jedoch weithin als Maß für die wirtscha� liche Gesamtleistung und 
den Lebensstandard einer Gesellscha�  herangezogen. Die Entwicklung dieses Indikators je 
Einwohner ermöglicht Vergleiche der einzelnen Länder, zugleich wurde dem jedoch auch eine 
Übersicht über regionale Disparitäten des BIP-Niveaus zur Seite gestellt, um daran die wirt-
scha� liche Leistungsfähigkeit der Union umfassender darstellen zu können. Darüber hinaus ist 
zu beachten, dass nicht nur die Wachstumsrate, sondern auch die Qualität des Wachstums von 
Bedeutung ist.

Die übrigen Indikatoren gelten den größten Herausforderungen, denen die Europäische Union 
auf dem Weg zu einem ausgewogenen Wirtscha� swachstum gegenübersteht. Hierzu zählen:

  Investitionen: ein Schlüssel zur Steigerung der Produktivität, der wechselseitig mit der 
Wachstumskapazität einer Volkswirtscha�  zusammenhängt. Aufgrund fehlender Infor-
mationen werden die ausgewählten Indikatoren allerdings noch nicht genutzt, um die 
E�  zienz der Investitionen zu untersuchen.

Nach einem deutlichen Anstieg in der zweiten Häl� e der neunziger Jahre wird sich das Ge-
samtziel einer Beschä� igungsquote von 70 % bis zum Jahr 2010 oder das Zwischenziel von 
67 % bis zum Jahr 2005 aufgrund der Veränderungen in der Beschä� igungsquote, die seit 
2002 festzustellen sind, vermutlich nicht erreichen lassen. Zudem kam der Rückgang der Ar-
beitslosenquote, der Mitte der neunziger Jahre eingesetzt hatte, im Jahr 2001 ins Stocken, und 
seitdem stieg die Arbeitslosigkeit sogar wieder langsam von 8,4 % auf 9,0 % im Jahr 2004. Die 
gleiche Entwicklung ist auch bei jungen Arbeitnehmern (unter 25 Jahren) zu beobachten, bei 
denen die Arbeitslosenquote im gleichen Zeitraum von 17,6 % auf 18,6 % gestiegen ist.

Unzureichendes 
Beschäftigungswachstum 

und steigende 
Arbeitslosigkeit

Gründe für die Auswahl der Indikatoren
Um die Situation der europäischen Volkswirtscha�  insgesamt darstellen zu können, wur-
de ein umfassender Bestand an Indikatoren entwickelt, in dessen Mittelpunkt die zentralen 
wirtscha� spolitischen � emen und Prioritäten stehen. Viele der gewählten Indikatoren wur-
den aus den Zielen der wirtscha� s- und beschä� igungspolitischen Leitlinien abgeleitet (siehe 
Textkasten 1.1). Auf EU-Ebene wurden vom Rat kürzlich �Integrierte Leitlinien für Wachstum 
und Beschä� igung� für die Jahre 2005 bis 2008 (siehe weiterführende Literatur) verabschiedet, 
durch die Fortschritte der Mitgliedstaaten in diesen beiden vorrangigen Bereichen gefördert 
werden sollen, da diese Bereiche die wirtscha� liche Leistung eines Landes insgesamt beein� us-
sen. Verschiedene Indikatoren entsprechen den Indikatoren im Verzeichnis der Strukturindi-
katoren (siehe Textkasten 1.2), das als Benchmark-Kriterium für die Fortschritte im Zuge zur 
Umsetzung der Lissabon-Strategie dient.
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Weiterführende Literatur zum Thema �Wirtschaftliche Entwicklung� in Europa:

Arbeitspapier der Kommission � �Beitrag zum Bericht der Kommission für die 
Frühjahrstagung des Europäischen Rates am 22. und 23. März 2005 über die Lissabon-
Strategie zur wirtscha� lichen, sozialen und ökologischen Erneuerung�, SEK(2005) 160

�Integrierte Leitlinien für Wachstum und Beschä� igung (2005-2008)�, KOM(2005) 141

EC economic data pocketbook … Vierteljährliche Verö� entlichung, Eurostat

  Wettbewerbsfähigkeit: Die tatsächliche Wettbewerbsfähigkeit wird anhand der Lohn-
stückkosten bewertet, d. h. anhand der Summe der Lohnkosten in Relation zur Produk-
tion bzw. zum Ausstoß. Anhand der Fortschritte beim Niveau der Investitionen in Hu-
mankapital, Wissen und Technologie (Lebenslanges Lernen, FuE, Innovationen) lassen 
sich Einblicke darin gewinnen, auf welche Weise die Wettbewerbsfähigkeit möglicher-
weise in Zukun�  beein� usst wird. Ein ausreichend quali
 zierter Pool an Erwerbstätigen 
und gut informierte Bürger sind eine Grundvoraussetzung, um die Wende hin zu nach-
haltigen Produktions- und Konsummustern zu bewerkstelligen.

  Beschä� igung: Beschä� igung ist ein zentrales � ema im wirtscha� lichen und sozialen 
Bereich, da sie sowohl zur Lebensqualität als auch zur sozialen Integration beiträgt, also 
zu zwei zentralen Endzielen einer jeden nachhaltigen Entwicklung. Nachhaltiges Wachs-
tum muss zu steigender Beschä� igung führen � und umgekehrt. Daher liegt ein beson-
derer Schwerpunkt auf Beschä� igung und Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union.

Um dieses � ema besser erfassen zu können, muss darüber hinaus auch noch auf weitere � e-
men wie technologische Entwicklung, Preisgestaltung und andere Umwelt- und Wirtscha� s-
aspekte eingegangen werden.



Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einem nachhaltigeren Europa
Wirtschaftliche Entwicklung

8

 Abbildung 1.1. 
Pro-Kopf-

Wachstumsrate 
des realen BIP 

(2003) (%)

Quelle: Eurostat.
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BIP pro Kopf
De� nition: Dieser Indikator wird de
 niert als die Wachstumsrate des Bruttoinlandspro-
dukts pro Einwohner zu konstanten Preisen von 1995 (auch bezeichnet als reales BIP pro 
Kopf) und als prozentuale Veränderung gegenüber dem Vorjahr angegeben. Das BIP ist ein 
Maß für die wirtscha� liche Tätigkeit einer Volkswirtscha�  und wird de
 niert als der Wert 
aller neu gescha� enen Waren und Dienstleistungen, abzüglich des Wertes aller dabei als Vor-
leistungen verbrauchten Güter und Dienstleistungen.

Leitindikator

Relevanz des 
Indikators 

Das BIP (pro Kopf) wird häu
 g als Maß für die wirtscha� liche Leistungsfähigkeit und den 
Lebensstandard einer Volkswirtscha�  verwendet; die durch diesen statistischen Wert ausge-
drückte Wachstumsrate bildet darüber hinaus ein Maß für die Dynamik einer Volkswirtscha� , 
für ihre Fähigkeit, zu anderen, reicheren Volkswirtscha� en aufzuschließen, und für ihre Fä-
higkeit zur Scha� ung neuer Arbeitsplätze. Die Wachstumsrate wird anhand von Zahlen zu 
konstanten Preisen berechnet, da diese Zahlen nur Volumenbewegungen ausdrücken (durch 
Preisbewegungen wird die Wachstumsrate nicht nach oben getrieben). Eine ausreichend hohe 
Wachstumsrate des BIP bedeutet, dass die Gesellscha�  zusätzliche wirtscha� liche Ressourcen 
scha
  , um die (steigenden) wirtscha� lichen Bedürfnisse der heutigen Generation decken zu 
können, um mit Blick auf höhere zukün� ige Erträge Investitionen zu tätigen und um soziale 
und Umweltprobleme aufzugreifen. Wichtig ist dabei allerdings auch, dass das BIP pro Kopf 
zwar einen Näherungswert für den materiellen Wohlstand der Bürger liefert, aber nicht als 
holistisches Maß für deren Wohlstand aufgefasst werden kann. So kann ein steigendes Pro-
duktionsvolumen beispielsweise mit Umweltbelastungen oder Gesundheitsproblemen einher-
gehen, die Ausgaben unterschiedlicher Art nach sich ziehen, welche sich positiv auf das BIP 
auswirken, aber nicht zur Verbesserung der Lebensqualität beitragen.
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Abbildung 1.2. 
Pro-Kopf-
Wachstumsrate 
des realen BIP (%)

Quelle: Eurostat.

�&�6������

�&�6������

��

��

��

��

��

�������� ���������� ���������� ���������� ���������� ���������� ���������� ���������� ���������� �������� �������� ��������

AnalyseDas Wachstum in der Europäischen Union blieb deutlich hinter den Erwartungen der Lis-
sabon-Strategie aus dem Jahr 2000 zurück. Im vergangenen Jahrzehnt hatten die Volkswirt-
scha� en der Europäischen Union bis Mitte 2003 mit einer Reihe durch die Wirtscha�  und von 
anderer Seite verursachter Schocks zu kämpfen 19, in deren Folge die Pro-Kopf-Wachstumsrate 
des BIP im Jahr 2003 nur noch rund 0,5 Prozentpunkte erreichte. Die Prognosen für den Zeit-
raum 2004 bis 2006 lassen eine Erholung auf ein Wachstum von rund 2 % pro Jahr erkennen, 
was wieder annähernd dem Stand von Mitte der neunziger Jahre entsprechen würde.

Die neuen Mitgliedstaaten liegen zwar beim BIP pro Kopf nach wie vor hinter den EU-15-
Ländern zurück, doch erreichen einige dieser Länder, insbesondere Lettland und Litauen, 
aufgrund der hohen Exportraten mittlerweile höhere Wachstumsraten, die deutlich über 
dem EU-Durchschnitt liegen.

Betrachtet man die internationale Stellung der Europäischen Union, liegt das BIP pro Kopf 
rund 30 % unter dem der USA, was sich vor allem dadurch erklärt, �dass weniger Personen 
eine Beschä� igung haben und diese tendenziell weniger Stunden arbeiten. Dies mag zum 
Teil darauf zurückzuführen zu sein, dass der Freizeit ein höherer Stellenwert beigemessen 
wird, lässt sich in vielen Fällen jedoch auf die bloße Frage reduzieren, ob sich Arbeit lohnt. 
Durch relativ großzügige bzw. liberale Sozialsysteme oder durch Vorruhestandsanreize wur-
den viele Menschen wirksam ermutigt, den Arbeitsmarkt zu verlassen oder erwerbslos zu 
bleiben. Suchen sie eine Arbeit, so müssen sie mit einer hohen Abgabenbelastung des Faktors 
Arbeit sowie der Streichung von Leistungen rechnen� 20.

19 Arbeitspapier der 
Kommission � �Beitrag zum 
Bericht der Kommission 
für die Frühjahrstagung 
des Europäischen Rates 
am 22. und 23. März 2005 
über die Lissabon-Strategie 
zur wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen 
Erneuerung�, SEK(2005) 160.

20 �Empfehlung der 
Kommission für 
die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft (im Zeitraum 
2003-2005)�, KOM(2003) 
170.

Ein steigendes BIP pro Kopf ist mit den meisten anderen Aspekten einer nachhaltigen Ent-
wicklung verknüp� . Beschä� igungswachstum ist eine zentrale Komponente des Wachstums 
des BIP. Durch Wachstum des BIP lässt sich ein wichtiger Beitrag zur Tragfähigkeit der 
ö� entlichen Finanzen leisten. Gleichzeitig ließen sich damit auch Armut und soziale Aus-
grenzung lindern, da ein ausreichendes Wachstum zusätzliche wirtscha� liche Mittel zur Be-
kämpfung der Armut erö� net. Ein steigendes BIP spiegelt steigende Produktion und steigen-
den Verbrauch sowie � beim gegenwärtigen Stand der Technik � eine intensivere Ressour-
cennutzung im In- und Ausland wider, die, wenn sie nicht durch eine erhöhte Produktivität 
der Ressourcen ausbalanciert wird, sich negativ auf Klimawandel und Energie, auf Konsum- 
und Produktionsstrukturen, auf Verkehr und globale Partnerscha�  auswirken könnte. Aus 
anderen Studien geht jedoch hervor, dass ein höheres BIP mit veränderten Präferenzen für 
umweltfreundliche Erzeugnisse und ausgeprägterem Umweltbewusstsein einhergeht.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Abbildung 1.3. 
BIP pro Kopf in KKS 

(Index EU-25  = 100)

Quelle: Eurostat.

Dieser Indikator soll einen räumlichen Vergleich des BIP ermöglichen, da die KKS eine Einheit 
darstellen, die derartige Analysen ermöglicht, indem die durch unterschiedliche Preisniveaus 
zwischen den einzelnen Ländern verursachten Unterschiede der Kau� ra�  beseitigt werden. Die-
ser Volumenindex ermöglicht zugleich eine Schätzung des Abstands zum EU-25-Durchschnitt, 
anhand dessen festgestellt werden kann, welche Regionen besonders gefährdet sind.

Die Verringerung regionaler Unterschiede ist ein wichtiges Ziel der Europäischen Union und 
ein Ziel der Strategie für eine nachhaltige Entwicklung. Der Regionalpolitik der Gemeinscha�  
wurden Mittel in beträchtlichem Umfang zugewiesen, wobei die Reform des Strukturfonds 
nach der Agenda 2000 den Schwerpunkt auf drei vorrangige Ziele legt; Ziel 1 soll den Auf-
holprozess jener Volkswirtscha� en fördern, die in ihrer Entwicklung noch Rückstände aufzu-
holen haben. Förderberechtigt sind nur jene Volkswirtscha� en, deren BIP pro Kopf weniger 
als 75 % des Gemeinscha� sdurchschnitts beträgt. Zu den vier vorrangigen Bereichen zählen 
grundlegende Infrastrukturen, die Entwicklung der Humanressourcen, Investitionen in For-
schung und Innovationen sowie die Informationsgesellscha� .

Relevanz des 
Indikators
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Auf einzelstaatlicher Ebene ist das BIP pro Kopf in KKS in EU-25 niedriger als in EU-15. Unter 
den EU-15-Ländern weisen lediglich Griechenland, Spanien und Portugal Werte auf, die unter 
dem Referenzwert für EU-25 liegen, während in fünf der neuen Mitgliedstaaten die Klu�  rund 
die Häl� e des EU-25-Niveaus ausmacht. Noch ungünstiger stellt sich die Lage in den Kandi-
datenländern dar � mit der Ausnahme von Kroatien, das knapp ein Drittel des Niveaus von 
EU-25 erreicht. Diese Unterschiede schrumpfen allerdings in fast allen neuen Mitgliedstaaten 
und in den Kandidatenländern zusehends (siehe zusätzliche Daten auf der Website zu den 
Indikatoren für nachhaltige Entwicklung).

Analyse

Regionale Pro-Kopf-Aufschlüsselung des BIP
De� nition: Dieser Indikator wird als Prozentwert des EU-25-Mittelwerts des Pro-Kopf-
Bruttoinlandsprodukts in Kau� ra� standards (KKS) nach Region ausgedrückt.

Für jede Region wird der Volumenindex des BIP pro Kopf in KKS in Relation zum Durch-
schnitt für EU-25 angegeben, der gleich 100 gesetzt wird. Zur Berechnung des regionalen BIP 
auf NUTS-2-Ebene wird für alle Regionen eines bestimmten Landes die gleiche Kau� ra� pari-
tät angesetzt (siehe �Wissenswertes zur Methodik�). Ist der Index einer Region höher als 100, ist 
das Niveau des BIP pro Kopf dieser Region höher als der EU-Durchschnitt (und umgekehrt).

Investitionen
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Im Jahr 2002 befanden sich alle 24 Regionen (von insgesamt 254 Regionen), in denen das BIP 
pro Kopf weniger als 50 % des Durchschnitts für EU-25 erreichte, in den neuen Mitgliedstaa-
ten. Mit Ausnahme von Bratislava (120 %) und Prag (153 %) lagen alle Regionen mit Werten 
über 100 % in EU-15, wobei die Inner City von London (315 %), Brüssel (235 %) und Luxem-
burg (213 %) die Spitzenpositionen einnahmen.

Karte 1.1. Regionale Pro-Kopf-Aufschlüsselung des BIP in KKS im Jahr 2002 (Index EU-25  = 100)

Quelle: Eurostat.
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In der Frage des Wachstums des BIP ist davon auszugehen, dass das regionale BIP pro Kopf 
sowohl Beschä� igung als auch Armut und soziale Ausgrenzung beein� ussen dür� e, da da-
durch Mittel für die Linderung der Armut erschlossen werden. Zugleich wirkt sich das BIP 
auch auf die Konsum- und Produktionsstrukturen, den Grad der Ressourcennutzung sowie 
die Nutzung von Energie und Verkehr aus. Darüber hinaus ist es eng mit dem Investitions-
niveau und dem Niveau der Ausgaben für Forschung und Entwicklung verknüp� . Je nach 
der bisherigen wirtscha� lichen Entwicklung könnten Regionen, in denen die Wirtscha� s-
tätigkeit weniger entwickelt ist, eine besonders ausgeprägte biologische Vielfalt aufweisen, 
andererseits aber auch vor Strukturproblemen stehen, die aus überalterten und somit stärker 
umweltgefährdenden Industriezweigen herrühren.

Zwischen 1995 und 2002 konnten die folgenden vier Regionen ihre Lage verbessern und 
erreichten ein BIP über dem Durchschnitt für EU-25: Bratislava (Slowakei, Anstieg von 
94,3 % auf 119,7 %), Aragón (Spanien, von 94,9 % auf 101,7 %), Derbyshire und Notting-
hamshire (Vereinigtes Königreich, 99,7 % auf 101,7 %), Herefordshire, Worcestershire und 
Warwickshire (Vereinigtes Königreich, 99,2 % bis 102,3 %). Demgegenüber 
 el das BIP in 
19 Regionen von einem Stand über dem Referenzniveau 100 auf einen Stand unter 100. 
Sieben dieser Regionen befanden sich in Deutschland, drei in Schweden, jeweils zwei in 
Spanien, Frankreich und dem Vereinigten Königreich sowie je eine in Belgien, den Nieder-
landen und Österreich.

Die Unterschiede der Regionen untereinander verringerten sich im Zeitraum von 1995 bis 
2002. Das Verhältnis zwischen dem vierten Quintil (das Niveau, das von 80 % der europäi-
schen Regionen erreicht wird) und dem ersten Quintil (20 % der Regionen) ging von 1,77 
auf 1,68 zurück.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Investitionen
Investionen

De� nition: Dieser Indikator ist de
 niert als die Bruttoanlageinvestitionen (BAI), angegeben 
in Prozent des BIP, des ö� entlichen Sektors und der Unternehmen. Die BAI umfassen den 
Erwerb abzüglich der Veräußerungen von Anlagegütern durch gebietsansässige Produzenten 
sowie zuzüglich bestimmter Werterhöhungen an nichtproduzierten (in der Regel natürlichen) 
Vermögensgütern durch produktive Tätigkeiten. Die BAI schließen beispielsweise den Erwerb 
(abzüglich der Veräußerungen) von Gebäuden, Strukturen, Maschinen, Geräten und Ausrüs-
tungen, die Ausbeutung von Bodenschätzen, Computerso� ware, literarische oder künstleri-
sche Originale ein. Außerdem zählen hierzu bestimmte Werterhöhungen nichtproduzierter 
Vermögensgüter durch Produktionstätigkeit, worunter vor allem Verbesserungen an Grund 
und Boden fallen, z. B. die Trockenlegung von Sümpfen.

Nach einer Phase anhaltenden Wachstums im Zeitraum von 1995 bis 2000 ging der Anteil 
der Unternehmensinvestitionen � der den mit Abstand größten Teil der Gesamtinvestitionen 
ausmacht � zwischen 2000 und 2004 von 18,4 auf 17,0 % des BIP zurück. Am besten behaup-
teten sich in diesem Zeitraum Estland (+ 3,3 %), Litauen (+ 2,3 %) und Griechenland (+ 1,9 %) 
(siehe ergänzende Daten auf der Eurostat-Website). Die Investitionen der ö� entlichen Hand 
gingen dagegen von 3,0 % im Jahr 1995 auf 2,3 % im Jahr 2000 zurück und verharrten seither 
sowohl in EU-25 als auch in EU-15 relativ konstant auf diesem Niveau.

Die Investitionen stagnierten aufgrund der geringen Kapazitätsauslastung im produzieren-
den Gewerbe auf niedrigem Niveau 21. Investitionsförderung entsteht aufgrund strukturel-
ler ˜nderungen hin zu neuen Technologien, beispielsweise Umwelttechnologien, die neue 
Chancen für Unternehmen erö� nen. Der Ausbau von Wissen und die Steigerung von Inno-
vationen, lebenslangem Lernen � und damit der Wettbewerbsfähigkeit � spielt eine aktive 
Rolle bei der Verwirklichung dieser Ziele.

Abbildung 1.4. Investitionen in EU-25 nach institutionellem Sektor (% des BIP)
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21 Arbeitspapier der 
Kommission � �Beitrag zum 
Bericht der Kommission 
für die Frühjahrstagung 
des Europäischen Rates 
am 22. und 23. März 2005 
über die Lissabon-Strategie 
zur wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen 
Erneuerung�, SEK(2005) 160.

Diese Verhältniszahl bezeichnet den Anteil des BIP, der für Bruttoinvestitionen (statt für Ver-
brauch oder Ausfuhren) verwendet wird. Die Anscha� ungen von Investitionsgütern wie Gebäu-
den, Maschinen und Verkehrsmitteln durch den privaten oder ö� entlichen Sektor bestimmen 
in erheblichem Maße die zukün� ige wirtscha� liche Leistungsfähigkeit einer Gesellscha�  durch 
Vertiefung und Ausweitung des Grundkapitals, unabhängig davon, ob darunter materielles 
Grundkapital oder Wissenskapital verstanden wird. Damit beein� usst der Indikator � in Ver-
bindung mit dem zunehmenden Arbeitskrä� eangebot � auch unmittelbar zukün� ige Wachs-
tumsraten. Unter dem Aspekt einer nachhaltigen Entwicklung ist der Beitrag zur Scha� ung 
besserer Arbeitsplätze und zur Verbesserung der Ökoe�  zienz von entscheidender Bedeutung.

Relevanz des 
Indikators

Quelle: Eurostat.
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Unter wirtscha� lichen Gesichtspunkten kann durch steigende Investitionen die Fähigkeit 
eines Unternehmens gestärkt werden, neue und e�  zientere Produktionsprozesse und Pro-
dukte zu entwickeln; sie leisten damit einen Beitrag zu Verbesserungen im Umweltbereich, 
indem die E�  zienz der Ressourcen- und Energienutzung der Volkswirtscha�  verbessert 
wird. Auf diese Weise dür� en sich auch Probleme wie der Klimawandel eindämmen lassen; 
und auch die Energiee�  zienz und Sauberkeit der Produktions- und Verkehrssysteme kön-
nen damit verbessert werden.

Darüber hinaus dür� en die Investitionen zugleich die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Volkswirtscha�  und die Beschä� igung verbessern, da die Scha� ung neuer Arbeits-
plätze zu erwarten ist, wenn diese Investitionen mehr auf den Einsatz neuer Investitionsgü-
ter als nur auf den Ersatz vorhandener Güter ausgerichtet sind.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Sparen
Investionen
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De� nition: Dieser Indikator wird als Nettosparen de
 niert und als Prozentanteil des Net-
tonationaleinkommens ausgedrückt.

Durch den Begri�  �Nettosparen� wird jener Teil des verfügbaren Nettonationaleinkommens 
(d. h. des Nettonationaleinkommens zuzüglich des Saldos der laufenden Transfers mit der 
übrigen Welt) gemessen, der nicht für Konsumausgaben verwendet wird und daher für Net-
toinvestitionen (d. h. Investitionen über den Ersatz der Abschreibungen hinaus) und gegebe-
nenfalls für Vermögenstransfers an die übrige Welt zur Verfügung steht. Das Nettonational-
einkommmen entspricht dem Bruttonationaleinkommen nach Abzug der Abschreibungen. 
Das Bruttonationaleinkommen stellt die Gesamtheit des Primäreinkommens dar, das von 
gebietsansässigen institutionellen Einheiten als Gegenleistung für ihr Engagement in der 
Produktionstätigkeit eingenommen werden kann.

Dieser Indikator stellt ein Maß für den individuellen Reichtum dar. Das Einkommen bildet die 
Grundlage für �Geldinvestitionen� in Waren oder Dienstleistungen (siehe �Verbrauchsausga-
ben�) und in der Folge auch für das Ansparen von Geldbeträgen. Eine niedrige Sparquote kann 
ein zu geringes Einkommen oder fehlendes Vertrauen in die Zukun�  ausdrücken, die sich in 
der fehlenden Möglichkeit oder dem fehlenden Willen zu Investitionen in die Zukun�  äußern.

Abbildung 1.5. 
Nettosparen in 
EU-15 (in % des 
Nettonationalein-
kommens)

Quelle: Eurostat.

Die Verbrauchsausgaben (siehe entsprechenden Indikator) sind im Zeitraum von 1995 bis 
2004 kontinuierlich gestiegen, die Nettosparquote ging dagegen von 9,0 % des Nettonatio-
naleinkommens im Jahr 1998 auf 6,9 % im Jahr 2003 zurück. In Irland (15,3 % im Jahr 2003), 
Schweden (13,1 %), Slowenien (12,2 %) und Österreich (11,8 %) ist die Sparquote am höchsten 
in der EU, während sich in Portugal die Sparquote im zweiten Jahr in Folge negativ entwickelte 
(� 3,1 % im Jahr 2004) (siehe Länderaufschlüsselung auf der Website zu den Indikatoren für 
nachhaltige Entwicklung).

Das Nettosparen drückt das gegenwärtige und vorweggenommene Vertrauen in die wirt-
scha� liche und soziale Lage aus und dür� e insbesondere durch die Beschä� igungsquote und 
den Grad der Armut und sozialen Ausgrenzung, den Gesundheitszustand sowie die erwarte-
ten zukün� igen Rentenausgaben beein� usst werden. Dieser Indikator hängt unmittelbar mit 
dem Verbrauch bzw. Konsum zusammen.

Analyse

Relevanz des 
Indikators

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Verbrauchsausgaben
De� nition: Dieser Indikator wird de
 niert als Gesamtverbrauchsausgaben, ausgedrückt zu 
konstanten Preisen von 1995.

Die Verbrauchsausgaben (auch als Konsumausgaben bezeichnet) sind Ausgaben, die zur un-
mittelbaren Befriedigung individueller oder kollektiver Bedürfnisse getätigt werden. De
 niti-
onsgemäß können nur private Haushalte Endverbraucher von Waren und Dienstleistungen 
sein, alle anderen Akteure tätigen lediglich Vorverbrauch für die Erzeugung anderer Waren 
oder Dienstleistungen. Die tatsächlichen Ausgaben für die verbrauchten Güter jedoch können 
entweder von den privaten Haushalten selbst vorgenommen werden oder von privaten Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck (wie z. B. Religionsgemeinscha� en, Sportvereine, politische 
Parteien usw.) oder vom Staat, der Waren und Dienstleistungen erwirbt oder selbst erzeugt 
und sie unmittelbar privaten Haushalten zum Konsum zur Verfügung stellt.

Investitionen

Die Verbrauchsausgaben spiegeln die Erwartungen der Verbraucher an die allgemeine wirt-
scha� liche Lage und an ihre eigene 
 nanzielle Lage wider. Der Verbrauch gilt im Allgemei-
nen als die Alternative zum Sparen. Eine Aufschiebung von Verbrauchsausgaben kann unter 
anderem an Sparen für die spätere Rente, für Gesundheitsaufwendungen und andere Vor-
sorgemaßnahmen, aber auch an mangelndem Vertrauen in die eigene wirtscha� liche Lage 
liegen. Demgegenüber können hohen Verbrauchsanteile ebenfalls einen Hinweis auf geringe 
Einkommen geben, bei denen die Haushalte nicht zum Sparen für spätere Konsumausga-
ben in der Lage sind. Darüber hinaus deuten hohe Verbrauchsquoten (niedrige Sparquoten) 
darauf hin, dass nur in begrenztem Umfang Mittel für Investitionen zur Verfügung stehen, 
sofern die Volkswirtscha�  nicht Geld aus dem Ausland leiht (Leistungsbilanzde
 zit).
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Analyse Der zu konstanten Preisen gemessene Gesamtverbrauch stieg seit 1995 stetig an, allerdings 
hat sich das Wachstumstempo nach dem Jahr 2000 etwas verlangsamt. Die durchschnittliche 
jährliche Wachstumsrate des Gesamtverbrauchs lag zwar zwischen 1995 und 2004 insgesamt 
bei rund 2,2 % pro Jahr, doch seit dem Jahr 2000 ist sie auf rund 1,8 % gefallen. Seit 2000 
verzeichnen außerdem die meisten der neuen Mitgliedstaaten bei den durchschnittlichen Ge-
samtverbrauchsausgaben deutlich höhere jährliche Wachstumsraten (siehe zusätzliche Daten 
auf der Website zu den Indikatoren für nachhaltige Entwicklung), beispielsweise Litauen und 
Lettland (+ 6,7 %), Estland (+ 6,5 %), Ungarn (+ 5,9 %) und Irland (+ 4,4 %). Zu den Län-
dern, in denen das jährliche Verbrauchswachstum besonders niedrig war, zählen Deutschland 
(+ 0,4 %), Malta (+ 0,8 %) und Österreich (+ 0,9 %).

Be� ügelt wird der private Verbrauch von verschiedenen, miteinander in wechselseitigem 
Zusammenhang stehenden Faktoren, unter anderem dem verfügbaren oder erwarteten Ein-
kommen, der Preisstabilität und dem Verbrauchervertrauen 22. Letzterer Parameter scheint 
Anfang 2005 in der Eurozone einen leichten Dämpfer erlitten zu haben und lag nun bei � 14 % 

Abbildung 1.6. 
Gesamt-

verbrauchsausgaben 
in EU-25 zu konstanten 

Preisen von 1995 
(Index 1995  = 100)

Quelle: Eurostat.

22 Siehe Schlüsselindikatoren 
für die Eurozone, 
Europäische Kommission, 
GD Wirtscha�  und 
Finanzen, einsehbar unter: 
http://europa.eu.int/
comm/economy_
 nance/
indicators/key_euro_area_
en.htm#t2.

Relevanz des 
Indikators
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Steigende Verbrauchsausgaben dür� en auch den Verbrauch an natürlichen Ressourcen und 
Energie, die Abfallerzeugung sowie das Verkehrsau� ommen erheblich beein� ussen und da-
mit der Eindämmung des Klimawandels entgegenwirken. Zugleich bringt ein Anstieg der 
Verbrauchsausgaben jedoch auch positive Auswirkungen auf das allgemeine Wirtscha� s-
wachstum sowie auf das Investitionsniveau mit sich. Darüber hinaus steht dieser Indikator 
in engem Zusammenhang mit dem Sparniveau.

gegenüber � 13 % im Jahr 2004, hat sich damit aber gegenüber 2003 (� 18 %) dennoch deutlich 
verbessert. Seit 2001 ist das Vertrauen allerdings erheblich zurückgegangen (� 6 %).

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Arbeitsproduktivität und Lohnstückkosten
De� nition: Die Arbeitsproduktivität wird als BIP je Arbeitsstunde zu konstanten Preisen 
von 1995 ausgedrückt.

Die Lohnstückkosten werden de
 niert als das Verhältnis zwischen dem Entgelt pro Arbeit-
nehmer und dem BIP oder der Bruttowertschöpfung je Beschä� igtem. Sie werden als pro-
zentuale Veränderung gegenüber dem Vorjahr gemessen.

Wettbewerbsfähigkeit

Die EU hat unter einem rückläu
 gen Produktivitätswachstum zu leiden, das sich auch auf 
die Wettbewerbsfähigkeit und die Volkswirtscha�  insgesamt und hier insbesondere auf die 
Beschä� igung auswirkt. Solange das BIP wächst und die Erwerbsbevölkerung relativ stabil ist, 
wächst unausweichlich auch dieser Index, womit ausgedrückt wird, dass durch eine Arbeits-
stunde mehr Wohlstand erzeugt wird als in vorangegangenen Jahren. Hinsichtlich der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit ist die Wachstumsrate dabei von vorrangigem Interesse.

Die Zuwachsrate der Lohnstückkosten soll einen Eindruck von der Dynamik der Beteiligung 
des Produktionsfaktors �Arbeit� an der Wertschöpfung vermitteln und verdeutlichen, wie die 
Entlohnung der Erwerbstätigen mit ihrer eigenen Produktivität zusammenhängt. Damit wird 
die Relation zwischen dem durchschnittlichen Verdienst eines Arbeitnehmers und der Wert-
schöpfung angegeben, die aus seiner Arbeit resultiert.

Durch die Lohnstückkosten werden die Lohnkosten in Beziehung zur Arbeitsproduktivität ge-
setzt; das Wachstum der Lohnstückkosten gibt an, inwieweit sich die Arbeit verteuert oder nicht. 
Sinkende Lohnstückkosten bedeuten, dass die Arbeit für die Arbeitgeber lohnender wird.

Abbildung 1.7. Arbeitsproduktivität in EU-15 
zu konstanten Preisen von 1995 je geleistete 
Arbeitsstunde (Index 1995  = 100)     

Abbildung 1.8. Zuwachsrate der Lohnstückkosten 
in EU-25 (%) 
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Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität in EU-15 ging seit 
dem Jahr 2000 auf 1,2 % zurück, während sie im Zeitraum von 1995 bis 2000 noch bei 1,8 % 
gelegen hatte. Diese rückläu
 ge Wachstumsrate lässt sich zu gleichen Teilen durch geringe-
re Investitionen je Beschä� igtem und durch eine Verlangsamung des technologischen Fort-
schritts erklären. Zudem ist tendenziell ein Teil der in der EU neu gescha� enen Arbeitsplätze 
von eher geringer Produktivität.

Die auf die Lohnstückkosten bezogene Arbeitsproduktivität zeigt in EU-25 eine rückläu
 ge 
Tendenz. Nur in einigen wenigen Jahren war eine positive Beteiligung des Faktors �Arbeit� 
am gescha� enen Output zu verzeichnen. Lediglich 30 % des verlangsamten Produktivitätszu-
wachses sind auf einen steigenden Anteil der Beschä� igung gering quali
 zierter Arbeitneh-
mer zurückzuführen 23.

23 Arbeitspapier der 
Kommission � �Beitrag zum 
Bericht der Kommission 
für die Frühjahrstagung 
des Europäischen Rates 
am 22. und 23. März 2005 
über die Lissabon-Strategie 
zur wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen 
Erneuerung�, SEK(2005) 160.

    Quelle: Eurostat.
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Ein steigendes Wachstum der Arbeitsproduktivität dür� e die Beschä� igung beein� ussen, und 
zwar auch das durchschnittliche Erwerbsaustrittsalter, was entsprechende Auswirkungen auf 
die Arbeitsbelastung und bestimmte Quali
 kationen mit sich bringt. Beide Variablen dür� en 
ihrerseits durch den Bildungsstand und das Prinzip des lebenslangen Lernens sowie durch die 
Aufwendungen für Forschung und Entwicklung und durch Innovationen beein� usst werden. 
Nehmen die Unternehmen ihre soziale Verantwortung wahr, so trägt dies häu
 g zu steigender 
Arbeitsproduktivität bei.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Internationale Preiswettbewerbsfähigkeit
De� nition: Dieser Indikator wird de
 niert als der reale e� ektive Wechselkurs (REW � oder 
der �Relative Preis- und Kostenindikator�), der den nominalen Wechselkurs (ein Maß für den 
Wert einer Währung gegenüber einem gewichteten Durchschnitt mehrerer Auslandswährun-
gen) nach De� ation um einen Preisindex bzw. Kostenindex angibt.

Der spezi
 sche REW für die Indikatoren für nachhaltige Entwicklung wird um die nominel-
len Lohnstückkosten der gesamten Volkswirtscha�  (siehe Indikator �Lohnstückkosten�) im 
Vergleich zu IC34 (EU-25 plus neun Industrieländer: Australien, Kanada, Vereinigte Staaten, 
Japan, Norwegen, Neuseeland, Mexiko, Schweiz und Türkei) de� ationiert.

Wettbewerbsfähigkeit

Der REW dient zur Beurteilung der Preis- oder Kostenwettbewerbsfähigkeit eines Landes 
(oder eines Währungsgebietes) gegenüber seinen wichtigsten Wettbewerbern auf internatio-
nalen Märkten. Veränderungen der Wettbewerbsfähigkeit der Preise und Kosten sind nicht 
nur von Wechselkursveränderungen, sondern auch von Kosten- und Preisentwicklungen ab-
hängig. Für die Berechnung des REW werden doppelte Exportgewichte verwendet, die nicht 
nur den Wettbewerb auf den Heimatmärkten der verschiedenen Wettbewerber berücksichti-
gen, sondern auch den Wettbewerb auf anderen Exportmärkten.

Ein Anstieg des Index bedeutet einen Verlust an Wettbewerbsfähigkeit.
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Nach einem Höchststand im Jahr 1996 und einem Tiefststand im Jahr 2000 stieg der REW 
in den vergangenen vier Jahren wieder auf 116,8 Punkte an. Dieser Anstieg entspricht einem 
Zuwachs von 13,6 Punkten gegenüber 1994, aber 27,2 Punkten gegenüber 2000 und einem ent-
sprechenden Verlust an Wettbewerbsfähigkeit. In den letzten Jahren wurde die Entwicklung 
dieses Indikators durch den Wertzuwachs des Euro insbesondere gegenüber dem US-Dollar be-
ein� usst. Die beiden Extremwerte hängen insbesondere mit den verschiedenen Schockein� üs-
sen zusammen, denen die europäische Volkswirtscha�  im letzten Jahrzehnt ausgesetzt war.

In bestimmten Fällen könnte es bei unterschiedlichen Preis- und Kostenentwicklungen in den 
Mitgliedstaaten der Eurozone zu einer Häufung von Wettbewerbsungleichgewichten kom-
men, die letzten Endes ein Hindernis für das Wirtscha� swachstum bedeuten und damit ei-
nen Anstieg der Arbeitslosigkeit in einzelnen Mitgliedstaaten nach sich ziehen könnten. Län-
gerfristig ließen sich Veränderungen der relativen Preise und Kosten durch Veränderungen 
der damit zusammenhängenden wirtscha� lichen Fundamentaldaten begründen, beispiels-
weise durch ein Au� olen in der wirtscha� lichen Entwicklung, ˜nderungen von Faktoren, 
die nicht durch die preisliche Wettbewerbsfähigkeit bedingt sind, sowie Veränderungen der 
zugrunde liegenden Spar- und Investitionstendenzen (siehe Indikatoren �Investitionen� und 
�Wettbewerbsfähigkeit�) 24.

Abbildung 1.9. 
Kostenwettbewerbsfähigkeit 

von EU-25, gemessen an 
den Lohnstückkosten der 

gesamten Volkswirtschaft 
(Index 1999  = 100)

Quelle: Eurostat.

24 Siehe �Quarterly data 
on price and cost 
competitiveness of the 
European Union and its 
Member States�, Europäische 
Kommission, GD Wirtscha�  
und Finanzen, erstes 
Quartal 2005.
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Schwankungen des REW beein� ussen die Einfuhren und Ausfuhren von Waren und Dienst-
leistungen und sind einer der Faktoren, die sich auch auf den Zugang der Entwicklungsländer 
zu den Märkten der EU auswirken. Darüber hinaus beein� ussen sie das Wirtscha� swachs-
tum und damit auch die Beschä� igung, werden ihrerseits aber von verschiedenen anderen 
Indikatoren beein� usst, die mit der Gesundheit der Volkswirtscha� , z. B. in den Bereichen 
Staatsverschuldung, Arbeitsproduktivität und Lohnkosten, in Zusammenhang stehen. Die 
Auswirkungen auf die soziale und die Umweltdimension sind in erheblichem Maße von den 
Faktoren abhängig, die auch den REW beein� ussen. Verbesserungen des REW, die sich durch 
eine Senkung der Lohnkosten oder Einschnitte in den sozialen Sicherungssystemen erzielen 
ließen, könnten nachteilige Folgen für soziale Belange mit sich bringen. Eine restriktivere Um-
weltpolitik führt zu einer Veränderung der relativen Preise bestimmter Produkte und Dienst-
leistungen in einem Währungsgebiet und begünstigt umweltschonendere Wirtscha� szweige. 
Die Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit sind dabei unter anderen von Kriterien wie den rela-
tiven Preisen in anderen Währungsgebieten und der Nachfragestruktur abhängig.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Lebenslanges Lernen
De� nition: Dieser Indikator wird als der Prozentsatz der an Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen teilnehmenden erwachsenen Bevölkerung im Alter von 25 bis 64 Jahren de
 niert.

Wettbewerbsfähigkeit

Lebenslanges Lernen ist grundlegend für jede nachhaltige Entwicklung. In dem Maße, wie 
sich die Gesellscha�  hin zu nachhaltigen Konsum- und Produktionsstrukturen entwickelt, 
werden Erwerbstätige und Bürger benötigt, die bereit sind, als Erwerbstätige an der Entwick-
lung und Übernahme neuer Technologien und organisatorischer Strukturen und als Bürger 
und Verbraucher an neuen Grundeinstellungen und Verhaltensmustern mitzuwirken. Le-
benslanges Lernen trägt wesentlich dazu bei, dass die Betro� enen � exibler und o� ener wer-
den und gegenüber neuen Entwicklungen aufgeschlossen sind.

Aus diesem Grund gilt lebenslanges Lernen als zentraler Bestandteil bei der Verwirklichung 
des Lissabon-Ziels der Weiterentwicklung der EU zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtscha� sraum der Welt. Durch lebenslanges Lernen wird der 
Einzelne in die Lage versetzt, sein Wissen, seine Quali
 kationen und Fertigkeiten weiter-
zuentwickeln und zu vervollständigen und damit einen positiven Beitrag zur Stärkung der 
eigenen Stellung am Arbeitsmarkt zu leisten.

Im Jahr 2002 wurde durch den Rat von Barcelona das Ziel des lebenslangen Lernens formu-
liert und dabei die Forderung aufgestellt, dass bis 2010 der Durchschnitt der Erwachsenen im 
erwerbsfähigen Alter (Altersgruppe 25-64 Jahre), die sich am lebenslangen Lernen beteiligen, 
mindestens 12,5 % betragen sollte.

Abbildung 1.10. 
Lebenslanges 

Lernen (%)

Quelle: Eurostat.

Im Jahr 2004 betrug der Anteil der Erwachsenen in der EU, die an Aus- und Weiterbildung 
teilnahmen, 9,4 %, d. h., er war um 1,5 % höher als 2000, und gegenüber 1996 hatte sich die-
ser Anteil in EU-15 sogar fast verdoppelt. Das Ziel von Barcelona ist damit in grei� are Nähe 
gerückt. Die EU 
 nanziert 17 so genannte R3L-Initiativen (regionale Netze für lebenslanges 
Lernen), an denen 120 Regionen in Nord- und Südeuropa beteiligt sind. Hieraus ergibt sich 
auch die Bedeutung, die der Förderung lebenslangen Lernens in der politischen Praxis der 
EU zukommt.
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Eine Ausweitung des lebenslangen Lernens dür� e einen positiven Beitrag zu sämtlichen As-
pekten einer nachhaltigen Entwicklung liefern.

Besser quali
 zierte Arbeitnehmer 
 nden bessere Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt und 
sind daher weniger durch Arbeitslosigkeit und die als Folge hieraus entstehende Gefahr von 
Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht. Lebenslanges Lernen ist ein entscheidender Faktor 
dafür, dass die Quali
 kationen und die Beschä� igungsfähigkeit der Bürger während ihres ge-
samten Erwerbslebens gewahrt bleiben und damit die Herausforderungen im Zusammenhang 
mit der Überalterung der Gesellscha�  bewältigt werden können. Darüber hinaus dür� en bes-
ser quali
 zierte Arbeitnehmer eine höhere Arbeits- und Betriebsmittelproduktivität erreichen 
und damit auch unter wirtscha� lichen Aspekten einen Beitrag zu Wettbewerbsfähigkeit und 
Wachstum leisten und dazu beitragen, dass Wachstum nicht mehr einhergeht mit steigender 
Umweltbelastung. Da für Investitionen in das Humankapital nur in geringem Umfang natürli-
che Ressourcen eingesetzt werden müssen, dür� en die mit besser quali
 zierten Erwerbstätigen 
und bewusster agierenden Verbrauchern erzielten Vorteile höherer Ökoe�  zienz die Nachteile 
der hierfür notwendigen Aufwendungen überwiegen.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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25 Allgemeine Richtlinien für 
statistische Übersichten 
in Forschung und 
experimenteller Entwicklung 
(Frascati-Handbuch), 
sechste Ausgabe, OECD 
(2002), Kapitel 6.3.

Ausgaben für Forschung und Entwicklung
De� nition: Dieser Indikator wird de
 niert als Bruttoinlandsausgaben für Forschung und 
Entwicklung (GERD) in Prozent des BIP. GERD schließt die Ausgaben von Unternehmen, 
Hochschulen, staatlichen Stellen und privaten Non-Pro
 t-Organisationen für Forschung und 
Entwicklung mit ein.

Wettbewerbsfähigkeit

Durch Forschung und Entwicklung (FuE) sollen �neue Kenntnisse � einschließlich Men-
schen-, Landes- und Gesellscha� skunde � gewonnen� und dieser Kenntnisstand für neue An-
wendungen genutzt werden 25. Neue Technologien und Organisationstechniken sind notwen-
dige Ergänzungen bei der Veränderung unserer Verhaltensmuster hin zu einer nachhaltigen 
Gesellscha� . Forschungstätigkeit ist darüber hinaus eine wichtige Voraussetzung, um dem 
Nachhaltigkeitskonzept zuwiderlaufende Trends aufzuzeigen und sie zu messen und mög-
lichst wirksame Gegensteuerungsmaßnahmen entwickeln zu können. Experimentelle Ent-
wicklungen sind eine entscheidende Voraussetzung für die Umsetzung von Wissen in prakti-
sche Verfahrensweisen, um auf diese Weise ˜nderungen herbeiführen zu können.

In der Lissabon-Strategie wird die Bedeutung von FuE und Innovationen im Gesamtkontext 
der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der EU gewürdigt. Im Bestreben, die Lücke zwischen 
der EU und ihren wichtigsten Wettbewerbern zu schließen, wurde vom Europäischen Rat 
2002 in Barcelona die Notwendigkeit einer erheblichen Aufstockung der Aufwendungen für 
Forschung und Entwicklung und Innovationen in der EU bekrä� igt und dabei die Grenz-
technologien (Life Sciences und Biotechnologie) hervorgehoben, die als Schlüsselfaktor für 
kün� iges Wachstum gelten. In diesem Zusammenhang vereinbarte der Rat, die Gesamtaus-
gaben für Forschung und Entwicklung und für Innovationen zu erhöhen und dabei bis zum 
Jahr 2010 einen Anteil von 3 % des BIP zu erreichen. Darüber hinaus enthält die Europäische 
Beschä� igungsstrategie einen Bestand an Leitlinien, die auf die Steigerung und Verbesserung 
der Investitionen in FuE und eine Umlenkung der Beihilfen hin zu einer Förderung bestimm-
ter horizontaler Ziele wie Forschung und Innovation abzielen.

Relevanz des 
Indikators

Abbildung 1.11. 
Bruttoinlandsausgaben 

für FuE (% des BIP)

Quelle: Eurostat.
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Die Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung sind seit Mitte der neunziger Jahre 
in der EU um rund 6 % gestiegen und erreichen heute annähernd 2 % des BIP, liegen damit aber 
immer noch um einen Prozentpunkt unter dem Ziel von 3 %. In den meisten Mitgliedstaaten 
wurden zwar Ziele auf einzelstaatlicher Ebene formuliert, häu
 g werden diese aber im Haushalt 
der Staaten nicht in vollem Umfang umgesetzt. Finnland und Schweden sind die einzigen Mit-
gliedstaaten (neben Island aus den Reihen der EFTA-Staaten), die den Zielwert von 3 % über-
tre� en. In den neuen Mitgliedstaaten sind noch erhebliche Anstrengungen erforderlich (siehe 
Länderaufschlüsselung auf der Website zu den Indikatoren für nachhaltige Entwicklung).

Steigende Aufwendungen für Forschung und Entwicklung sind von entscheidender Bedeu-
tung für die Fähigkeit der europäischen Volkswirtscha� , sich an die veränderten globalen 
Bedingungen anzupassen. Aus den reinen Zahlenwerten geht zwar nicht hervor, ob die FuE-
Aufwendungen auf eine nachhaltige Gesellscha�  ausgerichtet sind, doch dür� en zielgerichtete 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung einen unmittelbaren Ein� uss auf die Arbeitspro-
duktivität ausüben und sind somit auch von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung 
neuer Produktions- oder Verbrauchsformen (Auswirkungen auf das Abfallau� ommen, Um-
weltbelastung, natürliche Ressourcen, Energie oder Verkehrsaspekte und -probleme).

Analyse

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Abbildung 1.12. Beschäftigungsquote 
insgesamt (%)  

Abbildung 1.13. Beschäftigungsquote 
nach Land (2004) (%)

Quelle: Eurostat. Quelle: Eurostat.

Beschäftigung
De� nition: Die Beschä� igungsquote insgesamt wird berechnet, indem die Zahl der erwerbs-
tätigen Personen im Alter zwischen 15 und 64 Jahren durch die Gesamtbevölkerungszahl die-
ser Altersgruppe dividiert wird.

Beschäftigung

Die Beschä� igung ist ein zentrales � ema im wirtscha� lichen und sozialen Bereich, da sie einen 
Beitrag sowohl zur Lebensqualität als auch zur sozialen Integration leistet. Die Beschä� igung 
steht daher im Mittelpunkt vieler EU-Politiken, z. B. der Europäischen Beschä� igungsstrategie; 
zugleich ist Vollbeschä� igung eines der Leitziele der Lissabon-Strategie.

Zwischen den Mitgliedstaaten bestehen erhebliche Unterschiede; so variierte beispielsweise 
die Beschä� igungsquote im Jahr 2004 zwischen 51,7 % in Polen und 75,7 % in Dänemark 26. 
Die Gesamtbeschä� igungsquote stieg in EU-15 zwar von 1995 bis 2000 um durchschnittlich 
1,1 %, doch verlangsamte sich dieser Fortschritt in den letzten Jahren, und zwischen 2000 und 
2004 wurde nur noch ein Wachstum von 0,3 % in EU-15 und von 0,3 % in EU-25 erreicht. Das 
Zwischenziel von 67 % für das Jahr 2005 dür� e unerreichbar sein, auch wenn es im Jahr 2004 
in acht Ländern erreicht bzw. übertro� en wurde. Um das Gesamtziel von 70 % für das Jahr 
2010 einhalten zu können, müsste in EU-25 eine jährliche Wachstumsrate von 1,7 % erreicht 
werden, was einem erheblichen Zuwachs gegenüber dem jährlichen Wachstum von 0,3 % pro 
Jahr in den Jahren 2000 bis 2004 gleichkäme.

Die wichtigsten Gründe für diese Entwicklung sind in der Verlangsamung des Wirtscha� s-
wachstums in Europa seit Anfang des 21. Jahrhunderts und der gleichzeitigen Verlangsamung 
des Wachstums der Arbeitsproduktivität in zahlreichen Mitgliedstaaten zu sehen. Um mehr 
Menschen in Beschä� igung zu bringen, müsste das durchschnittliche Erwerbsaustrittsalter 
der Erwerbsbevölkerung weiter erhöht und der Rückgri�  auf Frühverrentungsprogramme ein-
gedämmt werden; außerdem wären gegebenenfalls Veränderungen des Steuer- und Lohner-
satzleistungssystems sowie Reformen des Rentensystems notwendig.

Relevanz des 
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26 Arbeitspapier der 
Kommission � �Beitrag zum 
Bericht der Kommission 
für die Frühjahrstagung 
des Europäischen Rates 
am 22. und 23. März 2005 
über die Lissabon-Strategie 
zur wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen 
Erneuerung�, SEK(2005) 160.
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Da die Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt ein wesentlicher Faktor der sozialen Ausgren-
zung ist, dür� e sich durch eine Steigerung der Beschä� igungsquote auch die Armut verrin-
gern lassen. Beschä� igung leistet also einen positiven Beitrag zu den sozialen Aspekten einer 
nachhaltigen Entwicklung. Eine höhere Beschä� igungsquote bei den Arbeitnehmern dür� e 
sich auch positiv auf die Bruttoverschuldung und die Rentenaufwendungen auswirken, ins-
besondere bei Erwerbstätigen in der Altersgruppe ab 55 Jahren. Eine hohe Beschä� igungs-
quote wäre somit auch eine Möglichkeit für positive wirtscha� liche Impulse, auch wenn der 
zunehmende Anteil von Teilzeitbeschä� igung letzten Endes zu einem Rückgang der geleis-
teten Arbeitsstunden bei gleichzeitig steigender Zahl der Erwerbstätigen führen könnte. Ein 
klarer, eindeutiger Ein� uss auf Umweltaspekte lässt sich nicht ohne weiteres feststellen.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Der Schwerpunkt der Politik der EU auf der Förderung von Wachstum und Beschä� igung 
wirkte sich positiv auf die Arbeitslosenquote aus, die seit 1993 in EU-15 um zwei Prozent-
punkte gesunken ist. Vor allem junge und ältere Arbeitnehmer, Frauen sowie Menschen mit 
geringer Quali
 kation sind in besonderem Maße von Arbeitslosigkeit betro� en. Die Arbeits-
marktsituation für junge Arbeitnehmer (zwischen 15 und 24 Jahren) hat sich seit 2001 ver-
schlechtert, wobei die Arbeitslosenquote hier von 15 % auf 16,5 % im Jahr 2004 gestiegen ist, 
während sie bei der Bevölkerungsgruppe ab 25 Jahren bei 7-8 % liegt. Auf EU-Ebene liegt die 
Arbeitslosenquote von Frauen um rund zwei Punkte über den Werten der Männer, während 
der Unterschied vor zehn Jahren noch bei fast drei Punkten lag. Auch die Beschä� igungsfähig-

Abbildung 1.14. Gesamtarbeitslosenquote in EU-15 nach Geschlecht und Altersgruppe                                         
(% der Arbeitslosen im Alter von 15 Jahren und darüber)
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Abbildung 1.15. 
Gesamtarbeitslosenquote 

in EU-15 nach höchstem 
erreichtem Bildungsniveau 

(% der Arbeitslosen im Alter 
von 25 bis 64 Jahren)

Quelle: Eurostat.

Arbeitslosigkeit
De� nition: Die Arbeitslosenquote dient zur Erfassung der Zahl der Arbeitslosen im Alter von 
15 Jahren und darüber als Prozentanteil an der Erwerbsbevölkerung. Sie wird aufgeschlüsselt 
nach: 1. Geschlecht, 2. Altersgruppe und 3. Bildungsniveau (siehe �Wissenswertes zur Metho-
dik�). Die letztgenannte Aufgliederung bezieht sich auf die Zahl der Arbeitslosen zwischen 25 
und 64 Jahren mit einem bestimmten Bildungsniveau als Prozentanteil an der Erwerbsbevöl-
kerung der gleichen Altersgruppe.

Beschäftigung

Durch Arbeitslosigkeit steigt das Risiko von Armut und daraus folgender sozialer Ausgrenzung. 
Die Politik und Zielsetzungen der EU sind auf die Förderung der Vollbeschä� igung und eine 
steigende Beschä� igungsquote der besonders gefährdeten Bevölkerungsgruppen ausgerichtet. 
Insbesondere sollen durch bestimmte Ziele die Anpassungsfähigkeit der Erwerbstätigen und 
Unternehmen, die Balance zwischen Flexibilität und Sicherheit, die Funktionsfähigkeit von ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen und die E�  zienz und Leistungsfähigkeit von Arbeitsver-
mittlungsdiensten verbessert werden. Außerdem müssen steuerliche Anreizsysteme so gestaltet 
werden, dass sie die Menschen dazu bringen, Arbeit zu suchen und auch anzunehmen.

Relevanz des 
Indikators

Quelle: Eurostat.
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Da die Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt ein erheblicher Faktor im Zusammenhang mit 
sozialer Ausgrenzung ist, dür� e eine Zunahme der Arbeitslosigkeit auch das Armutsrisiko er-
höhen. Darüber hinaus bestehen hier direkte Zusammenhänge mit Beschä� igung und Langzeit-
arbeitslosigkeit. Zugleich dür� e sich dieser Indikator negativ auf verschiedene andere Bereiche 
auswirken, die eine Schlüsselrolle bei der nachhaltigen Entwicklung spielen, u. a. der Tragfähig-
keit der ö� entlichen Finanzen, den Konsummustern und der ö� entlichen Gesundheit.

keit sinkt mit geringerem erreichtem Bildungsniveau. Das Arbeitslosigkeitsrisiko ist bei dem 
Personenkreis mit einem Bildungsniveau entsprechend ISCED 2-3 doppelt so hoch und bei 
Bildungsniveau entsprechend ISCED 1 mehr als doppelt so hoch wie bei Erwerbstätigen mit 
einem Bildungsniveau entsprechend ISCED 5-6.

Mögliche Wechsel-
beziehungen



BIP pro Kopf

Diese Zahlen wurden von den Abteilungen für 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen bei den nationalen 
statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten zusammengestellt. 
Für die zuletzt abgelaufenen Zeiträume werden die von der 
GD Wirtschaft und Finanzen erstellten Prognosen für das BIP 
für den Zeitraum von 2004 bis 2006 verwendet, solange noch 
keine amtlichen Ergebnisse übermittelt wurden.

Die Daten werden als Wachstumsrate in Prozentpunkten 
ausgedrückt. Sie leiten sich aus in EUR (vor 1999 in ECU) 
ausgedrückten Daten ab.

Die Pro-Kopf-Zahlen werden anhand der Gesamtbevölkerung 
eines Landes zu einem bestimmten Stichtag berechnet; 
hierunter fallen sämtliche Personen inländischer oder 
ausländischer Staatsangehörigkeit, die ihren ständigen 
Wohnsitz im Wirtschaftsgebiet des Landes haben, auch 
wenn sie sich vorübergehend nicht in diesem aufhalten. 
Die Gesamtbevölkerung wird also anhand des Konzepts 
des Wohnsitzes statt anhand der Nationalität de“ niert. 
Bevölkerungsangaben aus Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen weichen möglicherweise von den 
Angaben in Bevölkerungsstatistiken ab.

Sämtliche vom BIP abgeleiteten Maßzahlen für die 
Europäische Union, z. B. das BIP pro Kopf, das BIP-
Wachstum, die Arbeitsproduktivität oder die Zunahme der 
Lohnstückkosten (siehe zugehörige Indikatoren) werden 
unmittelbar anhand der aggregierten europäischen Zahlen 
berechnet und nicht etwa durch entsprechende Gewichtung 
der abgeleiteten Maßzahlen für die Mitgliedstaaten.

Regionale Pro-Kopf-Aufschlüsselung des BIP

Bei den regionalen BIP-Daten handelt es sich um 
Schätzungen von Eurostat, die sich auf eine harmonisierte 
Methodik stützen. Die Kaufkraftstandards (KKS) stellen 
eine � ktive �Währungseinheit� dar, die Unterschiede in der 
Kaufkraft ausgleicht, d. h. unterschiedliche Preisniveaus 
zwischen den Ländern. Ein und dasselbe nominale 
Aggregat kann in zwei Ländern mit unterschiedlichem 
Preisniveau also unterschiedliche Kaufkraftbeträge 
ergeben. In KKS angegebene Zahlen werden von Werten 
abgeleitet, die in der Landeswährung unter Verwendung 
von Kaufkraftparitäten (KKP) als Umrechnungsfaktoren 
angegeben wurden, wie sie auch von Eurostat regelmäßig 
berechnet werden. 

Diese Paritäten werden als ein gewichteter 
Durchschnittswert relativer Preisverhältnisse bezogen 
auf einen homogenen Warenkorb von Waren und 
Dienstleistungen ermittelt, die vergleichbar und für jedes 
Land repräsentativ sind. Sie sind dahin gehend festgelegt, 
dass die durchschnittliche Kaufkraft für 1 EUR in der 
Europäischen Union einem KKS entspricht. Die KKP und die 
damit zusammenhängenden Wirtschaftsindikatoren sind 
in erster Linie für räumliche Vergleichszwecke und nicht 
für zeitliche Vergleiche gedacht. Vergleiche der Ergebnisse 
aus unterschiedlichen Jahren sind daher stets vor diesem 
Hintergrund zu betrachten. Insbesondere darf das in KKS 

ausgedrückte BIP nicht für Rückschlüsse auf nationale 
Wachstumsraten verwendet werden.

Die Basisdaten werden von den Abteilungen für 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der nationalen 
statistischen ˜mter bereitgestellt.

Eine Verordnung über die Scha� ung einer gemeinsamen 
Klassi� kation der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) 
wurde von der Kommission im Jahr 2003 angenommen 
[Verordnung (EG) Nr. 1059/2003]. Zweck dieser Verordnung 
ist die Scha� ung einer einheitlichen und kohärenten 
territorialen Untergliederung für die Erstellung von 
Regionalstatistiken in der EU. Die aktuelle NUTS-
Klassi� kation (Version 2003) untergliedert das Gebiet der 
Europäischen Union in 84 NUTS-1-Regionen, 254 NUTS-2-
Regionen und 1 213 NUTS-3-Regionen. In diesen Zahlen 
sind NUTS-Regionen enthalten, die für die zehn neuen 
Mitgliedstaaten mit Stichtag 1. Mai 2004 festgelegt wurden. 
Die regionale Gliederung erfolgt nach NUTS 2. In Dänemark, 
Estland, Zypern, Lettland, Luxemburg, Malta, Slowenien und 
Island gilt jeweils das gesamte Staatsgebiet des Landes als 
eine einzige Region.

Investitionen

Diese Daten werden aus den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen entnommen, die entsprechend 
dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen (ESVG 95) erstellt wurden. Die 
Anteile wurden mithilfe von Zahlen zu laufenden Preisen 
berechnet, die in EUR (vor 1999 in ECU) ausgedrückt wurden. 
Aggregierte Daten für die EU werden im Allgemeinen aus 
der Addition der Daten der entsprechenden Mitgliedstaaten 
abgeleitet, bestimmte zusätzliche Schätzungen oder 
Hochrechnungen mussten allerdings für die Darstellung 
der Jahresdaten hinzugezogen werden. Bei den Zahlen der 
Gesamtinvestitionen für das Jahr 2005 handelt es sich um 
Prognosen.

Der private Sektor umfasst nicht� nanzielle 
Kapitalgesellschaften, Kapitalgesellschaften, private 
Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck, 
die Leistungen für private Haushalte erbringen; anders 
ausgedrückt, alle Bereiche einer Volkswirtschaft mit 
Ausnahme des ö� entlichen Haushalts, der den ö� entlichen 
Sektor darstellt.

Sparen

Die Daten wurden aus den jährlichen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen entnommen, 
die nach dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen ermittelt wurden. Aktuelle Preisangaben 
in EUR (vor 1999 in ECU) wurden zur Berechnung der Anteile 
herangezogen.

Verbrauchsausgaben

Die Daten zu Verbrauchsausgaben wurden aus den 
jährlichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
entnommen, die nach dem Europäischen System 

Wissenswertes zur Methodik
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Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen ermittelt wurden. 
Aktuelle Preisangaben in EUR (vor 1999 in ECU) wurden zur 
Berechnung der Anteile herangezogen.

Arbeitsproduktivität

Der EU-Durchschnitt der Arbeitsproduktivität enthält 
für den Zeitraum vor 2001/2002 zahlreiche Schätzwerte 
und für den Zeitraum danach Prognosewerte. Indem die 
Produktivität je geleisteter Arbeitsstunde ausgedrückt 
wird, können Unterschiede in den Anteilen von Vollzeit-/
Teilzeiterwerbstätigen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
ausgeglichen werden.

Die für den Zähler �Lohnstückkosten� (Entgelt pro 
Arbeitnehmer) verwendeten Variablen beziehen sich nur auf 

Arbeitnehmer, während der Nenner (BIP je Beschäftigtem 
für die Summe und Bruttowertschöpfung je Beschäftigtem 
für die Industrie) sich auf alle Erwerbstätigen bezieht, auch 
auf Selbstständige. Die Lohnstückkostenangaben enthalten 
verschiedene Schätzwerte und zahlreiche Prognosen, 
insbesondere für 2004/2005.

Internationale Preiswettbewerbsfähigkeit

Aufgrund von Engpässen im Datenmaterial werden 
zur Messung der Wettbewerbsfähigkeit der Kosten die 
realen e� ektiven Wechselkurse berechnet; diese basieren 
gegenwärtig auf IC34 (EU-25 plus die folgenden neun 
Industriestaaten: Australien, Kanada, Vereinigte Staaten, 
Japan, Norwegen, Neuseeland, Mexiko, Schweiz und Türkei). 

Bei der Arbeitskräfteerhebung (AKE) handelt es sich um eine 
vierteljährliche Haushaltserhebung, die Daten zu Personen ab 
15 Jahren liefert, die in Privathaushalten leben. Der Schwer-
punkt der Erhebung liegt auf Beschäftigung, Arbeitslosig-
keit und Nichterwerbstätigkeit. Wehrp� ichtige, Studenten 
im Alter von 18 bis 24 Jahren, die in Haushalten leben, die 
sich ausschließlich aus Studenten der gleichen Altersgruppe 
zusammensetzen, Personen in Anstaltshaushalten (Wohn-
einrichtungen, P� egeeinrichtungen, religiöse Einrichtungen, 
Arbeiterwohnheime, Wohnheime usw.) sowie Personen, die 
Wehrdienst leisten, werden nicht berücksichtigt. Es wird nur 
die Beschäftigung von Gebietsansässigen berücksichtigt. 
Sämtliche Wirtschaftszweige werden einbezogen.
Die Konzepte und De� nitionen, die in der Erhebung ver-
wendet werden, stützen sich auf die Empfehlungen der 13. 
International Conference of Labour Statisticians, die 1982 von 
der Internationalen Arbeitsorganisation einberufen wurde 
(nachstehend als �IAO-Leitlinien� bezeichnet). Um eine noch 
bessere Vergleichbarkeit innerhalb der EU zu ermöglichen, 
wird in der Verordnung (EG) Nr. 1897/2000 der Kommission 
der Begri�  der Arbeitslosigkeit noch genauer de� niert. Die-
se De� nition entspricht in vollem Umfang den Standards der 
Internationalen Arbeitsorganisation. Die Erwerbsbevölkerung 
umfasst sowohl Erwerbstätige als auch Arbeitslose. 
Die AKE untergliedert die Erwerbsbevölkerung (15 Jahre und 
älter) in drei einander ausschließende, umfassende Gruppen 
� Erwerbstätige, Arbeitslose und Nichterwerbstätige � und 
liefert beschreibende und erläuternde Daten zu jeder dieser 
drei Kategorien.

�  Erwerbstätige sind Personen im Alter von 15 Jahren oder äl-
ter (vor 2001 16 Jahre und älter in Spanien, dem Vereinigten 
Königreich und Schweden; 15 bis 74 Jahre in Dänemark, Est-
land, Ungarn, Lettland, Schweden, Finnland; 16 bis 74 Jahre 
in Island und Norwegen), die während der Referenzwoche 
einer bezahlten oder auf Gewinn oder Familieneinkommen 
ausgerichteten Arbeit nachgingen, auch wenn die Arbeits-

zeit nur eine Stunde pro Woche betrug, oder die sich nicht 
am Arbeitsplatz aufhielten, aber einen Arbeitsplatz hatten 
bzw. einer Tätigkeit nachgingen, der sie aber beispielsweise 
aufgrund von Krankheit, Urlaub, Streiks oder Weiterbildung 
vorübergehend fernblieben.

�  Arbeitslose sind Personen im Alter zwischen 15 und 74 
Jahren (in Spanien, dem Vereinigten Königreich, Island und 
Norwegen: 16 bis 74 Jahre), die: (i) während der Referenz-
woche ohne Arbeit waren, d. h. die weder einen Arbeits-
platz (für eine Dauer von einer Stunde pro Woche oder 
mehr) in entlohnter abhängiger Beschäftigung oder als 
Selbstständige hatten; (ii) gegenwärtig dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung standen, d. h., die vor Ablauf einer Zweiwo-
chenfrist nach der Referenzwoche für entlohnte abhängige 
Beschäftigung oder für Selbstständigkeit zur Verfügung 
standen; oder die (iii) entweder in den vergangenen vier 
Wochen aktiv Arbeit gesucht hatten, d. h. die sich in den 
vier Wochen, die mit der Referenzwoche zu Ende gehen, 
gezielt um entlohnte abhängige Beschäftigung oder um 
eine selbstständige Tätigkeit bemüht hatten oder bereits 
einen Arbeitsplatz gefunden hatten und diesen innerhalb 
der nächsten drei Monate antreten.

�  Nichterwerbstätige sind alle Personen, die weder als Er-
werbstätige noch als Arbeitslose eingestuft werden.

Eine völlige Vergleichbarkeit der Länder untereinander ist 
schwierig zu erreichen, auch nicht durch eine einzelne Direkt-
erhebung, d. h. eine Erhebung, die gleichzeitig, unter Verwen-
dung des gleichen Fragebogens und mit einem einheitlichen 
Aufzeichnungsverfahren durchgeführt wird. Trotzdem ist der 
Grad der Vergleichbarkeit der Ergebnisse der EU-Arbeitskräf-
teerhebung wesentlich höher als die Ergebnisse anderer Sta-
tistikdatenbestände zu Beschäftigung oder Arbeitslosigkeit, 
die in den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen.
Die AKE basiert auf einer Stichprobe aus der Bevölkerung. Die 
Ergebnisse sind deshalb mit den üblichen Fehlertypen behaf-
tet, die mit der Zufallsauswahl zusammenhängen.

Textkasten 1.3: Die Arbeitskräfteerhebung
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Zukünftig stehen REW für eine neue Referenzgruppe zur 
Verfügung, die IC34 sowie zusätzlich Bulgarien, Rumänien, 
Russland, China, Brasilien, Südkorea und Hongkong umfasst, 
damit die Preiswettbewerbsfähigkeit gemessen werden 
kann. Auf diese Weise können über 80 % der Ausfuhren 
außerhalb von EU-12 statt nur der gegenwärtigen 58 % 
erfasst werden, so dass Handelsstrukturen, auch mit den 
neuen Mitgliedstaaten, besser ausgedrückt werden können.

Lebenslanges Lernen

Die Daten zu Ausbildung und lebenslangem 
Lernen stammen aus den Frühjahrsergebnissen der 
Arbeitskräfteerhebung der Europäischen Union (AKE) 
(siehe Textkasten 1.3) und beziehen sich auf sämtliche 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, egal ob sie für 
die gegenwärtige oder künftige beru� iche Tätigkeit der 
Auskunftsperson relevant sind oder nicht. Die Daten der EU 
für lebenslanges Lernen aus dem Jahr 2003 enthalten in den 
Datenreihen einen Bruch gegenüber Zahlen der Vorjahre. 
Die Daten für 2004 haben vorläu� gen Charakter.

Lebenslanges Lernen bezieht sich auf Personen, die 
angegeben haben, dass sie in den vier Wochen vor 
der Erhebung Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
absolviert haben (Zähler). Der Nenner besteht aus der 
Gesamtbevölkerung der gleichen Altersgruppe, wobei 
diejenigen Personen ausgeklammert sind, die die Frage 

nach der Teilnahme an Aus- und Weiterbildung nicht 
beantwortet haben.

Ausgaben für Forschung und Entwicklung

Die Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
(GERD) werden über die jährlichen FuE-Fragebogen 
von Eurostat erhoben und anhand laufender Eurowerte 
berechnet. Die Werte, die sich auf das BIP beziehen, werden 
nach dem ESVG 95 erstellt.

Beschäftigung und Arbeitslosigkeit

Die Indikatoren basieren auf bereinigten Zeitreihen 
(Jahresdurchschnittswerte) der EU-Arbeitskräfteerhebung 
(siehe Textkasten 1.3). Fehlende Quartalszahlen am Ende 
der Reihen werden durch Schätzwerte ergänzt, um einen 
Jahresdurchschnitt zu ermitteln.

Die Daten für die Arbeitslosenquote nach Bildungsniveau 
beziehen sich auf das zweite Quartal eines jeden Jahres, 
ausgenommen Frankreich und Österreich (in allen Jahren 
jeweils das 1. Quartal) und Italien (4. Quartal im Jahr 1992). 
Die Bildungsstufen werden nach der Internationalen 
Standardklassi� kation des Bildungswesens (ISCED, 1997) 
codiert: Elementarbereich, Primarbereich und untere Stufen 
der Grundausbildung: Stufen 0-2; Sekundarbereich und 
nichttertiäre Bildung nach dem Sekundarbereich: Stufen 3-4; 
Tertiärbereich: Stufen 5-6.
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Armut und soziale Ausgrenzung

2.
Politischer Hintergrund

Nachdem mit dem Vertrag von Amsterdam (Artikel 136 und 137) 
der Kampf gegen die soziale Ausgrenzung unter die Ziele der 

Europäischen Union aufgenommen worden war, forderte der Eu-
ropäische Rat von Lissabon im März 2000 die Mitgliedstaaten und 
die Europäische Kommission auf, Schritte zu unternehmen, um bis 
2010 die Beseitigung der Armut entscheidend voranzubringen. Die-
ses Bekenntnis wurde mit der im selben Jahr in Nizza vereinbarten 
europäischen Sozialagenda noch erweitert. Der Europäische Rat von 
Göteborg bestätigte 2001 die soziale Dimension als eine der drei Säu-
len der Strategie für eine nachhaltige Entwicklung, in Laeken wur-
de ein Satz gemeinsamer Indikatoren als ein Mittel für den Vergleich 
beispielha� er Praktiken und zur Messung der Fortschritte festgelegt. 
Das Ziel der sozialen Integration wurde vom Rat von Barcelona (März 
2002) nochmals hervorgehoben, der die Festlegung von genauen Ziel-
vorgaben für die Verringerung der Zahl der von Armut und sozialer 
Ausgrenzung Bedrohten bis 2010 forderte. Nach der Überarbeitung 
der Strategie von Lissabon wird erwartet, dass der Ausschuss für So-
zialschutz des Europäischen Rates bis Ende 2005 eine überarbeitete 
Fassung der Ziele von Lissabon vorlegt.

Die De
 nition und Messung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
gestaltet sich deshalb so schwierig, weil diese Begri� e mit den schwer 
grei� aren Begri� en �Wohlergehen� und �Lebensstandard� in engem 
Zusammenhang stehen. Eine allgemein akzeptierte Messgröße für 
Armut gibt es zwar nicht, doch wird häu
 g die 1984 vom Rat der Eu-
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ropäischen Gemeinscha�  aufgestellte De
 nition herangezogen, wonach Personen, Familien 
und Gruppen als arm gelten, die �über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel 
verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedstaat, in dem 
sie leben, als Minimum annehmbar ist�. Finanzielle Aspekte der Armut sind sicherlich wichtig, 
da ein geringes Einkommen den Zugang zu einer Reihe grundlegender Güter und Dienstleis-
tungen erschwert, doch sind Armut und soziale Ausgrenzung vielschichtige Begri� e, so dass 
auch weitere, gleichermaßen zutre� ende Aspekte wie der Zugang zu Beschä� igung, Bildung, 
Wohnung und Gesundheitsversorgung sowie der Grad der Befriedigung von Grundbedürf-
nissen und die Befähigung zu uneingeschränkter Teilhabe an der Gesellscha�  mit einbezogen 
werden müssen.

27 Aufgrund fehlender 
Zeitreihen für den 
Leitindikator und die 
Indikatoren für finanzielle 
Armut ist die Bewertung auf 
den Zeitraum von 1999 bis 
2001 begrenzt.

EU-25 EU-15

Armutsgefährdung  :

Finanzielle Armut

Dauerhafte Armutsgefährdung  :

Einkommensverteilung  :

Zugang zum Arbeitsmarkt

Langzeitarbeitslosigkeit

Erwerbslose Haushalte  :

Geschlechtsspezi� scher Lohnunterschied

Andere Aspekte sozialer Ausgrenzung

Frühe Schulabgänger

Personen mit niedrigem Bildungsniveau  :

Die wichtigsten VeränderungenTabelle  2.1. 
Bewertung der 

Veränderungen 
beim Thema 

�Armut und soziale 
Ausgrenzung� 

(gegenüber 2000)  27

Während sich der Leitindikator für dieses � ema negativ verändert hat, sind bei der Mehrzahl 
der Indikatoren gar keine oder nur geringe Fortschritte zu verzeichnen; ermutigend sind hin-
gegen die weiteren Veränderungen bei den Indikatoren �Personen mit niedrigem Bildungsni-
veau� (in EU-15) und �Geschlechtsspezi
 scher Lohnunterschied� (in EU-25).

Die 
Armutsgefährdung 

hat 2001 
zugenommen  28

Die Armutsgefährdungsquote in EU-15 blieb von 1998 bis 2000 konstant, stieg jedoch 2001 
von 15 % auf 16 %. Dies wird als negativer Trend bewertet, da dies keinesfalls als �entscheiden-
der Beitrag� zur Beseitigung der Armut gemäß der Lissabon-Strategie gesehen werden kann. 
Mit am höchsten sind die Armutsgefährdungsquoten in der Gruppe der Alleinerziehenden 
(in der Hauptsache Frauen), da sie mehr Schwierigkeiten haben, Arbeit und familiäre P� ich-
ten zu vereinbaren und häu
 ger als andere Bevölkerungsgruppen auf Mindesteinkommen 
angewiesen sind. Ebenfalls hoch sind die Quoten unter älteren Menschen und bei Familien 
mit mehreren unterhaltsberechtigten Kindern. Eine kurzzeitige Armutsgefährdung ist nicht 
automatisch mit niedrigem Lebensstandard gleichzusetzen, doch wird der Bezug eines nied-
rigen Einkommens über einen längeren Zeitraum in der Regel als Hindernis für die soziale 
Eingliederung gesehen, was sich auch in dem Indikator �Dauerha� e Armutsgefährdung� wi-
derspiegelt, bei dem in jüngerer Zeit kein wesentlicher Fortschritt erkennbar ist.

Für die neuen Mitgliedstaaten lässt sich anhand der derzeit vorliegenden Daten noch kein 
Trend ableiten, doch lag die relative Armutsgefährdung 2001 dort geringfügig unter der Quo-
te von EU-15. Allerdings ist festzuhalten, dass aufgrund des insgesamt niedrigeren Einkom-

28 Die in dieser Analyse dargestellten 
Daten zur Einkommensarmut 
sind mit Vorsicht zu werten, da 
während der Umstellung auf die 
Datenerhebung nach der EU-
SILC-Verordnungen durch alle 
Mitgliedstaaten die Vergleichbarkeit 
nicht uneingeschränkt gewährleistet 
werden kann. Außerdem werden die 
EU-Aggregate als für die Bevölkerung 
gewichtete Durchschnittswerte 
einzelner nationaler Gesamtwerte 
berechnet und nicht durch 
Anwendung einer einheitlichen 
Referenzmessgröße. Siehe 
�Wissenswertes zur Methodik� am 
Ende dieses Kapitels.

LEGENDE: 

  
positive 
Veränderungen

 keine oder geringe 
Veränderungen 

 negative 
Veränderungen

: unzureichende 
Daten für eine 
Bewertung der 
Veränderungen
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mensniveaus in diesen Ländern Menschen, die unter der Armutsgefährdungsschwelle leben, 
deutlich niedrigere Einkommen beziehen als in den EU-15-Ländern. Dadurch ergibt sich 
� vor allem für bestimmte Bevölkerungsgruppen wie ethnische Minderheiten, Obdachlose 
und in Heimen untergebrachte Kinder � eine höhere Gefährdung im Hinblick auf absolute 
Armut und materielle Entbehrung.

Die Ungleichheit der Einkommensverteilung bedeutet eine zusätzliche Erschwernis für eine 
nachhaltige Entwicklung � dieser Indikator kann auch als Messgröße für den Mangel an 
�Fairness� in unserer Gesellscha�  gewertet werden. Von 1995 bis 1999 verlief der Trend po-
sitiv, mit einem kontinuierlichen Rückgang um insgesamt 9,8 %. Zwischen 1999 und 2001 ist 
hingegen kein Fortschritt in dieser Entwicklung mehr zu verzeichnen. Die Einkommen der 
�reichsten� 20 % der Bevölkerung zusammengenommen lagen auch 2001 immer noch um 
mehr als das Vierfache über denen der �ärmsten� 20 % der Bevölkerung.

In der Strategie werden die Bekenntnisse der Gipfel von Lissa-
bon, Nizza und Stockholm bekräftigt [KOM(2001) 264]:
�  Einen entscheidenden Beitrag zur Beseitigung der Armut 

und sozialen Ausgrenzung leisten.
�  Anhebung der Beschäftigungsrate bis zum Januar 2005 auf 

67 % und bis zum Jahr 2010 auf 70 %; Anhebung der Be-

schäftigungsrate bei Frauen bis zum Januar 2005 auf 57 % und 
bis zum Jahr 2010 auf über 60 % (siehe Thema �Wirtschaftli-
che Entwicklung�).

�  Bis zum Jahr 2010 Halbierung des Anteils der 18- bis 24-Jäh-
rigen, die nur die untere Sekundarstufe besucht haben und 
keine weiterführende Ausbildung absolvieren.

Textkasten  2.1: 
Strategie für eine nachhaltige Entwicklung: Ziele in Bezug auf Armut und soziale Ausgrenzung 

Keine wesentlichen 
Fortschritte bei der 
Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit

Im Zeitraum von 1995 bis 2000 ging die Langzeitarbeitslosigkeit insgesamt leicht zurück, 
doch von 2001 bis 2002 kam dieser Prozess in EU-15 und EU-25 zum Stillstand. Langzeitar-
beitslosigkeit steht in engem Zusammenhang mit sozialen Problemen. Neben dem Einkom-
mensverlust ist Langzeitarbeitslosigkeit o�  mit Quali
 kationseinbußen und einem Rückgang 
der sozialen Teilhabe verbunden, wodurch es für die Betro� enen immer schwieriger wird, 
wieder im Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, wenn sie nicht rechtzeitig quali
 zierte Unterstützung 
erhalten.

Die Zahl der Personen, die in erwerbslosen Haushalten leben, die in EU-25 bei rund 10 % liegt, 
ist einer der Indikatoren, die im Hinblick auf die soziale Ausgrenzung am meisten Anlass zu 
Besorgnis bieten. Nach einem schrittweisen Rückgang von 1995 bis 2001 hat sich dieser Wert 
bei Kindern stabilisiert und ist in den letzten Jahren sogar leicht angestiegen. Abgesehen von 
der Abhängigkeit von Sozialhilfe verstärkt die Zugehörigkeit zu einem erwerbslosen Haus-
halt den Mangel an Kontakt zum Arbeitsmarkt; für Kinder verschär�  sich die Gefährdung 
durch die als �intergenerationale Übertragung von Armut� bezeichnete Vererbung von Ar-
mut, da kein erwerbstätiger Erwachsener als Rollenvorbild zur Verfügung steht. Auch durch 
geschlechtsspezi
 sche Lohnunterschiede kann das Armutsrisiko von Haushalten zunehmen, 
denn Frauen mit niedrigem Erwerbseinkommen sind in steigendem Maße von Armut betrof-
fen. Insgesamt verläu�  der Trend hier für EU-15 eher negativ, da die Fortschritte in EU-15 
seit 2000 stagnieren, während für EU-25 im Zeitraum von 2000 bis 2003 ein Rückgang von 
durchschnittlich 2,1 % jährlich zu verzeichnen war.

Geringere Zahl 
von frühen 
Schulabgängern

Der Anteil der frühen Schulabgänger ging sowohl in EU-15 als auch in EU-25 kontinuierlich 
zurück � im Jahresdurchschnitt von 2000 bis 2004 um 1,7 % bzw.1,9 %. Allerdings lag 2004 
der Anteil der 18- bis 24-Jährigen, die das Bildungssystem mit bestenfalls einem Bildungs-
abschluss der unteren Sekundarstufe verließen, in EU-15 immer noch bei 18 % und damit 
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  Finanzielle Armut: Dieser Aspekt wird in Bezug auf die Armutsschwelle gemessen, 
aber auch anhand der �Armutsgefährdungslücke� und der individuellen Einkommens- 
ungleichheit innerhalb eines Landes.

  Zugang zum Arbeitsmarkt: Der fehlende Zugang zum Arbeitsmarkt ist Gegenstand 
von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sowie von Maßnahmen zur sozialen Ein-
gliederung. Langzeitarbeitslosigkeit ist sowohl für Erwachsene als auch für Kinder 
einer der Hauptfaktoren, die zu Armut und sozialer Ausgrenzung führen. Die Zahl 
der Personen, die in erwerbslosen Haushalten leben, ist ein Faktor der dauerha� en 
Armutsgefährdung, und geschlechtsspezi
 scher Diskriminierung muss ebenfalls vor-
gebeugt werden, da sie Frauen in ungünstige Positionen am Arbeitsmarkt abdrängt.

  Zu den weiteren Aspekten der sozialen Ausgrenzung zählen u. a. schlechte Wohnver-
hältnisse und mangelnde Bildung. Um hier Abhilfe zu scha� en, muss in Humankapital 
und lebenslanges Lernen sowie in den Sozialschutz investiert werden.

Die Liste der Laeken-Indikatoren wurde als Antwort auf die 
vom Rat von Nizza gestellte Forderung nach einem Satz Indi-
katoren zur Überwachung der Fortschritte im Kampf gegen 
soziale Ausgrenzung und Armut im Kontext der o� enen Ko-
ordinierungsmethode aufgestellt und stützt sich auf die ge-
meinsamen Ziele:
�  Förderung der Teilnahme am Erwerbsleben und des Zu-

gangs aller zu Ressourcen, Rechten, Gütern und Dienstleis-
tungen;

� Vermeidung der Risiken der Ausgrenzung;
� Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten gefährde-

ten Personen;
� Mobilisierung aller Akteure.

 Der Europäische Rat von Laeken sprach sich im Dezember 
2001 für einen Satz von Kriterien und einen ersten Satz 
von 18 gemeinsamen statistischen Indikatoren für soziale 
Eingliederung aus, die es ermöglichen, die Fortschritte der 
Mitgliedstaaten auf dem Weg zur Verwirklichung der ver-
einbarten Ziele  auf vergleichbarer Grundlage zu überwa-
chen. Die Liste wird von der Untergruppe �Indikatoren� des 
Ausschusses für Sozialschutz regelmäßig überarbeitet, um 
den Erfassungsbereich weiter zu entwickeln und zu verfei-
nern. Diese Indikatoren sind als ein zusammengehöriger 
Satz zu sehen, der vier wichtige Dimensionen der sozialen 
Eingliederung umfasst: � nanzielle Armut, Beschäftigung, 
Gesundheit und Bildung.

Textkasten  2.2: Die Laeken-Indikatoren

Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einem nachhaltigeren Europa
Armut und soziale Ausgrenzung

In ihrer Mitteilung über die Strategie für die nachhaltige Entwicklung aus dem Jahr 2001 
bekrä� igte die Kommission die in Lissabon, Nizza und Stockholm vereinbarten Ziele für den 
Bereich der sozialen Eingliederung (Textkasten 2.1). Die Indikatoren zu diesem � ema bezie-
hen sich auf diese Ziele.

Der gesamte Indikatorensatz zu diesem � ema ist von der Liste der Laeken-Indikatoren abge-
leitet (siehe Textkasten 2.2). Der zentrale � emenkomplex �Armut und soziale Ausgrenzung� 

 ndet sich im Leitindikator �Armutsgefährdungsquote nach sozialen Transfers� wieder, der 
Einkommensarmut auf der Grundlage der Armutsschwelle misst, einem willkürlich festgeleg-
ten Schwellenwert, der bei 60 % des nationalen Median-˜quivalenzeinkommens festgesetzt 
wurde, unterhalb dessen Menschen als arm gelten. Mit diesem Wert wird nicht die Armut an 
sich gemessen, sondern die Gefahr, arm zu werden. Die übrigen Indikatoren verteilen sich auf 
drei � emenabschnitte, die Folgendes betre� en:

Gründe für die Auswahl der Indikatoren

weiterhin deutlich über dem Ziel von 10 % für das Jahr 2010. Betrachtet man die einzelnen 
Altersgruppen, so wird deutlich, dass sich die Lage insgesamt gebessert hat, denn unter den 
jüngeren Menschen (25 bis 34 Jahre) ist der Anteil der Personen mit niedrigem Bildungsni-
veau deutlich geringer als in der Gruppe der über 65-Jährigen. Dennoch verlässt mehr als 
ein Drittel der Bevölkerung im Alter zwischen 25 und 64 Jahren das Bildungssystem mit nur 
einem niedrigen Bildungsabschluss.
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Weiterführende Literatur zum � ema �Armut und soziale Ausgrenzung� 
in Europa

European social statistics: Income poverty and social exclusion: Second report, 2003, Eurostat

Statistik kurz gefasst: Armut und soziale Ausgrenzung in der EU, Nr. 16/2004, Eurostat

Gemeinsamer Bericht über die soziale Eingliederung, 2004, Europäische Kommission,     
GD Beschä� igung und soziale Angelegenheiten

Report on social inclusion in the 10 new Member States, 2005, Europäische Kommission, 
GD Beschä� igung und soziale Angelegenheiten

Der Schwerpunkt der Indikatoren für 
 nanzielle Armut liegt auf dem Einkommen, hinzu kom-
men weitere Indikatoren, die auf andere Dimensionen von Armut und sozialer Ausgrenzung 
abzielen: Die beiden letzten Indikatorengruppen setzen sich aus der Perspektive der Lage am 
Arbeitsmarkt und im Bildungsbereich mit der � ematik auseinander, denn das Armutsrisiko 
ist für Arbeitslose und gering quali
 zierte Arbeitskrä� e besonders hoch. Einzelne Bereiche wie 
die Armutsmobilität, d. h. die Wahrscheinlichkeit, Armut zu überwinden und wieder rückfäl-
lig zu werden, und der Zugang zu angemessenem Wohnraum, ein wichtiger Aspekt bei der Be-
stimmung des Lebensstandards, werden nicht aufgegri� en, da es derzeit noch an zuverlässigen 
Methodiken und harmonisierten Datensätzen für alle Länder fehlt.
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Abbildung 2.1. 
Armutsgefährdungsquote  

nach sozialen                                
Transfers im Jahr                     

 2001 (%)

Quelle: Eurostat.

Relevanz des 
Indikators 

Der Indikator �Armutsgefährdungsquote nach sozialen Transfers� ist der Leitindikator in Be-
zug auf die Liste der Laeken-Indikatoren 29, mit dem die Fortschritte auf dem Weg zur Bekämp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung gemessen werden sollen.

Das Einkommensniveau gilt allgemein als einer der wichtigsten Faktoren für die Bestimmung 
des Lebensstandards. Ein höheres Einkommen ermöglicht innerhalb der Gesellscha�  mehr 
Konsum durch �größere Auswahlmöglichkeit und besseren Zugang zu Gütern und Dienst-
leistungen� 30 und scha
   dadurch eine höhere Lebensqualität. Ergänzend zur Armutsgefähr-
dungsquote kann eine Armutsgefährdungslücke errechnet werden, anhand deren sich der Grad 
der Armutsgefährdung ermitteln lässt. Soziale Transferleistungen spielen für die Linderung 
der Armut eine wichtige Rolle und gehen aus den Daten hervor.

Die Armutsgefährdungsquote wird außerdem nach Geschlecht, Altersgruppe und Haus-
haltstyp untergliedert, um aufzuzeigen, welche Gruppen besonders gefährdet sind. Je nach 
Alter, Geschlecht und Haushaltstyp � Single-Haushalt oder größerer Haushalt, mit oder ohne 
unterhaltsberechtigte Kinder � sowie Erwerbsstatus ist die Armutsgefährdung unterschiedlich 
ausgeprägt.

29 Siehe �Das Thema im 
Überblick�.

30 Income on the move, 
Europäische Kommission, 
Generaldirektion 
Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten, 2002.
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Armutsgefährdung 
De� nition: Der Indikator �Armutsgefährdungsquote nach sozialen Transfers� wird de
 -
niert als der Anteil von Personen mit einem Nettoäquivalenzeinkommen nach sozialen Trans-
fers (Gesamteinkommen) unter 60 % des nationalen Median-˜quivalenzeinkommens. Das 
Nettoeinkommen ist das Gesamteinkommen aus allen Einkommensquellen abzüglich Ein-
kommensteuer. Der Medianwert ist der Wert, durch den die Einkommensverteilung in zwei 
gleich große Teile geteilt wird; genau 50 % aller Einkommen liegen unter diesem Wert und     
50 % darüber. Das ˜quivalenzeinkommen der Haushalte wird nach einer von der OECD fest-
gelegten Methodik bestimmt, die Unterschieden bezüglich Größe und Zusammensetzung der 
Haushalte Rechnung trägt, wodurch Vergleiche näher an der Realität liegen (siehe �Wissens-
wertes zur Methodik�).

Leitindikator
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Abbildung  2.2. Armutsgefährdungsquote in EU-15 
nach Geschlecht (%)

Abbildung  2.3. Armutsgefährdungsquote in EU-15 
nach Haushaltstyp (%)                       

Quelle: Eurostat.

Analyse  Im Zeitraum von 1995 bis 2000 ging in EU-15 der als armutsgefährdet einzustufende Anteil der 
Bevölkerung von 17 % auf 15 % zurück, stieg allerdings 2001 wieder auf 16 % (dies entspricht 
über 59 Millionen Menschen in EU-15). Nimmt man die neuen Mitgliedstaaten hinzu, so steht 
der EU-25-Wert von 15 % für rund 68 Millionen Menschen in der gesamten EU, die armutsge-
fährdet sind (siehe Website zu den  Indikatoren für nachhaltige Entwicklung).

Hinter diesem Durchschnittswert für EU-25 verbergen sich beträchtliche Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten: Der Anteil der armutsgefährdeten Bevölkerung reichte 2001 von    
8 % in der Tschechischen Republik und 9 % in Schweden bis zu 20 % in Griechenland und 
Portugal und 21 % in Irland. Nach dem vorläu
 gen Wert für 2003 ist auch die Slowakei den 
Ländern mit der höchsten Armutsgefährdung zuzurechnen (zusätzliche Daten auf der Web-                    
site). Mit Quoten zwischen 19 % und 21 % liegen die südeuropäischen Länder sowie Irland 
und das Vereinigte Königreich über dem EU-Durchschnitt. Untersuchungen von anderer 
Seite ergaben, dass sich der Sozialschutz durch Umverteilung von Wohlstand zugunsten be-
nachteiligter Bevölkerungsgruppen positiv auf die Verringerung der Einkommensungleich-
heit auswirkt 31. Die Unterschiede zwischen den Ländern lassen sich zum Teil durch Unter-
schiede bei den Sozialtransfers erklären.

In EU-15 ist die Armutsgefährdungsquote bei Frauen generell höher als bei Männern (Abbil-
dung 2.2), ebenfalls höher ist sie auch in der Gruppe der Haushalte von Alleinerziehenden mit 
unterhaltsberechtigten Kindern (die Quote liegt über die Jahre im EU-Durchschnitt zwischen 
41 % und 34 %), denen meist Frauen vorstehen. In den letzten Jahren nahm die Gefährdung der 
Haushalte von Alleinstehenden über 65 Jahre zu (Abbildung 2.3).

Bei der Interpretation dieses Indikators ist zu beachten, dass er auf dem Begri�  der relativen 
(im Gegensatz zur absoluten) Armut basiert. Eine Veränderung des Indikators steht für eine 
Veränderung der Zahl der Menschen mit Einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle, 
die in Abhängigkeit von der jeweiligen sozioökonomischen Lage variiert.

31 The social situation in the 
European Union „  2003, 
Eurostat.
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Mögliche Wechsel-
beziehungen

Die Armutsgefährdung wird durch den Zustand der Volkswirtscha�  beein� usst, denn eine 
höhere Armutsquote bedeutet für die nationalen Volkswirtscha� en eine Belastung � auf 
der anderen Seite kann eine stärkere Volkswirtscha�  Mittel zur Linderung der Armut frei 
machen. Eine höhere Armutsgefährdung bedeutet, dass in der Regel auch die ö� entlichen 
Ausgaben steigen, was nachteilige Auswirkungen auf Renten und Gesundheitswesen haben 
kann. Da Langzeitarbeitslosigkeit auch als Schlüsselfaktor für soziale Ausgrenzung eine Rolle 
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spielt und Erwerbstätige weniger armutsanfällig sind, besteht auch ein Zusammenhang zu 
arbeitsmarktpolitischen � emen. Besondere Bedeutung kommt diesen Aspekten im Hinblick 
auf Kinder zu, da Armut auch vererbt werden kann (intergenerationaler E� ekt). Andererseits 
wirkt sich Bildung nachweislich positiv auf Armut und soziale Ausgrenzung aus, bessere 
Bildungschancen könnten somit dazu beitragen, die Armutsgefährdungsquote zu senken. 
Nicht zuletzt bleibt eine Zunahme der Armutsgefährdung in der Regel nicht ohne Folgen für 
die ö� entliche Gesundheit und auch für das Konsumverhalten.
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Dauerhafte Armutsgefährdung
De� nition: Der Indikator �Quote der dauerha� en Armutsgefährdung� wird de
 niert als 
Anteil von Personen mit einem Nettoäquivalenzeinkommen (siehe �Wissenswertes zur 
Methodik�) unter der Armutsgefährdungsschwelle im laufenden Jahr und in mindestens zwei 
von drei vorangegangenen Jahren. Die Grundgesamtheit umfasst alle Personen, die seit vier 
Jahren in privaten Haushalten leben. 

Relevanz des 
Indikators 

Die Quote der dauerha� en Armutsgefährdung ist eine weitere Maßzahl für die 
Armutsgefährdung, die in der Liste der Laeken-Indikatoren für soziale Eingliederung geführt 
wird. Sie bezieht sich auf den Anteil der Bevölkerung, der über einen längeren Zeitraum mit 
einem geringen Einkommen zurechtkommen muss, was allgemein als signi
 kanter Faktor für 
Armut und soziale Ausgrenzung gilt.

Finanzielle Armut

0

5

10

15

20

2001200019991998199719961995

Quote dauerhafter
Armutsgefährdung

Armuts-
gefährdungsquote

Abbildung 2.4. Quote 
der dauerhaften 
Armutsgefährdung in 
EU-15 (%)
Quelle: Eurostat.

Hinweis: Aufgrund eines Wechsels 
der Datenquelle entstand bei 
der Verfügbarkeit der Zeitreihen 
für diesen Indikator eine 
Unterbrechung.

Analyse Wenngleich � wie aus Abbildung 2.4 ersichtlich � die Armutsgefährdungsquote zwischen 1995 
und 2001 von 17 auf 16 % zurückging, blieb die Quote der dauerha� en Armutsgefährdung im 
Zeitraum von 1997 bis 2000 unverändert. Im Jahr 2000 waren � wie bereits in den drei Jahren 
davor � rund 9 % der Bevölkerung der EU-15-Länder dauerha�  armutsgefährdet.

Ein Vergleich der Indikatoren �Quote der dauerha� en Armutsgefährdung� und 
�Armutsgefährdungsquote� auf der EU-Ebene ergibt, dass gut die Häl� e der von 
Armutsgefährdung Betro� enen dieser Gefährdung dauerha�  ausgesetzt ist. Die Tatsache, 
dass sich die Quote der dauerha� en Armutsgefährdung nicht rückläu
 g entwickelt hat, ist 
insofern besonders bedenklich, als die langfristige Abhängigkeit von geringen Einkommen 
als ein Faktor ermittelt wurde, der das Risiko der sozialen Ausgrenzung erhöht. Während 
eine kurzzeitige Armutsgefährdung nicht unbedingt ein Anzeichen für einen niedrigen 
Lebensstandard ist (weil die Betro� enen noch auf Kredite, Ersparnisse, Unterstützung durch 
Freunde und Verwandte usw. zurückgreifen können), ist davon auszugehen, dass sich durch 
dauerha� e Armutsgefährdung die Situation verschär� .

Mögliche Wechsel-
beziehungen

Die Bezüge zur dauerha� en Armutsgefährdung stellen sich ähnlich dar wie bereits beim 
Leitindikator �Armutsgefährdung� beschrieben, wobei die Zusammenhänge mit dem Zustand 
der Volkswirtscha�  und der � ematik der ö� entlichen Ausgaben wie z. B. Rentenzahlungen noch 
enger sind. Durch wachsende Arbeitslosigkeit verschär�  sich in aller Regel auch die dauerha� e 
Armutsgefährdung. Zudem ist davon auszugehen, dass dauerha� e Armutsgefährdung auch 
negative Folgen in gesundheitlichen Belangen nach sich zieht.
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Einkommensverteilung
De� nition: Mit diesem Indikator wird versucht, die im �S80/S20-Verteilungsquintil� ausge-
drückte Ungleichheit der Einkommensverteilung zu messen. Das Verteilungsquintil wird de
 -
niert als das Verhältnis des Gesamteinkommens der 20 % der Bevölkerung mit dem höchsten 
Einkommen (oberstes Quintil) eines Landes zum Gesamteinkommen der 20 % der Bevölke-
rung mit dem niedrigsten Einkommen (unterstes Quintil), wobei unter Gesamteinkommen 
das gesamte Nettoäquivalenzeinkommen (siehe �Wissenswertes zur Methodik�) verstanden 
wird. Je höher dieses Verhältnis ausfällt, desto größer ist die Einkommenslücke zwischen dem 
reichsten (oberstes Quintil) und dem ärmsten Bevölkerungsteil (unterstes Quintil).

Finanzielle Armut

Das Verteilungsquintil ist eine summarische Messgröße für die Ungleichheit in Bezug auf das ver-
fügbare Nettoeinkommen und gilt als leichter verständlich als der Gini-Koe�  zient 32, da in ihm 
die Disparität zwischen den reichsten 20 % der Bevölkerung und den ärmsten 20 % ausgedrückt 
wird. Die Verringerung der Ungleichheit zählt seit langem zu den Zielen der EU und wird durch-
weg als bedeutender Aspekt einer nachhaltigen Entwicklung gesehen.
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Relevanz des 
Indikators

Abbildung 2.5. 
Ungleichheit der 

Einkommensverteilung in 
EU-15 � Verteilungsquintil

Quelle: Eurostat.

32 Mit dem Gini-Koeffizienten wird 
die Ungleichheit auf der Grundlage 
der Einzeleinkommen (pro Kopf) 
als Verteilung der monetären 
Nettoeinkommen (nach Steuern 
und Sozialtransfers) gemessen. 
Der Index liegt im Bereich von 
0 (keine Ungleichheit) bis 100 
(völlige Ungleichheit, was bedeuten 
würde, dass eine einzelne Person 
das gesamte Einkommen bezieht). 
Sowohl das Verteilungsquintil als 
auch der Gini-Koeffizient gehören 
zu den Laeken-Indikatoren.

Analyse  Der Schwerpunkt der Messung der Armutsgefährdung liegt auf dem unteren Teil der 
Einkommensverteilung. Aufschlussreich ist auch eine Betrachtung der Einkommensverteilung 
insgesamt, z. B. gemessen anhand der relativen Stellung des untersten Quintils gegenüber 
jener des obersten Quintils. Erwähnenswert ist dabei, dass die Einkommensungleichheit 
o� enbar im Zeitraum von 1995 bis 2001 abgenommen hat (� 9,8 %). Im Jahr 2001 lag das 
Nettoäquivalenzeinkommen des obersten Einkommensquintils um das 4,6fache über dem 
des untersten Einkommensquintils � damit hatte sich das Verhältnis gegenüber 1999 nicht 
verändert.

Die Einkommensverteilung steht in engem Bezug zum Sozialmodell der einzelnen Länder. 
Eine progressive Besteuerung und auf Umverteilung ausgerichtete Sozialtransfers sind eine der 
Möglichkeiten, die Ungleichheit der Einkommensverteilung zu verringern.

Mögliche Wechsel-
beziehungen

Bei einer Zunahme der Einkommensungleichheit müssen wahrscheinlich mehr ö� entliche 
Mittel aufgewendet werden, um den sozialen Zusammenhalt zu stärken, so dass dieser 
E� ekt die langfristige Tragfähigkeit der Staats
 nanzen beein� ussen würde. Menschen, die 
unterschiedlichen Einkommensgruppen angehören, unterscheiden sich in aller Regel auch 
hinsichtlich ihrer Konsummuster.
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Langzeitarbeitslosigkeit
De� nition: Die Langzeitarbeitslosenquote ist der Anteil an Personen, die seit zwölf 
Monaten und länger arbeitslos sind, an der Erwerbsbevölkerung insgesamt. Die gesamte 
Erwerbsbevölkerung ergibt sich aus der Gesamtzahl der beschä� igten und unbeschä� igten 
Bevölkerung.

Arbeitslose sind alle Personen zwischen 15 und 74 Jahren, die in der Bezugswoche nicht 
erwerbstätig waren, in den vorhergehenden vier Wochen aktiv Arbeit gesucht haben und 
imstande sind, sofort oder innerhalb von zwei Wochen eine neue Arbeit anzutreten.

Die Arbeitslosigkeitsdauer wird de
 niert als der Zeitraum, in welchem Arbeit gesucht wird, 
oder als abgelaufene Periode seit der letzten Tätigkeit (wenn diese Periode kürzer ist als der 
Zeitraum, in welchem Arbeit gesucht wird).

Zugang zum Arbeitsmarkt
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Abbildung 2.6. 
Langzeitarbeits-
losenquote              
insgesamt (%)

Quelle: Eurostat.

In der ersten Häl� e der neunziger Jahre nahm die strukturelle Arbeitslosigkeit in EU-15 ebenso 
wie die Langzeitarbeitslosigkeit zu; seit 1998, ein Jahr nach Einführung der europäischen 
Beschä� igungspolitik, gingen beide Indikatoren sowohl in EU-15 als auch in EU-25 zurück. Seit 
etwa 2001/2002 zeigt jedoch die Langzeitarbeitslosigkeit langsam wieder zunehmende Tendenz. 
Die Arbeitslosigkeit insgesamt wie auch die Langzeitarbeitslosigkeit stellen in der Europäischen 
Union nach wie vor ein Problem dar � im Jahr 2004 waren 9 % der Erwerbsbevölkerung 
arbeitslos, davon war knapp die Häl� e (46 %) von Langzeitarbeitslosigkeit betro� en.

Zwar wird davon ausgegangen, dass sich die Gesamtarbeitslosenquote im Verlauf der Jahre 
2005/2006 stabilisieren wird, doch besteht weiterhin die Gefahr, dass Langzeitarbeitslosigkeit 
und Nichterwerbstätigkeit infolge des während eines Großteils der Jahre 2002 und 2003 
vorherrschenden Wirtscha� sabschwungs mit einem BIP-Zuwachs unter 1 % wieder 
zunehmen. Prävention und Aktivierung sind wesentliche Faktoren bei der Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslosigkeit, denn entsprechende Maßnahmen verringern die langfristige 
Nichterwerbstätigkeit und scha� en eine gute Ausgangsbasis für die kün� ige Wieder-
eingliederung von Arbeitsuchenden in den Arbeitsmarkt.

Die Beschä� igungspolitik bildet zusammen mit der Wirtscha� spolitik ein zentrales 
Strategiefeld für die Zukun�  der Europäischen Union. Für die Überwachung der Fortschritte 
auf dem Weg zur Verwirklichung der Ziele der Europäischen Beschä� igungsstrategie von 1997 
(auch als Luxemburg-Prozess bezeichnet) zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit insgesamt 
werden zahlreiche Indikatoren eingesetzt. Wichtig ist auch die Beobachtung der Trends bei 
der Langzeitarbeitslosigkeit, da Langzeitarbeitslosigkeit ein hohes Risiko der Armut und 
insbesondere der sozialen Ausgrenzung (Beschä� igungsunsicherheit, Marginalisierung usw.) 
birgt.

Es ist davon auszugehen, dass sich die Langzeitarbeitslosenquote auf das BIP-Wachstum 
auswirkt und womöglich auch auf Investitionen und Beschä� igung. Höhere Sozialleistungen 
für Arbeitslose dür� en auch negative Folgen für die ö� entlichen Finanzen haben, außerdem 
wächst durch Langzeitarbeitslosigkeit vermutlich die Armutsgefährdung.

Relevanz des 
Indikators

Analyse 

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Erwerbslose Haushalte
De� nition: Der Indikator �Personen in erwerbslosen Haushalten� gibt die Zahl der Kinder 
im Alter zwischen 0 und 17 Jahren und der Personen im Alter von 18 bis 59 Jahren an, die in 
Haushalten leben, in denen kein Mitglied einer Erwerbstätigkeit nachgeht, ausgedrückt als 
Prozentsatz (Anteil) der in entsprechenden Haushalten lebenden Personen an der Gesamtbe-
völkerung im Alter zwischen 0 und 17 Jahren bzw. zwischen 18 und 59 Jahren.

Zugang zum Arbeitsmarkt

Wichtig ist hierbei, dass auch die Struktur der von Arbeitslosigkeit betro� enen Haushalte berück-
sichtigt wird, denn durch den Sachverhalt, dass kein Mitglied des Haushalts einer Erwerbstätig-
keit nachgeht, ist das Wohl des gesamten Haushalts gefährdet. Neben der Abhängigkeit von Sozi-
alhilfe bedeutet die Zugehörigkeit zu einem erwerbslosen Haushalt für die Erwachsenen, dass der 
Kontakt zum Arbeitsmarkt weiter schwindet, und für die Kinder, dass die Gefahr zunimmt, dass 
die Armut über die Generationen weitergegeben wird, wenn kein erwachsenes Haushaltsmitglied 
als Rollenvorbild dienen kann. Hinzu kommt, dass der Zugang zu grundlegenden Leistungen in 
den Bereichen Gesundheit, Wohnung, Bildung, Justiz sowie weiteren privaten Dienstleistungen in 
den Bereichen Kultur, Sport und Freizeit erheblich beeinträchtigt sein kann.

Im Nachgang zum Rat von Nizza (Dezember 2000) wurden im Rahmen der Europäischen Be-
schä� igungsstrategie Ziele vereinbart, mit denen die Mitgliedstaaten aufgefordert wurden, den 
�Zugang aller zu Ressourcen, Rechten, Gütern und Dienstleistungen� zu fördern; damit wurde 
das bisherige Ziel des Zugangs zu Beschä� igung erweitert.
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Abbildung 2.7. 
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Haushalten nach 
Altersgruppe (%)

Quelle: Eurostat.

Hinweis: Bei den Angaben 
für 2002 handelt es sich 

um Schätzwerte, bei den 
Angaben für 2004 um 

33 Siehe Gemeinsamer 
Bericht über die soziale 
Eingliederung 2004, 
Europäische Kommission, 
GD Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten.

Das Risiko, in einem erwerbslosen Haushalt zu leben, nahm für Kinder wie für Erwachsene im 
Zeitraum zwischen 1995 und 2001 überall in EU-15 ab, hat seitdem jedoch wieder zugenommen. 
Auch in EU-25 ist seit 2001 ein Anstieg dieses Risikos zu verzeichnen, das vor allem Kinder 
tri
   (+ 4,2 Prozentpunkte im Zeitraum 2001 bis 2004 gegenüber + 3,0 Prozentpunkten bei 
Erwachsenen).

Hinter diesen Gesamttrends verbergen sich allerdings große Unterschiede zwischen den 
einzelnen Ländern � die Werte liegen für Kinder zwischen 3,1 % in Luxemburg und 16,8 % im 
Vereinigten Königreich und für Erwachsene zwischen 5,3 % in Portugal und 15,8 % in Polen. 
Im Durchschnitt leben 11,5 % der Frauen in erwerbslosen Haushalten, bei den Männern sind 
es 9,2 % 33.

Relevanz des 
Indikators

Analyse  
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Wie andere Problemfelder im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit, so zieht auch die Zahl 
der Personen in erwerbslosen Haushalten negative Auswirkungen auf die wirtscha� liche 
Entwicklung nach sich. Menschen, die in einem erwerbslosen Haushalt leben, tun sich 
möglicherweise auch schwer mit der Rückkehr in die Erwerbstätigkeit, was sich auf die 
Nachhaltigkeit der Beschä� igung und die Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzen auswirkt. 
Durch die Auswirkungen auf die betro� enen Kinder können sich langfristig auch Folgen für 
die Gesundheit und die Anpassungsfähigkeit der Gesellscha�  an veränderte Verhältnisse 
ergeben.

Mögliche Wechsel-
beziehungen

Der Anteil an Personen in erwerbslosen Haushalten ist demnach o� enbar Folge einer ganzen 
Reihe von Faktoren, angefangen beim Haushaltstyp über die Verteilung der Beschä� igung 
auf die Haushalte bis hin zur Nichterwerbstätigkeitsrate auf der Ebene der Einzelpersonen. 
Besonders Besorgnis erregend ist die Situation von Kindern, die in erwerbslosen Haushalten 
praktisch ohne jeden Bezug zur Arbeitswelt aufwachsen. Die daraus resultierende materielle 
Verarmung kann sich negativ auf ihre Entwicklung und auf ihre zukün� igen Chancen, 
insbesondere am Arbeitsmarkt, auswirken, da viele dieser Kinder früh die Schule verlassen 
(siehe �Frühe Schulabgänger�), wodurch wiederum die Voraussetzungen für kün� ige 
Arbeitslosigkeit entstehen.
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Geschlechtsspezi� scher Lohnunterschied
De� nition: Der Indikator �Geschlechtsspezi� scher Lohnunterschied ohne Anpassungen� 
bezeichnet den Unterschied zwischen den durchschnittlichen Brutto-Stundenverdiensten der 
männlichen Beschä� igten und der weiblichen Beschä� igten in Prozent der durchschnittlichen 
Brutto-Stundenverdienste der männlichen Beschä� igten. Die Grundgesamtheit umfasst alle 
Beschä� igten im Alter von 16 bis 64 Jahren, die mindestens 15 Stunden pro Woche arbeiten, 
in allen Wirtscha� szweigen und Unternehmensgrößen.

Als Bruttoverdienst werden vom Arbeitgeber im Verlauf des Bezugsjahres gezahlte Barentloh-
nungen vor Abzug der Steuern und der vom Arbeitgeber einbehaltenen Arbeitnehmerbeiträge 
zur Sozialversicherung bezeichnet.

Zugang zum Arbeitsmarkt

Der Indikator �Geschlechtsspezi
 scher Lohnunterschied� stellt anhand einer Analyse der Lohn-
unterschiede am Arbeitsmarkt einen Aspekt der Ungleichbehandlung von Frauen und Män-
nern dar. Es wird davon ausgegangen, dass durch geschlechtsspezi
 sche Lohnunterschiede die 
Armutsgefährdung von Haushalten wächst, insbesondere wenn unterhaltsp� ichtige Kinder im 
Haushalt leben, da gering entlohnte Frauen in der Hauptsache auf den Verdienst der männlichen 
Haushaltsmitglieder angewiesen sind und vor allem im Falle einer Scheidung oder des Todes des 
Ehemannes sozial schlechter gestellt sind. Dies ist einer der Gründe dafür, dass weibliche Ein-
Personen-Haushalte zu den am stärksten armutsgefährdeten Haushaltstypen zählen (siehe �Ar-
mutsgefährdung�).

Die Beseitigung von Ungleichheit und die Förderung der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern ist in der EU seit dem Vertrag von Rom (1957) als Vertragsziel verankert.

Abbildung 2.8. 
Geschlechtsspezi� scher 

Lohnunterschied ohne 
Anpassungen (%)

Quelle: Eurostat.

Wenngleich der Trend insgesamt ein positives Bild ergibt und der geschlechtsspezi
 sche 
Lohnunterschied seit 1994 geringer geworden ist, bestehen an den europäischen Arbeitsmärkten 
nach wie vor Unterschiede, und Frauen beziehen im Durchschnitt deutlich geringere Brutto-
Stundenverdienste als Männer. In EU-25 lag der durchschnittliche Verdienst von Frauen im 
Jahr 2003 um 15 % unter dem der Männer (gegenüber 16 % in EU-15).

Voraussetzung für eine Verringerung des geschlechtsspezi
 schen Lohnunterschieds ist 
die Auseinandersetzung mit folgenden Faktoren: Unterschiede in Erwerbsbeteiligung und 
Lau� ahnstrukturen, Unterschiede bei den Entlohnungsstrukturen von Frauen und Männern 
sowie geschlechtsspezi
 sche Auswirkungen von Entlohnungs- und Beförderungspolitiken 
und nicht zuletzt der hohe Frauenanteil in Niedriglohnsektoren und  -berufen. Anreize wie 
Ganztags-Betreuungsangebote werden dazu beitragen, dass die Erwerbsbeteiligung der Frauen 
zunimmt.

Relevanz des 
Indikators

Analyse  

Mögliche Wechsel-
beziehungen

Sollte der geschlechtsspezi
 sche Lohnunterschied größer werden, dür� e dies Auswirkungen 
auf die Beschä� igung haben, weil Erwerbstätigkeit dadurch für Frauen weniger attraktiv wird. 
Da die Lebenserwartung von Frauen höher ist, ist auch von Auswirkungen auf das Problemfeld 
der Überalterung der Gesellscha�  und insbesondere auf die Tragfähigkeit der ö� entlichen 
Finanzen auszugehen, da weniger Einnahmen in die Rentenkassen � ießen. Auswirkungen 
dür� e dieser Indikator auch auf die Armutsgefährdung haben, da allein stehende Frauen einem 
höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind. Vermehrte Weiterbildung könnte dazu beitragen, dass 
der geschlechtsspezi
 sche Lohnunterschied abnimmt.

Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einem nachhaltigeren Europa
Armut und soziale Ausgrenzung
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Frühe Schulabgänger
De� nition: Dieser Indikator wird de
 niert als Prozentsatz der Gesamtbevölkerung im Alter 
zwischen 18 und 24 Jahren, der höchstens die Sekundarstufe I abgeschlossen hat und nicht 
an einer Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme teilnimmt. �Frühe Schulabgänger� bezieht 
sich auf Personen im Alter zwischen 18 und 24 Jahren, die folgende Bedingungen erfüllen: Das 
höchste erreichte Bildungsniveau ist ISCED 0, 1 oder 2, und die Befragten haben angegeben, 
sie hätten vier Wochen vor der Erhebung an keiner Ausbildung bzw. keinem Unterricht teil-
genommen (Zähler). Der Nenner besteht aus der Gesamtbevölkerung derselben Altersklasse, 
wobei Nichtbeantwortungen der Fragen zum �höchsten erreichten Bildungsniveau� oder der 
�Teilnahme an Ausbildung bzw. Unterricht� nicht berücksichtigt wurden.

Andere Aspekte sozialer Ausgrenzung
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Abbildung 2.9. 
Frühe Schulabgänger 
(%)

Hinweis:  2003: 
Unterbrechung der 
Zeitreihe.

Der Anteil der frühen Schulabgänger ging im Zeitraum von 1999 bis 2004 zurück, allerdings 
verlässt noch immer rund ein Sechstel (fast 16 %) der 18- bis 24-Jährigen das Bildungssystem 
höchstens nach Sekundarstufe I, also ohne Abschluss der Sekundarstufe II, und hat auch in 
den vier Wochen vor der Erhebung nicht an allgemein- oder berufsbildenden Maßnahmen 
teilgenommen. Damit liegt dieser Indikator noch deutlich über der Zielvorgabe von 10 % für 
das Jahr 2010.

Für die uneingeschränkte Teilhabe an der Gesellscha�  ist entscheidend, dass alle Mitglieder 
dieser Gesellscha�  über gewisse Grundkenntnisse und Grundfertigkeiten verfügen. Für das 
soziale und politische Leben ist dies ebenso wichtig wie für den problemlosen Einstieg in 
den Arbeitsmarkt, und nur so sind junge Menschen in der Lage, die sich rasch verändernden 
gesellscha� lichen Verhältnisse zu verstehen und sich ihnen anzupassen; ganz besonders tri
   
dies vor dem Hintergrund der Globalisierung zu.

Die Zahl der Schulabbrecher zu verringern ist ganz entscheidend für eine Europäische Uni-
on, die sich selbst das ehrgeizige Ziel gesetzt hat, sich zum �wettbewerbsfähigsten und dy-
namischsten wissensbasierten Wirtscha� sraum der Welt� zu entwickeln. Angesichts der 
Schwierigkeiten junger Menschen beim Einstieg in den Arbeitsmarkt kommt es darauf an, 
die Zahl der Schüler zu verringern, die die Schule vorzeitig verlassen. Hierzu muss bereits in 
einem sehr frühen Stadium angesetzt und frühzeitig die Lesekompetenz der Schüler verbes-
sert werden.

In der Strategie von Lissabon wurde das Ziel formuliert, den Anteil der 18- bis 24-Jährigen, 
die nur die untere Sekundarstufe besucht haben, bis 2010 zu halbieren.

Quelle: Eurostat.

Relevanz des 
Indikators
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Das Bildungsniveau hat direkte Auswirkungen auf die Beschä� igungsfähigkeit, daher ist 
von einem Anstieg der Zahl der frühen Schulabgänger ein Negative� ekt für Beschä� igung 
und Wettbewerbsfähigkeit zu erwarten. Dies dür� e auch langfristige Auswirkungen auf die 
Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzen nach sich ziehen. Bildung kann sich auch in erhebli-
chem Umfang auf Lebensweise und Ernährung auswirken.

Bei einem Anstieg der Zahl der frühen Schulabgänger wäre die Gesellscha�  nicht mehr im 
bisherigen Maße in der Lage, sich an neue Konsum- und Produktionsmuster anzupassen, 
woraus sich weit reichende Auswirkungen auf die � emenkomplexe Produktion und Kon-
sum, Klimawandel und Energie sowie Verkehr ergeben könnten. Zudem kann Bildung die 
Armutsgefährdung positiv beein� ussen.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Personen mit niedrigem Bildungsniveau
De� nition: Der Indikator �Personen mit niedrigem Bildungsniveau� wird de
 niert als 
Prozentsatz der Bevölkerung zwischen 25 und 64 Jahren mit einem Bildungsniveau 
entsprechend ISCED 2 und darunter (Elementarstufe, Primar- und untere Sekundarstufe).

Andere Aspekte sozialer Ausgrenzung 
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Abbildung 2.10. 
Personen mit 
niedrigem 
Bildungsniveau 
in EU-15 nach 
Altersgruppe (%)

Quelle: Eurostat.

Insgesamt ist der Anteil der Personen mit niedrigem Bildungsniveau zwischen 2000 und 
2002 um 3,6 % gesunken. Durch Betrachtung verschiedener Altersgruppen lassen sich 
Trends im zeitlichen Verlauf verfolgen: Zwischen dem Anteil an Personen mit niedrigem 
Bildungsniveau in der jüngeren Altersgruppe (25 bis 34 Jahre) und dem entsprechenden 
Anteil in der Altersgruppe ab 65 Jahre besteht ein deutlicher Unterschied. In EU-15 als 
Ganzes gesehen hatten 2002 65 % der letztgenannten Altersgruppe ein niedriges Bildungs-
niveau entsprechend maximal ISCED 2, in der Gruppe der 25- bis 34-Jährigen waren es 
hingegen nur 24 %.

Zwar hat sich das Bildungsniveau im Laufe der Zeit verbessert, doch weist nach wie vor mehr 
als ein Drittel der Gesamtbevölkerung im Alter von 25 bis 64 Jahren ein niedriges Bildungs-
niveau auf. Dies hat nicht nur negative Folgen für die Chancen der Betro� enen am Arbeits-
markt und in ihrer beru� ichen Entwicklung, sondern wirkt sich auch auf ihre zukün� ige 
Rentenerwartung aus.

Ein niedriges Bildungsniveau wird als Hindernis für die persönliche und beru� iche Entwick-
lung, aber auch als Rückschlag in dem Bemühen gesehen, Disparitäten und Ungleichheiten 
zwischen Einzelpersonen und Bevölkerungsgruppen zu verringern. Gering quali
 zierte Ar-
beitskrä� e haben größere Probleme, einen gut bezahlten und dauerha� en Arbeitsplatz zu 

 nden, wodurch zugleich auch ihre Rentenerwartung schlechter wird. Zudem hat diese Be-
völkerungsgruppe aufgrund ihrer mangelnden Grundbildung größere Schwierigkeiten, ihre 
Grundbedürfnisse und die ihrer Kinder, beispielsweise im Hinblick auf die Gesundheit, zu 
decken.

Die Zahl der Personen mit niedrigem Bildungsniveau steht im Zusammenhang mit der schu-
lischen Bildung, daher bestehen hier ähnliche Wechselbeziehungen, wie sie im Abschnitt 
über �Frühe Schulabgänger� dargestellt werden. Ein Anstieg dieser Zahl hätte zur Folge, dass 
die Fähigkeit einer Volkswirtscha� , ihre Humanressourcen für die Scha� ung von wirtscha� -
lichem Wohlstand einzusetzen, und ihre Anpassungsfähigkeit an sich verändernde Bedin-
gungen zurückgingen, hieraus folgt also auch ein Bezug zu BIP-Wachstum, Beschä� igung 
und Wettbewerbsfähigkeit. Durch das Bildungsniveau ändert sich möglicherweise auch das 
Verbraucherverhalten � mit Konsequenzen für die Bereiche Konsum- und Produktions-
strukturen, Klimawandel und Energie sowie Verkehr. Geringere Quali
 kation geht häu
 g 
mit unzureichender Gesundheitsversorgung einher, was auf einen Zusammenhang mit dem 
Bereich der  ö� entlichen Gesundheit schließen lässt. Nicht zuletzt ist davon auszugehen, dass 
das Bildungsniveau auch nicht unwesentlichen Ein� uss auf die Armutsproblematik hat.

Relevanz des 
Indikators

Analyse 

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Armutsgefährdung, dauerhafte Armutsgefährdung

Die Daten stammen aus dem Haushaltspanel der 
Europäischen Gemeinschaft (ECHP) (siehe Textkasten 2.3). Die 
Gesamtbevölkerung umfasst alle Personen, die in privaten 
Haushalten leben. Der Begri�  �Person� schließt damit alle 
Haushaltsmitglieder ein � Erwachsene ebenso wie Kinder. 
Personen, die in kollektiven Haushalten leben, Obdachlose 
und andere schwer zu erreichende Bevölkerungsgruppen 
werden nicht erfasst. Bei dem Aggregatwert für die EU handelt 
es sich um einen nach der Bevölkerungszahl gewichteten 
Durchschnittswert der Zahlen der einzelnen Mitgliedstaaten. 
Im Einklang mit dem Beschluss des Europäischen Rates wird 
die Armutsgefährdungsquote bezogen auf die Situation im 
jeweiligen Land gemessen und nicht anhand eines einheitlichen 
Schwellenwertes für alle Länder.

Zur Berechnung des �˜quivalenzeinkommens� wird das 
Haushaltseinkommen unter Berücksichtigung der in 
einem Haushalt auftretenden Größenvorteile berichtigt. 
Die Berechnung erfolgt durch Aufaddierung der 
Einkommen aller Haushaltsmitglieder, geteilt durch die 
äquivalisierte Haushaltsgröße, wobei eine Gewichtung der 
Haushaltsmitglieder nach Alter vorgenommen wird. 

Nach der hierfür verwendeten modi� zierten OECD-
˜quivalenzskala wird der erste Erwachsene in einem Haushalt 
mit 1 bewertet, weitere Erwachsene mit 0,5 und Kinder mit 0,3.

Für die neuen Mitgliedstaaten liegen aufgrund der Zeitpläne 
der nationalen Erhebungen für die Quote der dauerhaften 
Armutsgefährdung keine Zeitreihen vor.

Wissenswertes zur Methodik

Das ECHP ist eine Panelerhebung auf der Grundlage eines 
Standardfragebogens, bei der ein repräsentatives Panel von 
Haushalten und Einzelpersonen jährlich anhand eines breit 
gefächerten Fragenkatalogs befragt wird: Einkommenssitua-
tion (einschließlich Sozialleistungen), Gesundheit, Bildung, 
Wohnverhältnisse, demogra� sche und Beschäftigungsmerk-
male. Das für das erste Jahr ausgewählte Panel wurde wäh-
rend der darau� olgenden acht Jahre der Erhebung weiter be-
obachtet, auch wenn die Befragten umzogen. Während des 
Erhebungszeitraums geborene Kinder der in die Stichprobe 
einbezogenen Frauen wurden in das Panel aufgenommen 
und ebenfalls beobachtet.
Das ECHP gilt als die einzige einheitliche Quelle für vergleich-
bare Daten, die derzeit für die EU-15-Mitgliedstaaten ver-
fügbar ist. Die aktuellste ECHP-Datenbasis (Dezember 2003) 
enthält für einige Länder Datenkorrekturen sowie Verbesse-
rungen der Methodik (Gewichtungen und Anpassungen für 
Nichtbeantwortung) für alle Länder. Diese ˜nderungen wir-
ken sich auf die gemeldeten Indikatoren für alle Jahre aus.
Im Prinzip kommen alle Privathaushalte im Staatsgebiet ei-
nes jeden Landes als Stichproben der Zielbevölkerung für das 
ECHP in Frage. Insgesamt umfasst die Stichprobe rund 60 000 

Haushalte mit  130 000 Erwachsenen, die am 31.       
Dezember des Vorjahres 16 Jahre und älter waren.
Weitere Information zu den Merkmalen der Erhebung und 
zur Verfügbarkeit der daraus verö� entlichten Daten sind im 
Internet zu � nden unter http://forum.europa.eu.int/irc/dsis/
echpanel/info/data/information.html.
Das ECHP endete 2001 und wird derzeit durch die Gemein-
schaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen 
(EU-SILC) abgelöst, die zukünftig voraussichtlich als Bezugs-
quelle für Daten über Armut und soziale Ausgrenzung in der 
EU dienen wird. Die EU-SILC basiert auf der Verordnung (EG) 
Nr. 1177/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Juni 2003. 
Für die neuen Mitgliedstaaten werden generell und für die 
ehemaligen EU-15-Länder während der Umstellung auf EU-
SILC vergleichbare Indikatoren anhand nationaler Quellen 
erstellt. Zwar wurde auf größtmögliche Einheitlichkeit Wert 
gelegt, doch sind diese Indikatoren, bedingt durch die Un-
terschiedlichkeit der zugrunde liegenden Datenquellen, nicht 
uneingeschränkt untereinander vergleichbar.
Eine Untersuchung zu der Umstellung und ihren Folgen ent-
hält das Eurostat-Working-Paper �The continuity of indicators 
during the transition between ECHP and EU-SILC�, 2005.

Textkasten 2.3: Das Haushaltspanel der Europäischen Gemeinschaft (ECHP)
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Einkommensverteilung

Die Daten stammen aus dem ECHP (siehe Textkasten 2.3). Beim 
Verteilungsquintil handelt es sich um eine Maßzahl für die 
Einkommensverteilung auf der Grundlage von �Quintilen� der 
Einkommensverteilung, bei der das Individualeinkommen einer 
von fünf gleich großen �Einkommensgruppen� zugerechnet 
wird, die jeweils 20 % der Gesamtbevölkerung eines Landes 
umfassen. Zunächst werden die Haushalte nach ihrem 
�gesamten Nettoäquivalenzeinkommen� eingeordnet (in 
aufsteigender Reihenfolge). Die Haushalte am unteren Ende 

der Verteilung gehören zu den 20 % der Bevölkerung mit dem 
niedrigsten Einkommen (erstes Quintil), diejenigen am oberen 
Ende der Verteilung zu den 20 % mit dem höchsten Einkommen 
(fünftes Quintil). Die Gesamtbevölkerung umfasst alle Personen, 
die in privaten Haushalten eines Landes leben. Um eine 
Vergleichbarkeit der Einkommensniveaus zu erreichen, wird der 
Begri�  des �verfügbaren ˜quivalenzeinkommens� verwendet 
(siehe Abschnitt �Armutsgefährdung� weiter oben).

Bei dem EU-Aggregat handelt es sich um einen 
bevölkerungsgewichteten Durchschnittswert der Zahlen für die 
einzelnen Länder.
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Langzeitarbeitslosigkeit und erwerbslose Haushalte

Die Daten stammen aus der vierteljährlichen EU-
Arbeitskräfteerhebung, der Hauptquelle für international 
vergleichbare Statistiken über den EU-Arbeitsmarkt 
(Einzelheiten zur erfassten Gesamtbevölkerung und zur 
De� nition von Arbeitslosigkeit siehe Textkasten 1.3). Die 
Hauptgrundlage bildet die Verordnung (EG) Nr. 577/98 des Rates 
vom 9. März 1998 zur Durchführung einer Stichprobenerhebung 
über Arbeitskräfte in der Gemeinschaft (ABl. L 77, S. 3). 
Der Indikator �Langzeitarbeitslosigkeit� basiert auf den 
Jahresdurchschnittswerten der vierteljährlichen Daten (für 
fehlende Quartale werden von Eurostat Schätzwerte eingesetzt). 
Der Indikator �Personen in erwerbslosen Haushalten� basiert 
auf den Frühjahrsergebnissen der Arbeitskräfteerhebung. Der 
Gesamtwert für die EU wird aus der auf einzelstaatlicher Ebene 
ermittelten Gesamtbevölkerung abgeleitet. Da alle Daten in 
absoluten Werten (d. h. Zahl der Personen) angegeben werden, 
wird keine Gewichtung vorgenommen, vielmehr werden zur 
Berechnung der Aggregate alle nationalen Datenreihen addiert.

Geschlechtsspezi� scher Lohnunterschied

Dieser Indikator basiert auf mehreren Datenquellen, darunter 
das ECHP (siehe Textkasten 2.3), die EU-Erhebung über 
Einkommen und Lebensbedingungen sowie einzelstaatliche 
Quellen.
Bei der Berechnung des Bruttoverdienstes werden alle 
regelmäßig oder unregelmäßig gezahlten Prämien und 
Grati� kationen (13. oder 14. Monatsgehalt, Urlaubsgeld, 
Gewinnbeteiligungen, Zulagen für nicht in Anspruch 
genommenen Urlaub, gelegentliche Provisionen usw.) 
einbezogen. Ausgenommen sind Ab� ndungen bei Kündigung 
sowie Sachleistungen. Die Stundenlöhne werden errechnet, 
indem der normale monatliche Bruttoverdienst aus der 
Hauptarbeitsstelle durch das Vierfache der Zahl der an der 
Hauptarbeitsstelle gearbeiteten Wochenstunden geteilt wird 
(einschließlich regelmäßig geleisteter Überstunden, aber 
ohne Grati� kationen, unregelmäßig geleistete Überstunden,            
13. Monatsgehalt und ˜hnliches).
Bei den Schätzungen für EU-25 und EU-15 handelt es sich um 
bevölkerungsgewichtete Durchschnittswerte der jüngsten 
verfügbaren einzelstaatlichen Daten, soweit möglich 
berichtigt um  Veränderungen bei den Datenquellen. Länder, 
für die keine früheren Daten über geschlechtsspezi� sche 
Lohnunterschiede für ein bestimmtes Jahr vorliegen, wurden 
von den Schätzungen für EU-25 und EU-15 ausgenommen. 
Soweit von den nationalen statistischen ˜mtern Daten 
auf der Grundlage einzelstaatlicher Quellen übermittelt 
wurden, können die Indikatoren für die betre� enden Länder 
nicht als uneingeschränkt vergleichbar angesehen werden. 
In diesen Fällen wurde ein Anstieg des Wertes für den 

geschlechtsspezi� schen Lohnunterschied um bis zu vier 
Prozentpunkte angenommen.
Zwecks Verbesserung dieses Indikators werden Methodik 
sowie Datenbewertung und Datenquellen derzeit überprüft.

Frühe Schulabgänger und Personen 
mit niedrigem Bildungsniveau

Die Daten stammen aus den Frühjahrsergebnissen der EU-
Arbeitskräfteerhebung (siehe Textkasten 1.3).
Die Codierung der Bildungsniveaus wurde nach der 
Internationalen Standardklassi� kation des Bildungswesens 
(International Standard Classi� cation of Education, ISCED, 
1997), vorgenommen: Elementarstufe, Primarstufe und 
Sekundarstufe I: Stufen 0 bis 2; Sekundarstufe II und 
nichttertiärer Postsekundarbereich: Stufen 3 und 4; tertiäre 
Ausbildung: Stufen 5 und 6.
Erhoben wurden Informationen zum gesamten Bereich der 
allgemeinen und beru� ichen Bildung, unabhängig davon, 
ob ein Bezug zur derzeitigen oder einer möglichen künftigen 
Tätigkeit der Auskunftsperson bestand. Die Angaben 
umfassen die schulische Grundbildung, die weiterführende 
Bildung, Fort- und Weiterbildung, betriebliche Ausbildung, 
Lehrausbildung, Ausbildung am Arbeitsplatz, Lehrgänge, 
Fernlernveranstaltungen, Abendkurse, selbstgesteuertes 
Lernen usw. Darin eingeschlossen sind Kurse, die aus 
allgemeinem Interesse besucht wurden, sowie Kurse in allen 
Bereichen der allgemeinen und beru� ichen Bildung etwa in 
den Bereichen Sprache, Datenverarbeitung, Management, 
Kunst/Kultur sowie Gesundheit/Medizin. Vor 1998 bezogen 
sich Angaben zur Bildung nur auf die für die derzeitige oder 
eine mögliche zukünftige Tätigkeit der Auskunftsperson 
relevanten Aktivitäten im Bereich der allgemeinen und 
beru� ichen Bildung.
Bedingt durch die Einführung harmonisierter Konzepte und 
De� nitionen für die Erhebung sind die Daten zum Bereich 
der allgemeinen und beru� ichen Bildung in manchen Fällen 
nicht mit den Daten früherer Jahre und in der Folge auch 
nicht für EU-25 und EU-15 vergleichbar. Darüber hinaus sind 
aufgrund von Veränderungen bei den Erhebungsmerkmalen 
in mehreren Ländern die Daten nicht mit den Angaben aus 
früheren Jahren vergleichbar (Belgien: ab 1999, Dänemark: ab 
2003, Italien: ab 1993, Lettland und Litauen: ab 2002, Ungarn: 
ab 2003, Österreich: ab 2. Quartal 2003, ab 2004, Polen: ab 
1. Quartal 1999, Portugal: ab 1998, Finnland: ab 2000 und ab 
1. Quartal 2003, Schweden: ab 2001, Vereinigtes Königreich: 
ab 1999, Bulgarien: ab 2001). In Dänemark, Luxemburg, 
Island, Norwegen, Estland, Lettland, Litauen, Zypern, Malta 
und Slowenien sind die beträchtlichen Unterschiede bei 
den Ergebnissen im zeitlichen Verlauf zum Teil durch einen 
geringen Stichprobenumfang bedingt.





Politischer Hintergrund

Die durch den Babyboom nach dem Zweiten Weltkrieg hervor-
gerufene �Ausbuchtung� in der Bevölkerungspyramide wan-

dert sozusagen durch die Altersgruppen: Die Ende der vierziger Jahre 
Geborenen kommen jetzt allmählich ins Rentenalter. Der Babyboom 
dauerte bis in die sechziger Jahre an, und diese Generation tritt im 
Verlauf der nächsten 25 Jahre in den Ruhestand. Darüber hinaus wird 
die Altersverteilung der Bevölkerung noch durch weitere, längerfristig 
wirkende strukturelle Faktoren beein� usst. Die Lebenserwartung ist in 
Europa deutlich gestiegen, dagegen ist die Geburtenrate deutlich unter 
das zur Erhaltung einer stabilen Bevölkerungszahl erforderliche Niveau 
gesunken. Durch Einwanderung könnten diese E� ekte zwar in gewis-
sem Umfang ausgeglichen werden, doch ist die gegenwärtige Einwan-
derungsrate zu gering, als dass hier eine deutliche Wirkung erkennbar 
wäre. In der Folge verändert sich die Balance zwischen den Generatio-
nen, und die Zahl der Menschen mittleren und höheren Alters nimmt 
gegenüber der Gruppe der jüngeren Menschen immer mehr zu.

Diese demogra
 schen Veränderungen bringen tief greifende Auswir-
kungen mit sich. Der Europäische Rat forderte im März 2000 auf seiner 
Tagung in Lissabon, eine Bewertung dahin gehend vorzunehmen, ob 
angemessene konkrete Maßnahmen ergri� en werden, um �die lang-
fristige Nachhaltigkeit der ö� entlichen Finanzen sicherzustellen�, in-
dem alle diesbezüglichen Aspekte, �einschließlich der Auswirkungen 
der Alterung der Bevölkerung geprü�  werden�. Im März 2001 kam der 
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EU-25 EU-15

Altenquotient 

Angemessenheit der Renten

Armutsgefährdung bei Personen ab 65 Jahre :

Demogra� sche Veränderungen 

Lebenserwartung mit 65 Jahren (Männer)

Lebenserwartung mit 65 Jahren (Frauen)

Fruchtbarkeitsrate :

Wanderungssaldo

Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzen

Ö� entlicher Schuldenstand

Rentenausgaben :

Ausgaben für Altenp� ege :

Beschäftigungsquote nach Altersgruppe

Rat von Stockholm überein, �als EU-Ziel die Steigerung der durchschnittlichen EU-Beschäf-
tigungsquote für ältere Männer und Frauen (zwischen 55 und 64 Jahren) bis 2010 auf 50 %� 
vorzusehen, und im Juni desselben Jahres wurde in den Schlussfolgerungen des Rates von Gö-
teborg hervorgehoben: �Es bedarf eines umfassenden Konzepts, um den Herausforderungen, 
die eine alternde Gesellscha�  stellt, zu begegnen�. 

Der Gipfel von Laeken (2001) legte auch Ziele für den Bereich der Renten fest, darunter die 
Ziele der �Angemessenheit der Renten, der langfristigen Tragfähigkeit der Rentensysteme und 
ihrer Modernisierung sowie der Verbesserung des Zugangs zu Zusatzrenten�. Der Rat von Bar-
celona (2002) erarbeitete Orientierungen für den Bereich der Gesundheitsversorgung und der 
Altenp� ege auf der Grundlage von drei Zielen (allgemeiner Zugang, qualitativ hochwertige Ge-
sundheitsversorgung, langfristige Finanzierbarkeit der Gesundheitssysteme) und bekannte sich 
dabei dazu, dass sämtliche Gesundheitssysteme in der EU auf den Grundsätzen der Solidarität, 
Gerechtigkeit und Universalität beruhen.

Auf der Tagung im März 2003 in Brüssel forderte der Europäische Rat die Mitgliedstaaten drin-
gend auf, �die Dynamik der Reform der nationalen Arbeitsmärkte beizubehalten, indem Fol-
gendes in den Mittelpunkt gestellt wird: [...] Erhöhung der Erwerbsbeteiligung, insbesondere 
bei älteren Menschen, Frauen, Zuwanderern und jungen Leuten; Förderung aktiven Alterns 
dadurch, dass Anreize zum vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand abgebaut werden�, und hob 
hervor, �gleichzeitig muss mit dieser Reformagenda [...] jetzt auch den Herausforderungen auf-
grund der Alterung der Bevölkerung wirksamer begegnet werden, um die langfristige Tragfä-
higkeit der ö� entlichen Finanzen sicherzustellen�.

34 Da für armutsgefährdete 
Personen im Alter von 
65 Jahren und älter  nicht 
genügend Zeitreihen 
vorliegen, beschränkt sich 
die Bewertung auf den 
Zeitraum 1999 bis 2001.

Die wichtigsten Veränderungen

Tabelle 3.1. Bewertung der Veränderungen beim Thema 
�Überalterung der Gesellschaft� (gegenüber 2000) 34

::LEGENDE: 

  
positive 
Veränderungen

 keine oder geringe 
Veränderungen 

 negative 
Veränderungen

: unzureichende 
Daten für eine 
Bewertung der 
Veränderungen
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Insgesamt vermitteln die Indikatoren zu diesem � ema ein wenig positives Bild. Während die 
Lebenserwartung der Menschen im Alter von 65 Jahren weiter zunimmt, steigen die Frucht-
barkeitsraten nicht in einem Maße, dass ein ausgewogenes Generationenverhältnis gesichert 
wäre. Dies führt dazu, dass die Zahl der Rentner im Verhältnis zur Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter weiter zunimmt. Selbst wenn der Bevölkerungsrückgang durch eine auf dem 
Reproduktionsniveau liegende Fruchtbarkeitsrate vermieden werden könnte, wird die Über-
alterung der Bevölkerung infolge der immer höheren Lebenserwartung weiter zunehmen. Die 
Folge ist, dass Rentensysteme und ö� entliche Finanzen Gefahr laufen, bei der Deckung des 
kün� igen Bedarfs überlastet zu werden. Politische Maßnahmen, die darauf abzielen, die sehr 
niedrige Erwerbsquote älterer Arbeitnehmer zu erhöhen, würden zumindest dazu beitragen, 
die sich aus dem demogra
 schen Wandel ergebende zunehmende Altenlast auszugleichen. 
Durch vermehrte Einwanderung könnte auch der Bevölkerungsanteil jüngerer Menschen wie-
der wachsen.

Die Überalterung 
der Bevölkerung 
nimmt weiter zu

Der Altenquotient (prozentualer Anteil der über 65-Jährigen an der Bevölkerung im Alter 
zwischen 15 und 64 Jahren) stieg im Zeitraum zwischen 2000 und 2004 um jährlich 1,2 %, 
woran sich ablesen lässt, dass die Bevölkerung in der Europäischen Union insgesamt immer 
älter wird. Jüngste Hochrechnungen von Eurostat ergeben eine Verdoppelung des Altenquoti-
enten zwischen 2004 und 2050. Mitte des 21. Jahrhunderts wird auf zwei Einwohner zwischen 
15 und 64 Jahren ein Einwohner über 65 Jahre kommen. In den nächsten Jahrzehnten wird 
eine immer kleiner werdende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter für eine immer größer 
werdende Zahl von Rentnern au� ommen müssen.

36 Aufgrund eines Wechsels 
der Datenquellen sind 
Vergleiche im zeitlichen 
Verlauf nur eingeschränkt 
möglich; verschärfend 
kommt hinzu, dass 
es sich bei dem EU-
Gesamtwert um einen 
bevölkerungsgewichteten 
Durchschnitt der nationalen 
Einzelwerte handelt. 
Siehe hierzu das Kapitel 
über �Armut und soziale 
Ausgrenzung� und den 
Abschnitt �Wissenswertes 
zur Methodik�.

Für die 
Angemessenheit 
der Renten gibt es 
keine Garantie

Das Verhältnis des mittleren ˜quivalenzeinkommens pro Haushalt von Personen ab 65 Jahren 
zum mittleren ˜quivalenzeinkommen pro Haushalt von Personen unter 65 Jahre lag 2001 bei 
86 %. Seit 2000 entwickelt sich der Wert rückläu
 g, was auf eine zunehmende Einkommens-
disparität zwischen Rentnern und Erwerbsbevölkerung schließen lässt, doch ist es schwierig, 
diesen Trend für sich allein genommen als positiv oder negativ zu bewerten 35. Die Armutsge-
fährdungsquote 36 liegt für ältere Menschen um zwei bis drei Prozentpunkte über der Quote 
der Gesamtbevölkerung und stieg von 1999 bis 2001 von 17 % auf 19 %. Folglich müssen die 
Rentensysteme angepasst werden, um den Menschen während ihres gesamten Lebens einen 
angemessenen Lebensstandard garantieren zu können.

35 Hierbei handelt es sich um einen 
deskriptiven Indikator, der in Bezug 
auf die Nachhaltigkeit nur schwer 
zu bewerten ist. Festgestellt werden 
kann allerdings, dass ein drastischer 
Rückgang nicht wünschenswert wäre. 
Der Indikator wurde daher nicht in die 
Bewertungsübersicht aufgenommen.

Die demogra� schen 
Veränderungen setzen 
sowohl positive als auch 
negative Signale für die 
Zukunft

Die Lebenserwartung mit 65 Jahren ist im Zeitraum von 1990 bis 1997 sowohl bei den Männern 
(im Durchschnitt um + 1 % pro Jahr) als auch bei den Frauen (+ 0,8 %) in EU-15 gestiegen. Von 
2000 bis 2002 stieg diese Quote bei den Männern auf einen Jahresdurchschnitt von 1,3 %, wäh-
rend sie bei den Frauen nur noch 0,3 % erreichte. Dieser Trend zu einer längeren Lebenserwar-
tung ist generell positiv zu bewerten, doch geht er mit dauerha�  niedrigen Fruchtbarkeitsraten 
einher. Als Folge hiervon wird der Altenquotient zwangsläu
 g zunehmen, was eine schwere 
Belastung für die ö� entlichen Finanzen und die Rentensysteme nach sich zieht. Zwar ist die 
Einwanderung in den letzten Jahren zum stärksten Motor des Bevölkerungswachstums gewor-
den, doch wird ihr Ein� uss auf die Überalterung der Bevölkerung durch die Altersstruktur der 
Einwanderer abgeschwächt.
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In ihrer Mitteilung an den Rat in Göteborg bekräftigt die Kom-
mission die Bekenntnisse des Gipfels von Lissabon, sich mit 
den wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen der Über-
alterung der Gesellschaft auseinander zu setzen [KOM(2001) 
264], und nennt als Ziele:

�  Gewährleistung angemessener Rentensysteme sowie Ge-
sundheitssysteme und Altenp� ege und gleichzeitig Erhalt 
der Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzen und der Solida-
rität zwischen den Generationen;

�   Angehen der demogra� schen Herausforderungen durch 
die Erhöhung der Beschäftigungsrate, die Verringerung 
der ö� entlichen Verschuldung und Anpassung der Sozial-
schutzsysteme, einschließlich der Rentensysteme;

�  Erhöhung der durchschnittlichen Beschäftigungsrate von 
älteren Frauen und Männern (55-64 Jahre) in der Europäi-
schen Union auf 50 % bis zum Jahr 2010.

Im Juni 2001 heißt es in den Schlussfolgerungen des Rates 
von Göteborg: �Es bedarf eines umfassenden Konzepts, um 
den Herausforderungen, die eine alternde Gesellschaft stellt, 
zu begegnen.� Der Europäische Rat bekräftigte die festgeleg-
ten Rahmenprinzipien hinsichtlich der Sicherung der langfris-
tigen Tragfähigkeit der Altersversorgungssysteme: Bewah-
rung der Fähigkeit der Systeme, ihren sozialen Zielsetzungen 
gerecht zu werden, Erhaltung ihrer Finanzierbarkeit und Be-
rücksichtigung der sich wandelnden sozialen Erfordernisse.

Textkasten 3.1:  Strategie für eine nachhaltige Entwicklung: Ziele in Bezug auf die   
Überalterung der Gesellschaft

Nachdem die Rentenausgaben im Zeitraum von 1990 bis 2000 jährlich im Durchschnitt um 
0,7 % gestiegen waren, blieb ihr Anteil von 2000 bis 2002 in EU-15 stabil bei 12,6 % des BIP. Die 
sonstigen Aufwendungen für die Altenp� ege nahmen von 1990 bis 1992 von 0,3 % auf 0,4 % 
des BIP zu und blieben seitdem stabil. Der ö� entliche Schuldenstand ging in EU-15 von 1996 
bis 2000 insgesamt um durchschnittlich 2,7 % zurück, hat jedoch inzwischen wieder leicht zu-
genommen � um 0,2 % pro Jahr in EU-15 und um 0,4 % in EU-25. Im Jahr 2004 lag er immer 
noch um vier bis fünf Prozentpunkte über dem Referenzwert von 60 %. Die Beschä� igungs-
quote in der Altersgruppe der 55- bis 64-Jährigen nahm von 38,8 % im Jahr 2000 auf 41,7 % im 
Jahr 2003 zu, liegt jedoch weiterhin deutlich unter der Quote für die Altersgruppe zwischen 25 
und 54 Jahren. Die Verwirklichung der Zielvorgabe von 50 % bis 2010 erscheint zwar möglich, 
doch ist es bis dahin noch ein weiter Weg.

Gründe für die Auswahl der Indikatoren
�Den Herausforderungen, die eine alternde Gesellscha�  stellt, zu begegnen� ist eines der Leit-
ziele der in Göteborg formulierten Strategie für eine nachhaltige Entwicklung (siehe Textka-
sten 3.1).

Die ausgewählten Indikatoren basieren auf diesen Zielen und auf den Teilzielen der Europäi-
schen Beschä� igungsstrategie, mit der der Zugang zum Arbeitsmarkt verbessert werden soll 
(siehe Überblick zum Kapitel über wirtscha� liche Entwicklung), sowie auf den im Rahmen der 
�o� enen Koordinierungsmethode� der Strategie von Lissabon festgelegten Indikatoren für den 
Bereich der Renten.

Der Leitindikator �Überalterung der Gesellscha� � stellt die Gruppe der älteren Menschen 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter gegenüber. Der �Altenquotient� ist ein allgemein 
gebräuchlicher Indikator zur Beobachtung von Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur. 
Weitere Problemstellungen, mit denen sich die Europäische Union in dem Bestreben ausein-
ander setzen muss, die Folgen der Bevölkerungsalterung abzumildern, werden durch eine 
Gruppe von Indikatoren erfasst, die folgende Bereiche abdecken:

  Angemessenheit der Renten: Rentner müssen in der Lage sein, die Kosten zu tragen, 
die dadurch entstehen, dass ihre Unabhängigkeit abnimmt, daher müssen die Renten 
ein angemessenes Niveau aufweisen, um alte Menschen vor Armut zu schützen. Es 

Die langfristige 
Tragfähigkeit 

der ö� entlichen 
Finanzen ist 

Grundvoraussetzung 
für den Fortbestand 
unseres derzeitigen 

Sozialmodells
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Weiterführende Literatur zum Thema �Überalterung der Gesellschaft� in Europa

Gemeinsamer Bericht der Kommission und des Rates: Vom Europäischen Rat in 
Stockholm angeforderter Bericht: �Erhöhung der Erwerbsbeteiligung und Förderung des 
aktiven Alterns�, 2002, Nr. 6707/02

�Die Reaktion Europas auf die Alterung der Weltbevölkerung � Wirtscha� licher und 
sozialer Fortschritt in einer alternden Welt. Beitrag der Europäischen Kommission zur       
2. Weltkonferenz über das Altern�, KOM(2002) 143

Angemessene und nachhaltige Renten. Gemeinsamer Bericht der Kommission und des 
Rates, 2003

�Modernisierung des Sozialschutzes für die Entwicklung einer hochwertigen, zugänglichen 
und zukun� sfähigen Gesundheitsversorgung und Langzeitp� ege: Unterstützung der 
einzelstaatlichen Strategien durch die �o� ene Koordinierungsmethode��, KOM(2004) 304

Budgetary challenges posed by ageing populations: the impact on public spending on pensions, 
health and long-term care for the elderly and possible indicators of the long-term sustainability 
of public � nances, EPC/ECFIN/630-EN

ist beabsichtigt, zukün� ig an Stelle des relativen Einkommensmedianverhältnisses das 
Verhältnis zwischen dem Einkommen vor und nach dem Eintritt in den Ruhestand 
heranzuziehen.

  Demogra� sche Veränderungen: Aus der längeren Lebenserwartung und einer ab-
nehmenden Fruchtbarkeitsrate ergibt sich ein Szenario, bei dem in den nächsten 25 
Jahren die Zahl der Rentner drastisch zunimmt, während die Zahl der Menschen im 
erwerbsfähigen Alter zurückgeht; Einwanderung kann nur einen begrenzten Beitrag 
zur Sicherung der Zukun�  der Sozialschutzsysteme leisten.

  Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzen: Renten, Altenp� ege und die niedrige Be-
schä� igungsquote älterer Menschen ziehen hohe 
 nanzielle und soziale Kosten nach 
sich; ein angemessener Sozialschutz kann, ohne die ö� entlichen Finanzen zu gefähr-
den, nur dann aufrechterhalten werden, wenn zukün� ig die ältere Generation länger 
erwerbstätig bleibt und auf eine aktive und gesunde Lebensweise achtet. Neben den 
hier vorgestellten Indikatoren für die Ausgaben für Renten und Altenp� ege müssen 
auch Projektionen der zukün� igen Aufwendungen berechnet werden. Ein weiterer In-
dikator für das durchschnittliche Erwerbsaustrittsalter bzw. Renteneintrittsalter wird 
hier aus Platzgründen nicht vorgestellt.

Die Indikatoren umfassen zwar nicht alle Bereiche, doch repräsentieren sie die wichtigsten 
Meilensteine bei der Bewältigung der demogra
 schen Herausforderung, der sich Europa in 
den kommenden Jahrzehnten stellen muss. Es wären weitere Indikatoren denkbar gewesen, 
um etwa den Trend beim durchschnittlichen Erwerbsaustrittsalter zu beobachten, doch 
 ndet 
dieser Aspekt bereits im Beschä� igungsindikator Berücksichtigung. Zudem fehlt derzeit noch 
ein Indikator zur Beschä� igungsquote der Menschen mit Behinderungen, die durch die För-
derung der Telearbeit ansteigen könnte.
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Abbildung 3.1. 
Vorausgeschätzter 
Altenquotient (%)

Quelle: Eurostat.

De� nition: Der vorausgeschätzte Altenquotient wird de
 niert als die Zahl der Personen im 
Alter von 65 Jahren und älter als Prozentsatz der Zahl der Personen zwischen 15 und 64 Jah-
ren. Hierbei ist zu beachten, dass es sich bei Projektionen oder Vorausschätzungen nicht um 
Prognosen handelt und dass die Werte auf Annahmen bezüglich der Zukun�  und nicht auf 
Gewissheiten beruhen. 

Altenquotient
Leitindikator

Bei dem Indikator handelt es sich um eine Näherung des Verhältnisses zwischen Ruhestands-
bevölkerung und Erwerbsbevölkerung, die Aufschluss über die mögliche zukün� ige Belastung 
durch die P� ege alter Menschen und insbesondere die Rentenbelastung gibt.

Diese � ematik wird derzeit in den meisten europäischen Ländern diskutiert, denn rund 
11 % des BIP werden für die Unterstützung älterer Menschen aufgewendet, davon der Großteil 
für Altersrenten. Um die Folgen der Bevölkerungsalterung abzumildern, wurde in der Euro-
päischen Beschä� igungsstrategie das Ziel vorgegeben, bis 2010 das Renteneintrittsalter um 
fünf Jahre anzuheben und die Beschä� igungsquote älterer Arbeitnehmer zwischen 55 und 64 
Jahren auf 50 % zu erhöhen.

Relevanz des 
Indikators

2004

2025

2050

00 1010 2020 3030 4040 5050 6060 7070
ES

IT

EL

PT

DE

SL

CZ

EU-15

AT 

EU-25

PL

SK

HU

BE

FR

FI

UK

IE

LT 

LV 

CY

EE

SE

MT 

DK

NL

LU 



61

Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einem nachhaltigeren Europa
Überalterung der Gesellschaft

Abbildung 3. 2. 
Vorausgeschätzter 
Altenquotient (%)

Quelle: Eurostat.

Der Altenquotient ist seit dem Jahr 2000 um durchschnittlich 1,2 % pro Jahr gestiegen. Al-
lerdings muss die Entwicklung dieses Indikators über einen möglichst langen Zeitraum be-
trachtet werden, da sich Veränderungen eher schrittweise vollziehen und in hohem Maße 
von der Entwicklung in der Vergangenheit abhängen. Während 1960 ein Rentner auf acht 
Erwerbspersonen kam, müssen im Jahr 2005 vier Erwerbspersonen für einen Rentner auf-
kommen. Für das Jahr 2050 wird davon ausgegangen, dass sich dieses Verhältnis auf eins zu 
zwei verringert, also auf einen Rentner zwei Personen im erwerbsfähigen Alter kommen. 
Hierdurch entsteht für die 
 nanziellen Ressourcen der kün� igen Erwerbsbevölkerung eine 
immense Belastung. Der Vorausschätzung zufolge wird der Quotient im Jahr 2050 zwischen 
36,1 % in Luxemburg und 67,5 % in Spanien liegen. Am dramatischsten dür� e die Verände-
rung in der Slowakei ausfallen, wo sich der Altenquotient verdreifachen könnte.

Mit dem Eintritt der Babyboom-Generation in das Rentenalter zwischen heute und 2030 wird 
die ältere Bevölkerung deutlich schneller wachsen als in den letzten Jahren. Gleichzeitig wird 
… bedingt durch die geringen Fruchtbarkeitsraten der letzten 40 Jahre … die Erwerbsbevöl-
kerung allmählich kleiner werden. Es ist nicht davon auszugehen, dass die Einwanderungs-
raten einen mehr als marginalen E� ekt auf dieses Szenario haben. Wenngleich die genaue 
Höhe des zukün� igen Altenquotienten noch nicht sicher bestimmt werden kann, steht doch 
fest, dass die Bevölkerung immer älter wird und dass die weitere Alterung unvermeidbar ist. 
Dieses Vorwissen um die kün� ige Entwicklung versetzt uns in die Lage, die Veränderungen 
zu planen und schrittweise einzuführen, die notwendig sind, um unsere Gesellscha� en an 
die demogra
 sche Veränderung anzupassen.

Um die Folgen des Trends beim Altenquotienten ausgleichen und einen angemessenen So-
zialschutz garantieren zu können, ohne die Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzsysteme 
zu gefährden, sind Maßnahmen wie z. B. Strukturreformen am Arbeitsmarkt und bei den 
Altersversicherungs- und Rentensystemen notwendig, die insbesondere darauf abzielen 
müssen, das durchschnittliche Renteneintrittsalter anzuheben, Einwanderung zu fördern 
und Produktivitätszuwachs und technologische Entwicklung voranzutreiben. Zusätzlich zu 
der Abmilderung der Folgen der Bevölkerungsüberalterung könnte der Überalterungse� ekt 
selbst durch einen Anstieg der Fruchtbarkeitsraten und in geringerem Umfang durch Ein-
wanderung abgefedert werden.

Der Altenquotient wird direkt durch demogra
 sche Variablen wie Fruchtbarkeitsrate und 
Einwanderung beein� usst, die sich unmittelbar auf die derzeitige oder zukün� ige Altersver-
teilung der Bevölkerung auswirken; die Entwicklung dieses Indikators spiegelt sich daher in 
der Lebenserwartung wider.

Mit dem Altenquotienten steigt die 
 nanzielle Belastung im Alter, was wiederum Folgen für 
den ö� entlichen Schuldenstand, die Rentenausgaben und die Ausgaben für die Altenp� ege 
nach sich zieht.
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Der Indikator ermöglicht einen Vergleich zwischen dem Lebensstandard der Haushalte von 
Personen im Alter von 65 Jahren und älter und der Haushalte von Personen unter 65 Jahren. 
Er vermittelt damit Hintergrundinformationen zur potenziellen Angemessenheit der Renten, 
es wäre jedoch nicht sinnvoll, hier einen optimalen Wert vorzugeben, der als nachhaltig gelten 
kann. Ein mögliches Ziel könnte sein, einen Mindestwert für den Indikator zu bestimmen, 
unterhalb dessen das Rentenniveau nicht als sozial nachhaltig betrachtet wird; derzeit besteht 
hierüber allerdings noch keine Einigkeit.

Der Schwerpunkt des Indikators liegt auf der Gegenüberstellung der Situation von Personen 
vor und nach dem Eintritt in den Ruhestand. Um ein vollständigeres Bild zu erhalten, müssten 
weitere Informationen einbezogen werden, wie z. B. die Haushaltssituation (ältere Haushalte 
wohnen häu
 ger im eigenen Haus als jüngere) und der Zugang zu Dienstleistungen. Hierbei 
ist zu beachten, dass dieser Indikator nicht die ŒVorher-Nachher•-Situation derselben Ein-
zelpersonen vergleicht, sondern vielmehr die aktuelle Situation unterschiedlicher separater 
Bevölkerungsgruppen.

Abbildung 3.3. 
Relatives 

Einkommens-
medianverhältnis 

in EU-15 (%)

Quelle: Eurostat.

Bis 1999 stieg der Indikator auf bis zu 88,6 %, danach folgt bis 2001 ein Rückgang auf 86,3 %; 
der geschlechtsspezi
 sche Lohnunterschied nahm geringfügig zu. Innerhalb der Altersgrup-
pe und in der EU insgesamt lag das Einkommensniveau der Frauen im Jahr 2001 um rund 
sechs Prozentpunkte unter dem der Männer. Hierin kommt der Sachverhalt zum Ausdruck, 
dass Frauen im Alter häu
 ger von  Armut betro� en sind als Männer. Die Unterschiede sind 
unter anderem darauf zurückzuführen, dass Frauen aufgrund von Erziehungszeiten usw. 
meist nicht so lange erwerbstätig sind wie Männer, dass sie sich weniger stark für eine beruf-
liche Karriere engagieren und generell ein niedrigeres Bildungsniveau aufweisen. Ein weite-
rer Faktor besteht darin, dass Rentner in der höchsten Altersgruppe in der Regel niedrigere 
Einkommen beziehen, und dies sind in der Mehrzahl Frauen.

De� nition: Der Indikator wird de
 niert als das Verhältnis des mittleren Äquivalenzeinkom-
mens pro Haushalt von Personen über 65 Jahren zum mittleren Äquivalenzeinkommen 
pro Haushalt von Personen unter 65 Jahren.

Unter Nettoeinkommen ist das Gesamteinkommen aus allen Einkommensquellen zu verstehen, 
einschließlich Einkommen aus Erwerbstätigkeit (vor allem Löhne und Gehälter sowie Renten), 
Investitionen und Sozialleistungen, abzüglich Steuern und Sozialbeiträge. Das Äquivalenzein-
kommen der Haushalte wird nach einer von der OECD festgelegten Methodik bestimmt, die 
Unterschieden bezüglich Größe und Zusammensetzung der Haushalte Rechnung trägt und da-
mit ein realitätsnäheres Bild dieser Vergleiche vermittelt (siehe ŒWissenswertes zur Methodik•).
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Ein Anstieg des relativen Einkommensmedianverhältnisses (eine relative Verbesserung der 
Situation der Personen im Alter von 65 Jahren und älter) dür� e sich positiv auf die Armuts-
gefährdung und die Gesundheitserwartung der Über-65-Jährigen auswirken. Eine höhere 
Beschä� igungsquote dür� e erwartungsgemäß sowohl bereits recht kurzfristig auf den Nen-
ner der Verhältniszahl als auch eher längerfristig auf den Zähler positive Auswirkungen ha-
ben. Umgekehrt ist bei einem Anstieg der Arbeitslosenquote von einem negativen Ein� uss 
auf Zähler und Nenner auszugehen.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Abbildung 3.4. 
Armutsgefährdungsquote 
für Personen im Alter von 

65 Jahren und älter (%)

Quelle: Eurostat.

Der Indikator für die Armutsgefährdung misst die Di� erenz zwischen tatsächlichem Einkom-
men und Armutsgrenze. Menschen, deren Einkommen unterhalb dieser Grenze liegt, gelten 
als von Einkommensarmut betro� en und sind auf mittlere oder lange Sicht von sozialer Aus-
grenzung bedroht. Die aktive Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung ist eine zen-
trale Aufgabe, denn diese Problemstellungen sind mit hohen sozialen Kosten verbunden.

Mit 17 % in der erweiterten Union und 19 % in EU-15 ist die Armutsgefährdung für Rentner 
um zwei bis drei Prozentpunkte größer als für die Gesamtbevölkerung. Der Anteil der armuts-
gefährdeten Rentner in EU-15 ging in den neunziger Jahren von 21 % auf 17 % zurück, nahm 
aber bis 2001 wieder auf 19 % zu.

Eines der Leitziele der Strategie von Lissabon besteht darin, einen entscheidenden Beitrag zur 
Beseitigung der Armut bis zum Ende des laufenden Jahrzehnts zu leisten. Für zukün� ige Rent-
nergenerationen bedeutet dies, dass sie im Erwerbsalter durch ständige Weiterentwicklung 
ihrer Quali
 kationen ein angemessenes Verdienstniveau sichern müssen, damit sie später an-
gemessene Renten beziehen können.

Bei diesem Indikator handelt es sich um eine spezielle Untergliederung des Leitindikators im 
Kapitel über Armut und soziale Ausgrenzung, zu dem er in engem Zusammenhang steht, so 
dass auch die möglichen Wechselbeziehungen großenteils identisch sind.

Insbesondere wird dieser Indikator stark durch den Zustand der Volkswirtscha�  und durch 
die ö� entlichen Ausgaben, vor allem aber durch die Rentenausgaben beein� usst. Da die Ren-
ten und das sonstige Einkommen zur Lebensarbeitszeit in Bezug stehen, wird die  Armutsge-
fährdung für Personen im Alter von 65 Jahren und älter sehr wahrscheinlich durch Aspekte 
des Arbeitsmarktes (sowohl Beschä� igung als auch Arbeitslosigkeit) beein� usst.

Ein Ansteigen der Armut dür� e Folgen für die ö� entliche Gesundheit (und für das Konsum-
verhalten) haben, allerdings sind hier wohl ohnehin bei dieser Bevölkerungsgruppe deutliche 
Unterschiede zu anderen Teilen der Bevölkerung festzustellen.

De� nition: Der Indikator wird de
 niert als der Anteil an Personen mit einem verfügbaren 
Äquivalenzeinkommen (siehe ŒWissenswertes zur Methodik•) vor sozialen Transfers unter 
der Armutsgefährdungsgrenze, die bei 60 % des nationalen verfügbaren Median-Äquiva-
lenzeinkommens (nach sozialen Transfers) angesetzt ist. Alters- und Hinterbliebenenrenten 
zählen als Einkommen vor Transfers und nicht als Sozialtransfers.
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Lebenserwartung mit 65 Jahren
Demografische Veränderungen

De� nition: Der Indikator wird de
 niert als Lebenserwartung mit 65 Jahren nach Geschlecht. 
Er bezieht sich auf die mittlere Anzahl Jahre, die ein Mann oder eine Frau, der bzw. die ein 
Alter von 65 Jahren erreicht hat, noch leben kann, wenn die zu diesem Zeitpunkt bestehenden 
Sterbebedingungen während der verbleibenden Lebensdauer dieser Person bestehen bleiben 
(altersspezi
 sche Sterbewahrscheinlichkeit).

Seit 1990 ist die  Lebenserwartung mit 65 Jahren allgemein gestiegen. Dabei erhöhte sich die 
Lebenserwartung der Frauen mit 65 Jahren von 18,4 Jahren im Jahr 1990 auf 19,9 Jahre im 
Jahr 2002. Bei den Männern verlief der Anstieg von 14,6 auf 16,3 Jahre im selben Zeitraum 
etwas steiler. Aus diesen Veränderungen ergibt sich, dass Frauen, die das Alter von 65 Jahren 
erreicht haben, im Durchschnitt 3,6 Jahre länger leben als Männer; dies ist eine Folge der 
… auf die gesamte Lebenszeit gesehen … durchgehend höheren Sterbezi� er der Männer.

Abbildung 3. 5. 
Lebenserwartung 
mit 65 Jahren in 
EU-15 (Jahre)

Quelle: Eurostat.

Der Indikator spiegelt Verbesserungen der Lebensbedingungen, insbesondere im Hinblick auf 
Wohlstand, Wohnverhältnisse, Ernährung und Gesundheitsversorgung, wider. Die Lebens-
erwartung zu verlängern gehört zu den Zielen unserer Gesellscha�  und ist auch gut für sie, 
bedeutet jedoch auch eine Herausforderung für die Tragfähigkeit der ö� entlichen Finanzen, 
das Gesundheitssystem und die Altenp� ege.

In der Strategie von Lissabon wird die Anpassung der Gesundheitssysteme an eine alternde 
Bevölkerung gefordert, zugleich sollen Angemessenheit, Qualität, Zugang und langfristige 
Finanzierbarkeit gesichert werden. Darüber hinaus propagiert die Strategie, dass die Mit-
gliedstaaten durch ihre Politiken die soziale Integration, auch im Gesundheitsbereich, durch 
Maßnahmen im Rahmen der Strukturfonds fördern sollen. Armut und soziale Ausgrenzung 
können zu einer Verkürzung der Lebenserwartung beitragen.
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Die Lebenserwartung mit 65 Jahren steht in engem Bezug zur Gesundheitserwartung (In-
dikator ŒGesunde Jahre•) bei der Geburt und mit 65 Jahren, beein� usst wird sie durch die 
Krebsrate und den Prozentsatz aktiver Raucher. Auch Faktoren wie Lebensmittelsicherheit 
und  -qualität, Vorschri� en für den Umgang mit Chemikalien sowie durch Umweltein� üsse 
hervorgerufene Gesundheitsrisiken könnten direkten Ein� uss die Entwicklung des Indikators 
haben.

Langfristig angelegte Maßnahmen in den Bereichen der Wirtscha� s-, Sozial- und Umwelt-
politik mit dem Ziel, die Lebensqualität insgesamt zu verbessern, wirken sich auf die Le-
benserwartung positiv aus. So könnten beispielsweise die Faktoren BIP pro Kopf, Beschä� i-
gung und Armutsgefährdung das Wohlbe
 nden und damit auch die Lebenserwartung der 
Bürger beein� ussen.

Relevanz des 
Indikators

Analyse

Mögliche Wechsel-
beziehungen



Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einem nachhaltigeren Europa
Überalterung der Gesellschaft 

66

Fruchtbarkeitsrate
De� nition: Der Indikator wird de
 niert als die mittlere Anzahl lebend geborener Kinder, die 
eine Frau im Verlauf ihres Lebens gebären würde, wenn sie im Laufe ihres Gebärfähigkeitsalters 
den altersspezi
 schen Fruchtbarkeitszi� ern der betre� enden Jahre entsprechen würde. Es 
handelt sich somit um die endgültige Kinderzahl einer hypothetischen Geburtskohorte, die 
sich durch die Addition der altersspezi
 schen Fruchtbarkeitszi� ern eines bestimmten Jahres 
ermitteln lässt (dabei geht man davon aus, dass die Zahl der Frauen in den verschiedenen 
Altersgruppen gleich groß ist).

Die zukün� ige Bevölkerungsgröße und die Altersverteilung innerhalb dieser Grundgesamt-
heit werden in einem sehr hohen Maße durch die Gesamtfruchtbarkeitsrate bestimmt. Ge-
nerell wird davon ausgegangen, dass … bei ansonsten unveränderten Bedingungen … eine 
Gesamtfruchtbarkeitsrate von 2,1 eine mehr oder minder stabile Bevölkerungsgröße und 
Altersverteilung zur Folge hätte. In Anbetracht der Gesamtlebensdauer eines Menschen ru-
fen Trends bei diesem Indikator Langzeitfolgen hervor. Die Entwicklung des Indikators muss 
daher über einen möglichst langen Zeitraum betrachtet werden. Periodische Schwankungen 
sind bei diesem Indikator normal, doch führen längere Perioden über oder unter dem Repro-
duktionsniveau zu einer Verschiebung des Verhältnisses zwischen den Geburtskohorten und 
bedingen somit eine geänderte Planung des zukün� igen Bedarfs in Bezug auf Rentenmittel, 
Sozialversicherung sowie Bildungsleistungen und P� egeangebote für ältere Menschen.

Abbildung 3.6. 
Gesamtfruchtbarkeitsrate 

(Zahl der Kinder je Frau)

Quelle: Eurostat.
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Die Gesamtfruchtbarkeitsraten gingen in der gesamten EU von einem Wert deutlich über dem 
Reproduktionsniveau in der Mitte der sechziger Jahre auf rund 1,5 Mitte der neunziger Jahre 
zurück. Der niedrigste Wert in EU-15 wurde 1995 mit 1,42 erreicht, in EU-25 dauerte der 
Rückgang etwas länger, hier wurde der Tiefstwert mit ebenfalls 1,42 im Jahr 1999 erreicht. 
Seitdem sind die Fruchtbarkeitsraten wieder gestiegen: auf 1,52 für EU-15 und 1,48 für EU-
25 im Jahr 2002. Dies bedeutet, dass über einen Zeitraum von 30 Jahren hinweg die Zahl der 
Geburten zurückging, was zur Folge haben wird, dass der Anteil der Erwachsenen im gebärfä-
higen Alter zurückgeht, woraus sich ein weiterer Geburtenrückgang ergibt.

Hohe Fruchtbarkeitsraten werden für die Volkswirtscha�  als günstig angesehen, da sie … mit 
entsprechend langer Zeitverzögerung … ein höheres Arbeitskrä� eangebot nach sich ziehen. Der 
Zugang zu Gesundheitsversorgung und Betreuungsangeboten, die Scha� ung von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen mit dem Ziel, die Erwerbsbeteiligung der Frauen zu fördern, sowie 
 nanziel-
le Unterstützung für Haushalte mit unterhaltsp� ichtigen Kindern (die als besonders armutsge-
fährdet gelten) könnten in gewissem Umfang Ein� uss auf die Fruchtbarkeitsraten haben.
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Die Fruchtbarkeitsrate hat direkte Auswirkungen auf den Altenquotienten, da die Höhe der 
Fruchtbarkeitsrate das Ungleichgewicht in der Altersverteilung der Bevölkerung maßgeblich 
beein� usst. Beein� usst wird die Fruchtbarkeitsrate in erheblichem Maße durch die wirtscha� -
liche Gesamtsituation (BIP pro Kopf), die soziale Situation (Armutsrisiko) und die Lage am 
Arbeitsmarkt (Beschä� igung, Arbeitslosigkeit, geschlechtsspezi
 scher Lohnunterschied).

Auf der anderen Seite bietet die potenziell geringere Nachfrage nach Kinderbetreuungs- und 
Bildungsangeboten die Gelegenheit, bei derartigen Dienstleistungen zu sparen und das Ange-
bot zu verbessern.

Mögliche Wechsel-
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Die EU als ŒRaum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts• hat eine bewährte Tradition 
als Zu� uchtsort für Asylsuchende und Flüchtlinge. Während illegale Einwanderung wegen 
der damit verbundenen Schwierigkeiten bei der Eingliederung der Neuankömmlinge und 
möglichen Problemen durch Menschenhandel, illegale Beschä� igung bis hin zu Terrorismus 
bekämp�  werden muss, wird Œlegale Zuwanderung [...] eine wichtige Rolle beim Ausbau der 
wissensbestimmten Wirtscha�  in Europa und bei der Förderung der wirtscha� lichen Ent-
wicklung spielen und dadurch einen Beitrag zur Durchführung der Lissabonner Strategie leis-
ten. Sie könnte ferner bei den Partnerscha� en mit Drittländern eine Rolle spielen• 37. Darüber 
hinaus gilt Einwanderung als eine Möglichkeit, die durch steigende Lebenserwartung und ab-
nehmende Fruchtbarkeit bedingten Folgen der Überalterung aufzufangen.

Die Zahl der Einwanderer, die aus Drittländern in die EU kommen, ist hoch. In den neunziger 
Jahren lag die Zahl der Einwanderer bei rund 800 000 Personen pro Jahr mit einer gemäßigten 
jährlichen Zuwachsrate von durchschnittlich 1,2 %. Seit dem Jahr 2000 ist die durchschnittli-
che jährliche Zuwachsrate auf 28,2 % gestiegen, 2003 reisten fast 2,2 Millionen Einwanderer in 
die EU ein. Nachdem die Einwanderung bereits 1990 etwa 50 % des Bevölkerungswachstums 
ausmachte, ist die Einwanderungsquote in den letzten Jahren derart rasant gestiegen … bei 
gleichzeitigem Rückgang der Fruchtbarkeitsrate in der EU …, dass 2003 über 90 % des Bevölke-
rungswachstums der Einwanderung zu verdanken war. Allerdings wird die Signi
 kanz dieses 
Bevölkerungszuwachses für die Überalterung der Gesellscha�  durch die Altersstruktur der 
Einwanderer abgeschwächt, denn die meisten Einwanderer sind im erwerbsfähigen Alter. Ne-
ben diesem möglichen positiven Beitrag zur Gesellscha�  gilt es aber auch zu bedenken, dass 
auch die Einwanderer älter werden und im Alter auf Unterstützung angewiesen sind.

37 Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates von 
Brüssel im November 2004. 
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Abbildung 3.7. 
Wanderungssaldo 

in EU-25 (Millionen 
Personen)

Quelle: Eurostat.

Die Wanderungssaldo hat direkte Auswirkungen auf den Altenquotienten, denn die Einwan-
derungsrate kann zu einer ausgeglicheneren Altersverteilung in der Bevölkerung beitragen. 
Zudem hat die Einwanderung auch Auswirkungen auf die � ematik der Überalterung der 
Gesellscha�  insgesamt.

Je nach Quali
 kationsniveau der Einwanderer kann die Einwanderung auch positive oder ne-
gative Folgen für das Bildungsniveau, die Beschä� igungsquote, die Armutsgefährdung und die 
Ungleichheit der Einkommensverteilung nach sich ziehen.

De� nition: Die Wanderungssaldo entspricht dem Saldo zwischen Einwanderung in ein 
Gebiet und Auswanderung aus diesem Gebiet, ausgedrückt als Anzahl an Personen.

Wanderungssaldo
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Der Vergleich zwischen dem ö� entlichen Schuldenstand und dem BIP liefert einen Hinweis 
auf den Zustand einer Volkswirtscha� ; er zeigt auf, inwieweit ein Land zur Deckung seiner 
Ausgaben auf Kreditaufnahmen angewiesen ist. (Unabhängig davon ist zu bedenken, dass die 
Schulden im Allgemeinen langfristiger Natur sind und u. a. darauf zurückzuführen sind, wie 
gut die Volkswirtscha�  in der Vergangenheit geführt wurde, aber auch auf weitere spezi
 sche 
Faktoren, die mit der aktuellen Lage des betre� enden Landes zusammenhängen.) Eine gesunde 
Finanzlage der ö� entlichen Hand ist eines der Kriterien für den Stabilitäts- und Wachstumspakt 
(1997), sie gilt als ein Kriterium für den Beitritt der Mitgliedstaaten zur einheitlichen Währung. 
Das Verhältnis des ö� entlichen Schuldenstands der Eurozone zum BIP sollte den Referenz-
wert von 60 % nur in zeitlich befristeten Ausnahmefällen überschreiten, und die Verhältniszahl 
sollte danach auch wieder deutlich und stetig abnehmen. Die Regierungen der Mitgliedstaaten 
sind verp� ichtet, ihre Schuldenstatistiken im Rahmen des Verfahrens bei einem übermäßigen 
De
 zit zweimal jährlich an die Europäische Kommission zu melden. Durch einen Abbau des 
ö� entlichen Schuldenstands verringern sich auch kün� ige Zinszahlungen, somit bleibt mehr 
Spielraum, um den wachsenden Bedürfnissen einer alternden Bevölkerung nachzukommen.

Zwischen 1996 und 2000 besserte sich der ö� entliche Schuldenstand allgemein, im Jahres-
durchschnitt konnten die Schulden um 2,7 % abgebaut werden. In den letzten Jahren verläu�  
der Trend allerdings mit einem durchschnittlichen jährlichen Anstieg um 0,2 % in EU-15 und 
0,4 % in EU-25 im Zeitraum von 2000 bis 2004 weniger positiv.

Im Jahr 2004 überschritten neun von 25 Mitgliedstaaten die Schwelle von 60 %, darunter 
Deutschland und Frankreich, deren wirtscha� liches Gewicht die Gesamthöhe der Schulden in 
der EU erheblich beein� usst. Die höchsten Werte verzeichneten Griechenland (110,5 %) und 
Italien (105,8 %), während Estland und Luxemburg unter 10 % blieben (siehe Aufgliederung 
nach Ländern auf der Website). Die Durchschnittswerte für EU-15 und EU-25 liegen seit 1994 
durchgehend über dem Schwellenwert von 60 %.

Abbildung 3.8. 
Bruttoverbindlichkeiten 
des Sektors Staat (%)

Quelle: Eurostat.
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Der ö� entliche Schuldenstand wird beein� usst durch die Ausgaben des Staates (z. B. Rentenaus-
gaben und Ausgaben für die Altenp� ege) und das BIP-Wachstum. Da sich die Größenordnung 
der Aufwendungen für die Betreuung alter Menschen proportional zur Zahl der Alten verhält 
und die Kosten von den Erwerbstätigen getragen werden, wirkt sich auch der Altenquotient auf 
den ö� entlichen Schuldenstand aus.

Ö� entlicher Schuldenstand
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen

De� nition: Der Indikator wird de
 niert als die Bruttoverbindlichkeiten des Sektors Staat 
als Prozentsatz des BIP zu Marktpreisen.

Die Bruttoverbindlichkeiten sind die Geldmenge, die der Staat aufnehmen muss, um seinen 
Finanzierungsbedarf zu decken. Der Sektor Staat setzt sich zusammen aus dem Zentralstaat, 
den lokalen Gebietskörperscha� en und der Sozialversicherung.
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Der Anteil des BIP, der für Renten aufgewendet wird, ist eine wichtige Maßzahl für die wirt-
scha� liche Belastung der Gesellscha�  durch die Rentner. Hierbei ist allerdings zu beachten, 
dass der Indikator nicht nur auf die Altersrenten beschränkt ist.

Die Modernisierung der Rentensysteme nimmt auf der Agenda der EU einen hohen Stellen-
wert ein; mit den in der Strategie von Lissabon festgelegten und vom Rat von Laeken bekrä� ig-
ten Zielsetzungen werden zwei Stoßrichtungen verfolgt: 1. die Angemessenheit der Renten zu 
sichern, damit ältere Menschen nicht in die Armut abrutschen und auch im Alter einen ange-
messenen Lebensstandard halten können, und 2. die 
 nanzielle Tragfähigkeit der Rentensyste-
me aufrechtzuerhalten, was vorrangig durch ein hohes Beschä� igungsniveau erreicht werden 
soll. Im Hinblick auf das letztgenannte Ziel wurden Zielvorgaben festgelegt, nach denen die 
Beschä� igungsquote älterer Arbeitnehmer sowie das Durchschnittsalter für den Eintritt in den 
Ruhestand angehoben werden sollen.
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Der Anteil der Rentenausgaben am BIP liegt seit 2000 relativ stabil bei rund 12,6 % und damit 
um etwa 0,3 % niedriger als Mitte der neunziger Jahre. Die Schwankungen beim Anteil der Ren-
tenausgaben am BIP werden durch die Altersstruktur der Bevölkerung (Zahl der Rentenempfän-
ger) und in einigen Fällen durch Rentenreformen hervorgerufen.

Gegenüber dem Nettonationaleinkommen (siehe Kapitel über wirtscha� liche Entwicklung), das 
in den vergangenen zehn Jahren um weniger als 1 % gestiegen ist, nahm der Rentenanteil deut-
lich stärker zu (+ 5 %). Plausiblen Annahmen zufolge könnten die Rentenausgaben in der Mehr-
zahl der Mitgliedstaaten im Zeitraum von 2000 bis 2040 um 3-5 % des BIP ansteigen 38.

Renten sollen … wie alle Sozialtransfers … dazu beitragen, die Armutsgefährdung zu verringern 
und für altershalber oder aus sonstigen Gründen nicht mehr Erwerbsfähige das Erwerbseinkom-
men zu ersetzen. Renten erleichtern den Zugang zu angemessenen Lebensbedingungen und die 
Teilhabe an der Gesellscha� . Eine Modernisierung der Rentensysteme ist allerdings unumgäng-
lich, daher wurden in den meisten Ländern Reformen eingeführt, die allerdings noch nicht über-
all hinreichend greifen, um die langfristige 
 nanzielle Tragfähigkeit der Systeme sicherzustellen.

Der Abbau von Vorruhestandsregelungen und die Verlängerung der Lebensarbeitszeit, so dass 
sich das durchschnittliche Renteneintrittsalter entsprechend dem Trend bei der Lebenserwar-

38 Budgetary challenges posed 
by ageing populations: the 
impact on public spending 
on pensions, health and 
long-term care for the elderly 
and possible indicators of 
the long-term sustainability 
of public � nances, EPC/
ECFIN/630-EN.

Abbildung 3.9. 
Rentenausgaben in 

EU-15 (% des BIP)

Quelle: Eurostat.

 

De� nition: Der Indikator wird de
 niert als Anteil der Rentenausgaben am BIP. Die Renten 
umfassen Altersruhegelder, Frührenten, Teilrenten, Hinterbliebenenrenten und Vorruhe-
standsgelder.

Rentenausgaben
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen
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Da die 
 nanzielle Last der Unterstützung der älteren Generation von den Erwerbstätigen getra-
gen wird, wirkt sich der Altenquotient auch auf die Rentenausgaben aus. Auch die Gesamtbe-
schä� igungsquote nach Altersgruppen hat Ein� uss auf die Rentenausgaben, da diese Ausgaben 
auch die Aufwendungen für Frührenten und andere Arten von Ruhestandsgeldern beinhalten. 
Wie bei anderen Ausgabenindikatoren ist davon auszugehen, dass sich die Rentenausgaben 
auf das Nettonationaleinkommen auswirken und mögliche Folgee� ekte für andere Arten von 
ö� entlichen Ausgaben nach sich ziehen. Zusammenhänge bestehen sehr wahrscheinlich auch 
mit dem Alterseinkommen, möglicherweise mit der Armutsgefährdungsquote für Personen 
von 65 Jahren und älter und dem relativen Einkommensmedianverhältnis.

tung nach hinten verschiebt, sind Maßnahmen, die zum Erhalt der Systeme beitragen werden. 
Höhere Einzahlungen in private Fondsprogramme können ebenfalls einen Beitrag dazu leisten, 
auch in Zukun�  angemessene Renten zu sichern, ohne dass dadurch die ö� entlichen Finanzen 
überstrapaziert werden.

Mögliche Wechsel-
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De� nition: Dieser Indikator wird de
 niert als der prozentuale Anteil der Sozialschutzaus-
gaben, der für die Altenp� ege aufgewendet wird, am BIP. Diese Ausgaben umfassen P� e-
gegelder, Unterbringung und Hilfestellung im Alltag.

Der Indikator zeigt, inwieweit die ältere Bevölkerung durch einen spezi
 schen Sozialschutz 
vor bestimmten Risiken geschützt ist. Der Sozialschutz wird durch steuer
 nanzierte Trans-
ferleistungen des Staates (rund ein Drittel der Gesamtaufwendungen) und Sozialbeiträge der 
Arbeitgeber und der Versicherten (rund zwei Drittel) 
 nanziert 39.

Die Strategie von Lissabon fordert von den Mitgliedstaaten, ihre ö� entlichen Finanzen lang-
fristig Œgesund• zu erhalten und dabei den Folgen der Überalterung der Gesellscha�  Rech-
nung zu tragen.

Die Ausgaben für die Altenp� ege, ausgedrückt als Anteil am BIP, liegen in den letzten Jahren 
relativ konstant bei 0,4 %; zu Beginn der neunziger Jahre lagen sie noch bei 0,3 %. Die für den 
Zeitraum 2000 bis 2001 vorliegenden Daten für EU-25 decken sich mit jenen für EU-15.

Abbildung 3.1 0. 
Ausgaben für die 

Altenp”  ege in    
EU-15 (% des BIP)

Quelle: Eurostat.

Ausgaben für die Altenp” ege
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen

Die Ausgaben für die Altenp� ege werden ganz erheblich durch den Altenquotienten beein-
� usst, da die Höhe derartiger zukün� iger Ausgaben mit den Trends bei der Lebenserwar-
tung mit 65 Jahren sowie mit der Gesamtfruchtbarkeitsrate und der Nettowanderung im Zu-
sammenhang stehen. Relevant sind auch die Gesundheitserwartung bei der Geburt und mit 
65 Jahren, denn gesunde Menschen sind in geringerem Maße auf fremde Hilfe angewiesen. 
Zudem besteht ein Zusammenhang damit, inwieweit zukün� ige Rentnergenerationen in der 
Lage sind, für sich selbst aufzukommen … ein Faktor, der sich in der Beschä� igungsquote 
nach Altersgruppe wieder
 ndet.

39 Eurostat Jahrbuch 2004.
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Beschäftigungsquote nach Altersgruppe
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen

De� nition: Der Indikator wird de
 niert als Gesamtbeschä� igungsquote nach Alters-
gruppe. Die Beschä� igungs- oder Erwerbsquote ergibt sich durch Division der Anzahl 
erwerbstätiger Personen in jeder Altersklasse durch die Gesamtbevölkerung derselben Al-
tersklasse.

Die Erwerbsbevölkerung besteht aus den Personen, die während der Referenzwoche eine 
Tätigkeit gegen Entgelt oder Ertrag mindestens eine Stunde ausgeübt haben oder die nicht 
gearbeitet haben, weil sie vorübergehend vom Arbeitsplatz abwesend waren.

Die Erwerbsquote unter älteren Menschen ist niedrig, viele Menschen verlassen bereits mit 
relativ jungen Jahren den Arbeitsmarkt. Um die zukün� igen Auswirkungen der ungünstigen 
Trends bei der Bevölkerungsentwicklung aufzufangen, ist eine Ausweitung der Erwerbsbevöl-
kerung unverzichtbar. Mit diesem Indikator sollen die Fortschritte auf dem Weg zu dem Ziel 
verfolgt werden, das der Europäische Rat von Stockholm im März 2001 formulierte, nämlich 
dass bis 2010 mindestens die Häl� e der Bevölkerung der EU in der Altersgruppe von 55 bis 64 
Jahren einer Erwerbstätigkeit nachgehen soll. Der Europäische Rat von Barcelona forderte im 
März 2002 außerdem, dass verstärkte Anstrengungen unternommen werden müssten, um die 
Chancen älterer Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt zu verbessern. Mit Blick auf dieses Ziel lautet 
der Vorschlag, dass bis zum Ende dieses Jahrzehnts eine Verschiebung des durchschnittlichen 
Renteneintrittsalters um fünf Jahre nach hinten angestrebt werden sollte.

Abbildung 3.11. 
Gesamtbeschäfti-
gungsquote nach 
Altersgruppe in 
EU-15 (%)

Quelle: Eurostat.

 

Im Jahr 2003 lag die Gesamtbeschä� igungsquote in EU-25 bei 63 % und in EU-15 bei 64,4 % 
(siehe Kapitel zur wirtscha� lichen Entwicklung). Hinter diesen Gesamtzahlen verbergen sich 
jedoch erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Altersgruppen. In der Altersgruppe 
von 55 bis 64 Jahre waren lediglich 40,2 % der Bevölkerung von EU-25 (41,7 % in EU-15) 
erwerbstätig; im Vergleich dazu: In der Altersgruppe von 25 bis 64 Jahre waren es 76,5 % 
(77,2 %). Eine zuverlässige Aussage über die jüngste Altersgruppe (15 bis 24 Jahre) zu tre� en 
ist schwierig, da die Beschä� igungsquote nicht um den Faktor derjenigen bereinigt ist, die an 
Bildungsmaßnahmen teilnehmen, daher wird diese Altersgruppe hier nicht berücksichtigt.

Die Beschä� igungsquote älterer Arbeitnehmer ist nach wie vor sehr niedrig; ihre Anhebung 
auf 50 % stellt damit für die kommenden Jahre eine Herausforderung dar, wenngleich die 
Veränderungen der jüngsten Zeit mit einem Anstieg um 3,9 Prozentpunkte zwischen 2000 
und 2003 ermutigende Zeichen setzen. Im Jahr 2001 gingen nur 39 % der Bevölkerung im 
Alter von 55 bis 64 Jahren einer Erwerbstätigkeit nach, rund 3 % waren arbeitslos, die übrigen 
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58 % nicht erwerbstätig. In Anbetracht des sehr hohen Anteils an Nichterwerbstätigen wird 
klar, dass die Zielvorgabe von Barcelona, das Renteneintrittsalter heraufzusetzen, Grundvor-
aussetzung dafür ist, dass das Ziel einer Beschä� igungsquote von 50 % für diese Altersgruppe 
erreicht werden kann.

Bei der Beschä� igungsquote nach Altersgruppe handelt es sich um eine spezi
 sche Unterglie-
derung des unter dem � ema ŒWirtscha� liche Entwicklung• erörterten Beschä� igungsindi-
kators, mit dem dieser Indikator in engem Zusammenhang steht und hinsichtlich der mögli-
chen Wechselbeziehungen weitgehend übereinstimmt.

Die Beschä� igungsquote nach Altersgruppe hängt damit zusammen, inwieweit die Gesell-
scha�  in der Lage ist, kün� igen Rentnern einen angemessenen Sozialschutz zu bieten, und 
ist dadurch eng verknüp�  mit den Rentenausgaben und den Ausgaben für die Altenp� ege. 
Beein� usst wird sie auch durch die Faktoren lebenslanges Lernen, frühe Schulabgänger und 
Bildungsniveau, denn Bildung und bedarfsgerechte Quali
 kationen spielen für die Beschä� i-
gungsfähigkeit eine entscheidende Rolle.

Mögliche Wechsel-
beziehungen
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Altenquotient

Die aktuellen Daten werden von Eurostat bei den nationalen 
statistischen Ämtern erhoben und basieren auf der jüngsten 
Volkszählung oder auf Daten aus einem Bevölkerungsregister. 
In den Daten sind auch Schätzungen von Eurostat enthalten.

Die Projektionen wurden auf der Grundlage eines von 
mehreren Szenarios zur Bevölkerungsentwicklung 
vorgenommen, die sich auf Annahmen bezüglich 
Fruchtbarkeit, Sterblichkeit und Migration stützen. In dem 
aktuellen Trendszenario sind künftige Messungen, die die 
Trends der Bevölkerungsentwicklung beein” ussen könnten, 
nicht berücksichtigt. Hierbei ist zu beachten, dass die von 
Eurostat getro� enen Annahmen von den Annahmen der 
einzelnen nationalen statistischen Ämter abweichen können, 
daher können sich auch die von Eurostat verö� entlichten 
Ergebnisse von denen der Mitgliedstaaten unterscheiden.

Relatives Einkommensmedianverhältnis

Die Daten stammen aus dem Haushaltspanel der 
Europäischen Gemeinschaft (European Community 
Household Panel, ECHP) (siehe Textkasten 2.3 im Abschnitt 
ŒWissenswertes zur Methodik• des Kapitels über Armut 
und soziale Ausgrenzung). Der Medianwert ist derjenige 
Wert, der die Einkommensverteilung in zwei gleich große 
Teile unterteilt … genau 50 % der Bevölkerung liegen über 
diesem Wert und 50 % darunter. Das Äquivalenzeinkommen 
der Haushalte wird nach einer von der OECD festgelegten 
Methodik bestimmt, die Unterschieden bezüglich Größe 
und Zusammensetzung der Haushalte Rechnung trägt und 
damit ein realitätsnäheres Bild vermittelt (siehe Abschnitt 
ŒWissenswertes zur Methodik• im Kapitel über Armut und 
soziale Ausgrenzung).

Armutsgefährdungsquote für Personen 
im Alter von 65 Jahren und älter

Die Daten stammen aus dem ECHP (siehe Textkasten 2.3). 
Die Grundgesamtheit umfasst alle Personen, die in privaten 
Haushalten leben. Weitere Einzelheiten “ nden sich im 
Abschnitt zum Leitindikator ŒArmutsgefährdungsquote• im 
Kapitel ŒArmut und soziale Ausgrenzung•.

Lebenserwartung mit 65 Jahren

Die Daten stammen aus dem Haushaltspanel der 
Europäischen Gemeinschaft (ECHP) bis 2001, mit 
Extrapolierungen für 2002 (siehe Textkasten 2.3).

Fruchtbarkeitsrate

Die Daten werden von den nationalen statistischen 
Ämtern erhoben und richten sich damit nach den 
Registrierungssystemen der einzelnen Länder. Für 
Bevölkerungsstatistiken liegen keine internationalen 
Empfehlungen vor. Eurostat hat hierzu ein 
Umwandlungsverfahren namens Syscodem entwickelt, mit 
dem nach jeder beliebigen De“ nition erhobene Daten für 
die Europäische Union untereinander verglichen werden 
können. Ab 2003 soll zudem eine neue Methodik zur 
Berechnung dieses Indikators vorliegen.

Wanderungssaldo

Die Daten werden von Eurostat bei den nationalen 
statistischen Ämtern erhoben und basieren auf der 
jüngsten Volkszählung oder auf Daten aus einem 
Bevölkerungsregister. Da für die meisten Länder entweder 
keine exakten oder sogar überhaupt keine Daten über Ein- 
und Auswanderung vorliegen, wird die Nettowanderung 
im Allgemeinen anhand der Di� erenz zwischen dem (Ge-
samt-)Bevölkerungszuwachs und dem natürlichen Zuwachs 
zwischen zwei Stichtagen geschätzt. Die statistischen 
Ungenauigkeiten bei den zwei Komponenten dieser 
Gleichung, insbesondere beim Bevölkerungszuwachs, 
wirken sich damit auf die Statistik über die Nettowanderung 
aus. In Anbetracht dieser Einschränkungen sind die Daten 
nicht ohne weiteres vergleichbar; in den Daten sind auch 
Schätzwerte von Eurostat enthalten.

Ö� entlicher Schuldenstand

Die Daten basieren auf dem Europäischen System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). Da 
es sich bei diesem Indikator um eines der zentralen 
Konvergenzkriterien gemäß dem Maastrichter Vertrag 
handelt, ist eine sehr gute Vergleichbarkeit innerhalb EU-15 
und der neuen Mitgliedstaaten gegeben, und die Daten sind 
in der Regel vollständig und von hoher Qualität.

Als Schuldenstand gilt der Nominalwert (Nennwert), 
Fremdwährungsschulden werden zu Jahresend-
Devisenmarktkursen in die Landeswährung umgerechnet 
(mit gesonderten Bestimmungen für Verträge). Die 
nationalen Daten für den Sektor Staat sind zwischen 
den Untersektoren konsolidiert. Die Grunddaten liegen 
in Landeswährung vor und werden anhand der von der 
Europäischen Zentralbank gelieferten Wechselkurse zum 
Jahresende in Euro umgerechnet. Die Berechnung der Daten 
erfolgt nach ihrer Fälligkeit.

Wissenswertes zur Methodik

Messung der Fortschritte auf dem Weg zu einem nachhaltigeren Europa
Überalterung der Gesellschaft

75
















































































































































































































































































































































































	MESSUNG FORTSCHRITTE AUF DEM WEG ZU EINEM NACHHALTIGEREN EUROPA
	Inhalt
	Einführung


	Icono: 
	Copyright: 


